IEDLUNG UND WIRTSCHAFT 


ZEITSCHRIFT FÜR DAS GESAMTE SIEDLUNGS-UND WOHNUNGSWESEN 


MITTEILUNGSBLATT DES REICHSVERBANDES 
DER WOHNUNGSFÜRSORGEGESELLSCHAFTEN 


HERAUSGEBER: JUSTUS VON GRUNER/ WILHELM SCHLEMM / FERDINAND NEUMANN 


VERLAG: SCHRIFTLEITUNG: 
BERLIN-CHARL. 2, HARDENBERGSTR.13 BERLIN W 8, KRONENSTRASSE 72 


15. JAHRGANG ‚ BERLIN / MÄRZ 1933 , HEFT 3 


Denkſchrift 


über 


Arbeitsbeſchaffung durch nebenberufliche Landjiedlung 


Inhalt: 


I Die beſte Form der Arbeit3befhaftung . » » 2 22.2.0. Seite 90 
(Neichsarbeitsminiſter a. D. Dr. Brauns) 


II. Siedlerauswahl und Siedlerberatung 2 e . Seite 94 
(Miniſterialrat im Reichsarbeitsminiſterium Gisbertz) 

III. Standortwahl und Landbeſchaffunnnnnnnnn s Seite 96 
(Dr. Dr. Pfannſchmidt) 

/ ( . Seite 100 


(Architekt für Gartenbau und Siedlung Migge 
unter Witwirkung von Gartenarchitekt M. Schemmel) 


Ve Bauwirtſchaftliche Zurch führung Seite 105 
(Syndikus Dr. Neumann und Regierungsbaumeifter a. D. Weber) 
VI. Heffentlich- rechtliche Laſten der nebenberuflichen Landſiedlung 


And ire gels. 8 Seite 111 
(Regierungsrat a. D. Dr. Müller-Haccius 
in Zuſammenarbeit mit Dr. Mühlner und Kreiskommiſſar a. D. Duelberg) 


VII. Finanzpolitiſche Auswirkungen. Seite 113 
(Hauptmann a. B. Ausfeld, Reichsarbeitsminiſterium, und P. G. Hoffmann) 


VIII. Leitſätze zur Förderung der nebenberuflichen Landſiedlung . Seite 116 
(Reichsarbeitsminiſter a. D. Dr. Brauns und P. G. Hoffmann) 


Es hat ſich ein Kreis von Perſonen gebildet mit dem Ziel einer Arbeitsgemeinſchaft, um den 
Gedanken der nebenberuflichen Landſiedlung zu fördern und die Grundlage zu ihrer Verwirk— 
lichung zu ſchaffen. Behörden und Wirtſchaftsverbände haben die Witwirkung zugeſichert, fo u. a.: 


Deutſcher Städtetag Deutſcher Gewerkſchaftsbund 

Reichsſtädtebund Allgemeiner Deutſcher Gewerkſchaftsbund 
Deutjcher Landkreistag Verband evang. Arbeiter- und Arbeiterinnen⸗Vereine 
Verband der Preußiſchen Landgemeinden Reichsverband der katholiſchen 

Reichsverband der Wohnungsfürſorgegeſellſchaften ö Arbeiter⸗ und Arbeiterinnen⸗Vereine 
Landesplanungsverband Brandenburg Neichsſtelle für Siedlerberatung 


—— —— • ä6ä——— ͤ 


89 


J. Die beſte Form der Arbeitsbeſchaffung 


Von Reichsarbeitsminiſter a. D. Dr. Brauns. 


Von allen Seiten ertönt der Notſchrei: „Schafft 
Arbeit!“ Die Zahl derer, die ſich auf den 
Konjunkturaufſchwung verlaſſen, wird immer ge⸗ 
ringer, je länger die Kriſis anhält und Volk und 
Staat, Wirtſchaft und Kultur zerſetzt. Die Reichs⸗ 
regierung ſuchte dieſem Schrei nach Arbeit durch 
verſchiedene Formen von Arbeitsbeſchaffung zu 
begegnen, die Regierung von Papen, indem ſie 
die Privatwirtſchaft mit Hilfe von Steuergut⸗ 
ſcheinen, Einſtellungsprämien und einer „Locke⸗ 
rung“ der Tarifverträge Chancen gab, die Re- 
gierung von Schleicher, indem ſie unter Führung 
eines Reichskommiſſars für Arbeitsbeſchaffung den 
kommunalen und anderen öffentlichen Körper— 
ſchaften die Vergebung von Arbeiten erleichterte. 


Wird man mit dieſer Arbeitsbeſchaffung dem 
heutigen Arbeitsloſenproblem gerecht? — Leider 
iſt dieſe Frage zu verneinen. Es hat ſich gezeigt, 
daß das von der Regierung Papen aufgeſtellte 
Programm keine Verbeſſerung der Wirtſchafts⸗ 
lage herbeigeführt hat. Geſünder in ſeinen ein⸗ 
zelnen Maßnahmen iſt zweifellos das Arbeits— 
beſchaffungsprogramm der Regierung Schleicher 
geweſen. Es kommt im Effekt auch der Privat- 
induſtrie zugute, ſchließt aber Mißbräuche wirk⸗ 
ſamer aus, als die voraufgegangenen Maßnahmen 
der Regierung von Papen. 

Wie man aber auch alle dieſe Bemühungen um 
Arbeitsbeſchaffung beurteilen mag, ſie bedeuten 
letzten Endes nichts anderes als den Verſuch, 
einen ſich anbahnenden Umjhwung der Konjunk⸗ 
tur zu beſchleunigen und zu fördern. Es handelt 
ſich beſtenfalls um Hilfsmaßnahmen von zeitlich 
eng begrenztem Wert. Für das Problem der 
gegenwärtigen Arbeitsloſigkeit bedeuten ſie keiner⸗ 
lei Löſung, nicht einmal eine Teillöſung! Dazu 
bedarf es zunächſt einer gewiſſen „Diagnoje“ 
der gegenwärtigen Kriſis. Dieſe 
braucht hier keineswegs mit wiſſenſchaftlicher Voll⸗ 
ſtändigkeit vorgenommen zu werden, zumal ſich 
auch Fachmänner über die letzten Urſachen unſerer 
Kriſis nicht völlig einig ſind. Es muß uns ge⸗ 
nügen, feſtzuſtellen, daß wir es heute nicht nur 
mit einem, wenn auch verſchärften Auf und Ab 
der Konjunktur zu tun haben, ſondern allem An⸗ 
ſchein nach mit einer Kriſis von geradezu ſäku⸗ 
larer Bedeutung. 

Der Wandel in der Wirtſchaftsſtruktur und da⸗ 
mit der ſtrukturelle Charakter der gegenwärtigen 
Kriſis iſt nämlich unverkennbar. Schon die Tat⸗ 
lache, daß es ſich gegenwärtig um eine Welt- 
kriſe allgemeinſter Art handelt, läßt 
auf dieſen ſtrukturellen Wandel der Wirt⸗ 
ſchaft ſchließen. Die periodiſch öfter wieder⸗ 
kehrenden Wirtſchaftskriſen erfaſſen abwechſelnd 
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dieſes oder jenes Land, dieſen oder jenen 
Zweig der Wirtſchaft. So gab es bereits 
lange Jahre vor dem Weltkrieg in der eng— 
liſchen Wirtſchaft eine Arbeitsloſenfrage, während 
wir in Deutſchland ſeit dem Jahre 1895 bis zum 
Kriegsende nicht vor dieſe Frage geſtellt waren. 
Heute bleibt keine Wirtſchaft und kein Wirtſchafts⸗ 
zweig von der Kriſis verſchont. Ob es ſich um 
Sieger oder Beſiegte oder um neutrale Völker 
handelt, ob es Länder mit ſtarker oder ſchwacher 
Währung ſind, mit Goldmangel oder Goldüber— 
fluß, alle werden von dieſer Kriſis heimgeſucht, 
von einer Kriſis, die gleichzeitig die Urproduftion 
und insbeſondere die Landwirtſchaft wie die In— 
duſtrie in ihren Grundfeſten erſchüttert und das 
gegenwärtige Wirtſchaftsſyſtem in Frage ſtellt. 
Es hieße die Lage allzu leicht nehmen, wollte man 
einer ſo gearteten Weltkriſis gegenüber ſich mit 
einer Arbeitsbeſchaffung begnügen, die nicht weit 
über ſonſt übliche Notſtandsarbeiten hinausgeht. 

Noch klarer tritt der ſtrukturelle Charakter der 
Kriſis in die Erſcheinung, wenn man ihren Urs 
ſachen nachgeht. Technik und Rationalijierung 
haben die Produktionsfähigkeit der Landwirt: 
ſchaft und Induſtrie in einem ungeahnten Aus⸗ 
maß erhöht. In kürzeſter Friſt werden in einer 
einzigen Induſtrie und in einzelnen Induſtrie⸗ 
bezirken Hunderttauſende von Arbeitskräften in⸗ 
folge techniſcher Umwälzung entlaſſen. Dabei 
werden die Möglichkeiten der modernen Natur- 
wiſſenſchaft und Technik nicht einmal voll aus⸗ 
genutzt. Sachkenner verſichern, daß der gegen- 
wärtige Produktionsapparat auch bei Ueberwin⸗ 
dung der Kriſis und nach Beſeitigung der Arbeits- 
loſigkeit der vorausſichtlichen Nachfrage weit über⸗ 
legen ſei. In den Vereinigten Staaten von Ame⸗ 
rika wird die Dreißigſtundenwoche ernſtlich dis⸗ 
kutiert. Welch' ein Wandel gegenüber der letzten 
Vergangenheit! Nur wenige Jahre ſind es her, 
als die Vereinigten Staaten noch als das „Land 
der unbeſchränkten Möglichkeiten“ galten. Man 
erinnere ſich des vor wenigen Jahren erſchienenen 
Buches von Ford: „Das große Heute, das größere 
Morgen.“ Damals war es eine Senſation und 
heute könnte es nicht mehr geſchrieben werden. 
Vor kurzem ging eine Nachricht durch die Preſſe, 
daß eine Gruppe von Ingenieuren an der Colum⸗ 
bia⸗Univerſität, die ſich ſeit Jahren mit dem Ein⸗ 
fluß der techniſchen Entwicklung auf die Arbeits- 
loſigkeit befaßt hat, den Standpunkt vertritt, daß 
die amerikaniſche Induſtrie auch bei einer Wieder- 
belebung der Produktion weder durch Erſchlie— 
ßung ausländiſcher Märkte noch durch Steigerung 
des Inlandkonſums jemals den Ueberſchuß an 
Arbeit abſorbieren könne. Dieſelben Ingenieure 
kommen zu dem Ergebnis, daß neben einer Pla— 
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nung der Wirtſchaft nur eine Beſchränkung der 
Arbeitszeit auf vier Stunden täglich Amerika 
aus der ſozialen Kriſe erretten könne! Man 
braucht in der Beurteilung der Lage nicht ſoweit 
zu gehen, wie es hier geſchieht. Aber ſolchen 
Urteilen von Fachmännern gegenüber wird man 
ſich zum mindeſten auf ſtrukturelle Wandlungen 
der Weltwirtſchaft ſowohl wie der nationalen 
Wirtſchaft einſtellen müſſen. 

In die gleiche Richtung weiſen die handels⸗ 
politiſchen Kämpfe der Gegenwart: Allenthalben 
ſteigender Protektionismus, Prohibitivzölle, Ein⸗ 
fuhrverbote, Kontingentierung, Streben nach 
wirtſchaftlicher Autarkie! Ganz gleich wie man 
in dieſem oder jenem Land zu den damit aufge- 
worfenen Fragen Stellung nimmt, niemand kann 
leugnen, daß ſie ein charakteriſtiſches Zeichen für 
die Unausgeglichenheit von Produktionsmöglich⸗ 
keiten auf der einen und Abſatzmöglichkeiten auf 
der anderen Seite darſtellen. Sie hängen aufs 
engſte zuſammen mit dem Streben nach 
wirtſchaftlicher Verſelbſtändigung 
der Völker und Staaten, dem das Ver⸗ 
langen nach politiſcher Verſelbſtändigung 
parallel läuft. Es iſt bezeichnend, daß ſelbſt die 
engliſche Induſtrie nicht mehr an die Rückkehr zu 
dem Syſtem des internationalen Handels, wie er 
vor dem Kriege beſtand, glaubt. 

Jedenfalls iſt mit einem Fortbeſtand der Ar— 
beitsteilung, wie ſie die Weltwirtſchaft der letzt⸗ 
vergangenen Jahrhunderte ſah: hie Agrarſtaaten, 
dort Induſtrieſtaaten, nicht mehr zu rechnen. Die 
Tatſache allein, daß heute z. B. in Deutſchland 
die Maſchineninduſtrie den wichtigſten Teil unſe⸗ 
res Exportes beſtreitet, beſtätigt dieſen Schluß. 
Daraus ergibt ſich, daß insbeſondere die Induſtrie⸗ 
ſtaaten Europas in der Folgezeit nicht mehr 
wie bisher einen fortgejeßt ſteigen⸗ 
den Prozentſatz ihrer Bevölkerung 
nur durch Gewerbe und Induſtrie, 
Handel und Verkehr ernähren kön⸗ 
nen, daß dieſer Prozentſatz ſogar 
vermindert werden muß, wenn an⸗ 
ders man der Arbeitslojigfeit Herr 
werden will. 


Nimmt man noch hinzu die dauernden Erſchwe— 
rungen des Welthandels infolge des Weltkrieges, 
die Balkaniſierung Mitteleuropas, die Bolſche⸗ 
wiſierung durch Rußland, die politiſchen Wirren 
in Oſtaſien, ſo wird die ins Rieſenhafte ange⸗ 
wachſene Zahl von rund ſieben Millionen Er— 
werbsloſen, einſchließlich der von der Statiſtik 
nicht gezählten, verſtändlich. Zuzüglich der der 
Familienangehörigen ſind das rund 17 bis 18 
Millionen, die von der Arbeitsloſigkeit unmit- 
telbar erfaßt ſind, von der etwa 65 Millionen 
zählenden deutſchen Geſamtbevölkerung. Die 
Rückwirkungen auf die geſamte Volkswirtſchaft 
müſſen für große Teile derſelben vernichtend ſein. 
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Gewiß hat die gegenwärtige Kriſis manche Züge 
gemeinſam mit früheren epochemachenden wirt- 
ſchaftlichen Umwälzungen. Daneben aber find 
ausſchlaggebende Beſonderheiten wie die beſchrie— 
benen nicht zu überſehen. Angeſichts dieſer Feit- 
ſtellungen täte man gut, den offenbaren Wand⸗ 
lungen der wirtſchaftlichen Struktur auch bei der 
Arbeitsbeſchaffung Rechnung zu tragen. 


Wie kann das geſchehen? 


Die Arbeitsverkürzung ſoll nach der Meinung 
weiteſter Kreiſe dieſem Zwecke dienen. Man 
erblickt in ihr eine unvermeidliche Konſequenz der 
modernen Techniſierung und Rationaliſierung und 
will vor allem dadurch den Arbeitsmarkt erleich— 
tern. Bei uns hat man die Vierzigſtundenwoche, 
in Amerika bereits die Dreißig- bis Sechsund⸗ 
dreißigſtundenwoche gefordert. Und das inter- 
nationale Arbeitsamt hat ſich ebenfalls ſchon mit 
dieſem Problem befaßt. Wir werden zu 
weiteren Kürzungen der Arbeits⸗ 
zeit in Induſtrie, Handel und Ver⸗ 
kehr auf Grund der modernen Tech⸗ 
nil und im Anſchluß an internatio⸗ 
nale wirtſchaftliche Konventionen 
kommen. Es iſt aber fraglich, ob das auf dem 
Wege eines internationalen Abkommens über eine 
allgemeine und gleichgeartete Kürzung der Ar: 
beitszeit in abſehbarer Zeit erreicht wird. Jeden⸗ 
falls hat das bisherige Schickſal des Waſhing⸗ 
toner Abkommens über den Achtſtundentag und 
haben auch die letzten Verhandlungen in Genf 
über die Vierzigſtundenwoche keine großen Hoff— 
nungen in dieſer Richtung geweckt. Wo liegen 
die Hemmungen auf dieſem Wege? Einmal in 
dem Zwang, der internationalen Konkurrenz 
Rechnung zu tragen, und in den Schwierigkeiten, 
die mit jeder internationalen Regelung größeren 
Stiles verbunden ſind, ferner in der Frage des 
Lohnausgleichs und endlich in der Anſicherheit 
über das wirtſchaftlich richtige Ausmaß (Opti⸗ 
mum) der Arbeitszeit in der gegenwärtigen 
Periode wirtſchaftlicher Umwälzungen, die keines⸗ 
wegs zum Abſchluß gelangt iſt. Der letztgenann⸗ 
ten Schwierigkeit würde beiſpielsweiſe die Vier⸗ 
zigſtundenwoche, ſoweit man damit Arbeitsloſe 
in die Betriebe bringen will, kaum genügend 
Rechnung tragen. Sind wir doch heute in 
Deutſchland nicht weit von der Vier⸗ 
zigſtundenwoche entfernt und zählen 
doch noch ſechs bis ſieben Millionen 
Arbeitsloſe. Davon würden aller Voraus⸗ 
ſicht nach höchſtens eine Million durch die geſetz⸗ 
liche Vierzigſtundenwoche wieder in den Produk⸗ 
tions⸗Prozeß eingereiht. Die Anzahl derjenigen, 
die dabei auf den konjunkturellen Aufſtieg warten 
müßte, wäre immer noch zu groß — daher die 
viel weitergehenden Beſtrebungen dieſer Art in 
den Vereinigten Staaten von Amerika. Aber 


jede weitere Verkürzung der Arbeitszeit würde 
die Schwierigkeiten eines Lohnausgleichs beträcht⸗ 
lich vermehren. Es würde auch nicht bei der Ver⸗ 
kürzung der täglichen Arbeitszeit bleiben, ſondern 
man würde zu einer Beſchränkung der Arbeits- 
tage in der Woche übergehen und mindeſtens bei 
der Fünftage⸗, vielleicht bei der Viertagewoche 
enden. Mit einer Viertagewoche würde aller— 
dings ſchon eine beträchtliche Zahl von Arbeits- 
loſen wieder Beſchäftigung finden, aber alle wür⸗ 
den zur ſog. Kurzarbeit verurteilt werden, ohne 
eines entſprechenden Lohnausgleiches ſicher zu 
ſein. Die Geſamtmenge an produktiver Arbeit 
und damit auch das Einkommen würde durch dieſe 
Arbeitszeitverkürzung nicht größer werden. Viel⸗ 
leicht wird man ſich wegen dieſer Erwägung des 
Peſſimismus' zeihen; wir brauchen uns aber gar 
nicht über das Für und Wider in der Beurteilung 
einer allgemeinen geſetzlichen Arbeitszeitverkür⸗ 
zung zu ſtreiten. Auch wenn dieſer Gedanke in 
dem für eine Ueberwindung der ſtrukturellen Ar⸗ 
beitsloſigkeit erforderlichen beträchtlichen Ausmaß 
verwirklicht werden würde, ſo ſtänden wir ſicher 
vor dem neuen Problem: Womit ſoll ſich 
der Arbeiter in der neuen Freizeit 
beſchäftigen? N 

Wollen wir demnach aus der Tatſache der tief— 
greifenden Umgeſtaltung der Wirtſchaft die letzten 
Konſequenzen ziehen, dann dürfen wir keinesfalls 
bei der Forderung nach einer geſetzlichen Verkür⸗ 
zung der Arbeitszeit in Induſtrie, Handel und 
Verkehr, ſo berechtigt ſie auch ſein mag, ſtehen⸗ 
bleiben. Es iſt dann die weitere Frage nach 
einer zuſätzlichen produktiven Beſchäftigung zu 
ſtellen, die ſowohl dem Einzelnen wie der Ge⸗ 
ſamtheit die durch die Arbeitszeitverkürzung ver- 
lorenen Werte erſetzt und üble Folgen der Ar— 
beitszeitverkürzung verhindert. Auch die zuletzt 
erwähnte Aufgabe iſt wahrlich nicht bedeutungs⸗ 
voll! Denn bei einer Fünf- oder gar Viertage⸗ 
woche handelt es ſich nicht mehr um eine Ver⸗ 
kürzung aus Rückſicht auf die Arbeitskraft und 
ihre Erhaltung, ſondern lediglich um eine andere 
Arbeitsverteilung im Intereſſe der Arbeitsloſen, 
alſo um die Wahl eines kleineren Uebels. Daß 
auch der Arbeitnehmer dieſen Tatbeſtand jo wer- 
tet, geht ſchon aus der bei ihm üblichen Bezeich— 
nung „Kurzarbeit“ klar hervor. So ſtehen wir 
denn auf jeden Fall vor der Frage: 


Wie finden wir Erſatz für die 
mangelnde Arbeitsgelegenheit in 
Gewerbe, Handel und Verkehr? 


Die Antwort kann nur lauten: In der Rückkehr 
zur Scholle, in der Siedlung! 

Ein anderer Weg iſt trotz der Legion von 
Schriften zur Ueberwindung der Kriſis bisher 
nicht gewieſen worden. Nun gibt's der Formen 
dieſer Siedlung viele, angefangen vom großen 
Garten bei der Wohnung in und neben der Klein⸗ 


ſtadt und dem Schrebergarten vor der Großſtadt 
bis zur Bauernſtelle von 60 und mehr Morgen. 
Sie haben alle ihren Wert und es ſoll hier nicht 
unterſucht werden, was bei dieſer oder jener Form 
weniger gut und verbeſſerungsbedürftig iſt. Wir 
wollen nicht die landwirtſchaftliche Siedlung 
in allen ihren Ausmaßen und Formen behandeln. 
Wir gehen hier von der Frage der wirkſamſten 
Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit aus und betrach⸗ 
ten die Siedlung unter dieſem Geſichtspunkte. So 
eingeſtellt, fragen wir: Wie kann und joll 
ich ſiedeln, um gleichzeitig möglichſt 
viele Arbeitsplätze Arbeitsloſen 
zugänglich zu machen? Dieſe Verbindung 
von Arbeitsbeſchaffung und Siedlung iſt weſent⸗ 
lich für unſere Frageſtellung. Hier ſpricht alſo 
nicht etwa ein „Siedlungs-Fanatiker“, nicht ein⸗ 
mal ein beruflicher Vertreter der bäuerlichen 
Siedlung, auch keiner, der mit Siedlung bloß die 
Lage der Erwerbsloſen (Stadtrand-Siedlung im 
neueſten Sinne) verbeſſern will; nein, hier wird 
die Frage vom Standpunkte der Wirtſchaftsſtruktur 
aufgeworfen und der Vorſchlag gemacht, einem 
möglichſt großen Teil gewerblicher 
Arbeitnehmer eine Siedlung zu ver⸗ 
ſchaffen, die ihm die Möglichkeit gibt, 
ſeine Arbeitszeit in Gewerbe, In⸗ 
duſtrie, Handel und Verkehr weſent⸗ 
lich (vielleicht auf die Hälfte) zu ver⸗ 
kürzen und das ihm dadurch entge= 
hende Einkommen durchgartenwirt⸗ 
ſchaftliche Arbeit aufeigener Scholle 
für ſich und ſeine Familie (durchge⸗ 
hends für deren Eigenbedarf) zu er⸗ 
ſetzen. 

So möchten wir hier und in den folgenden Ka— 
piteln das Wort: „nebenberufliche Land⸗ 
ſiedlung“ verſtanden willen. So notwendig 
und wertvoll die landwirtſchaftliche Siedlung im 
engeren Sinne auch iſt, der Arbeitsloſigkeit kann 
ſie nur ſehr langſam und in geringem Umfange 
ſteuern, ſo wertvoll auch Kleingärten für den 
Stadtbewohner ſein mögen, Arbeitsplätze machen 
ſie nicht frei, ſo verdienſtvoll es auch ſein mag, 
einem Rentenbezieher durch den Kleingarten ein 
zuſätzliches Einkommen zu verſchaffen, der Arbeits⸗ 
markt iſt dadurch nicht erleichtert und die Struktur 
der Wirtſchaft wird auf dieſem Wege nicht weſent⸗ 
lich verbeſſert. Darum legen wir im Folgenden 
Nachdruck auf die beſchriebene nebenberufliche 
Landſiedlung zum Zwecke der Arbeitsbeſchaffung. 
Es ſoll damit kein abfälliges Urteil über die an⸗ 
deren Formen der Siedlung ausgeſprochen wer⸗ 
den; insbeſondere ſoll dadurch der landwirtſchaft⸗ 
lich⸗bäuerlichen Siedlung auch nicht der geringſte 
Abbruch geſchehen. Das wäre unverantwortlich. 
Unjere Bemühungen zielen vielmehr dahin, daß 
die Arbeitsbeſchaffung vornehmlich ihr Augen⸗ 
merk auf die nebenberufliche Siedlung werfen 
und daß neben der amtlichen Arbeitsbeſchaf— 
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fung auch die private Selbſthilfe dieſem Ziele 
zuſtreben möge. Durch eine planvolle Entwick⸗ 
lung ließen ſich viele hunderttauſende neuer Ar⸗ 
beitsſtellen ſchaffen. Für dieſe Idee wol⸗ 
len wir Einzelperſonen und Organi⸗ 
ſationen, die Behörden und die 
öffentliche Meinung gewinnen. 


Iſt dieſes Ziel erreichbar? Skeptiker haben den 
Befürwortern dieſer Idee ſchon „ſoziale Roman⸗ 
tik“ vorgeworfen. Das macht uns keineswegs irre 
an dieſem Plan; denn das iſt ganz zweifelsfrei; 
die techniſchen Möglichkeiten zu einer ſolchen 
Löſung ſind in Induſtrie, Handel und Verkehr in 
weiteſtem Ausmaße gegeben, gewiß nicht bei allen 
Betrieben, auch nicht für alle Formen von Arbei⸗ 
ten, aber doch in ſolcher Menge, daß von dieſer 
Seite eine ernſtliche Anzweiflung des Planes nicht 
zu erfolgen braucht. Kleinere Schwierigkeiten 
können angeſichts der Bedeutung der Sache nicht 
hemmend in die Wagſchale fallen. Arbeiter⸗ 
Familien, die ſich zur Uebernahme einer ſolchen 
Siedlung von —2 Morgen oder mehr — 
je nach Umſtänden — eignen, deren Frauen ins⸗ 
beſondere dazu die nötigen Vorausſetzungen mit⸗ 
bringen, gibt es ebenfalls in genügender Zahl. 
Man muß ihnen nur die Uebernahme einer ſolchen 
Siedlung unter gleichzeitigem Verzicht auf einen 
beträchtlichen Teil ihrer Beſchäftigung im Ge— 
werbe auf jedem gangbaren Wege erſtrebenswert 
machen. Die Fragen der Eignung der Siedler, 
des Standortes der Siedlung, der Land- und 
Kapitalbeſchaffung, des Bauens, der ſonſtigen 
Koſten, des Anſchluſſes an den Verkehr uſw. ſind 
Sonderfragen, die bei gutem Willen lösbar ſind. 
Darüber ſollen die nachfolgenden Kapitel handeln. 


Vielleicht könnte ein weiteres Bedenken gegen 
den Vorſchlag vom Standpunkte der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Intereſſen geltend gemacht werden, 
aber dieſe Art Bekämpfung des Arbeitsloſen-Pro⸗ 
blems braucht auch die Landwirtſchaft nicht als 
unwillkommene Konkurrenz zu betrachten; denn 
dieſe Siedler arbeiten, von Ausnahmen abgeſehen, 
nicht für den Markt. Solange ſie im Innern der 
Stadt und den Induſtrie-Bezirken wohnen, ge⸗ 
hören gerade ſie zu den Käufern von Produkten 
des Auslandes und ſoweit fie durch Kleinvieh⸗ 
zucht und Gemüſebau Selbſtverſorger werden, i ſt 
der dadurch der Landwirtſchaft er⸗ 
wachſende Verluſt keinesfalls ſo 
ſchwer einzuſchätzen wie der Verluſt 
der Kaufkraft von Millionen Fami⸗ 
lien infolge der Arbeitsloſigkeit. 
Und wenn in der Landwirtſchaft nicht oder nicht 
mehr vollbeſchäftigte Landarbeiter einer ſolchen 
Siedlung teilhaft werden, kann das die Landwirt⸗ 
ſchaft ja nur begrüßen. Auch durch die Aufbrin⸗ 
gung der Koſten der Erwerbung des Siedlungs- 
landes, durch die Sorge für möglichſte Vermeidung 
oder wenigſtens Erſparung von Koſten für Schul⸗ 
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und Kulturzwecke uſw. erwachſen gewiſſe Schwie⸗ 
rigkeiten, die man als Bedenken gegen den Vor⸗ 
ſchlag geltend machen kann. Aber auch darin 
liegen keine unüberwindlichen Hemmungen. 

Wir erheben gar nicht den Anſpruch, hier etwas 
ganz Neues vorzuſchlagen. Landwirtſchaftliche 
Nebenbeſchäftigung der Arbeitnehmer in Induſtrie 
und Verkehr hat es immer gegeben und gibt es 
auch heute noch, wenn auch nicht in der ausge⸗ 
ſprochenen Kombination von Ar⸗ 
beitszeitverkürzung und Arbeits⸗ 
beſchaffung. Haben ſich nicht beiſpielsweiſe 
in früheren Jahrzehnten, als es im Bergbau in 
jähem Zickzack auf und ab ging, die Bergleute 
durch landwirtſchaftlichen Nebenerwerb auf ihren 
Kotten über Waſſer gehalten? Bis in die heutige 
Zeit hat ſich dieſer Brauch, wenn auch nicht im 
alten Ausmaße, erhalten. Zeigt esſich heute 
nicht, daß diejenigen Landesteile 
Deutſchlands mit beträchtlicher In⸗ 
duſtrie ſich verhältnismäßig am 
beſten ſtehen, deren Bevölkerung 
auch noch einen ſtarken Rückhalt in 
der Landwirtſchaft hat? Das alles bes 
weiſt, daß unſer Vorſchlag ſicherlich gerechtfertigt 
iſt und zum mindeſten den ernſtlichen Verſuch der 
Durchführung lohnt. Das Neue an der Sache, 
die enge Verbindung von Siedlung und Arbeits⸗ 
beſchaffung, muß man allerdings angeſichts der 
gegenwärtigen ſchlechten Zeiten dabei unbedingt 
im Auge behalten. Volle Beſchäftigung in der 
Induſtrie und daneben noch landwirtſchaftlicher 
Betrieb würden unter den heutigen Verhältniſſen 
eine Art „Doppelverdienertum“ darſtellen. Eine 
ſolche Verbindung von gewerblicher und landwirt⸗ 
ſchaftlicher Arbeit mag für manche Arbeiter⸗ 
Familie möglich und auch heute noch berechtigt 
ſein, zumal da, wo die Familie groß und der in⸗ 
duſtrielle Verdienſt klein iſt. Sie bringt aber 
keinerlei Löſung des Arbeitsloſen-Problems; dar⸗ 
um der Vorſchlag in der hier folgenden neuen 
Form. Wir erblicken in dieſer Art nebenberuf— 
licher Landſiedlung auch keineswegs ein All- 
heilmittel gegen die Kriſis. Wir bedürfen viel⸗ 
mehr zu ihrer Ueberwindung vielgeſtaltiger 
Maßnahmen in der Außenpolitik, in der Han⸗ 
delspolitik, in der Währungspolitik, auf inner⸗ 
wirtſchaftlichem, kredit- und ſteuerpolitiſchem 
und ſozialem Gebiet uſw. Aber neben 
allen dieſen Maßnahmen wird ge⸗ 
rade unſer Vorſchlag der ſtrukturel⸗ 
len Seite der Kriſe am meiſtengerecht 
und ſeine Durchführung wird ſich 
neben all den anderen Heilmitteln 
u. E. als unbedingt notwendig er⸗ 
weiſen. Darum fordern wir alle diejenigen, 
die es angeht, auf, den Plan nach allen Seiten 
zu prüfen. Falls ihm die Berechtigung nicht ab⸗ 
zuſprechen iſt, ſollten die Reichs-, Landes⸗ und 
Kommunal⸗Behörden ſobald wie möglich ernſt⸗ 


liche Verſuche mit der Durchführung dieſes Pla⸗ 
nes machen. Sofern ſich dieſe Verſuche bewähren, 
woran wir nicht zweifeln — denn ſie ſind in Ein⸗ 
zelfällen ſchon mit Erfolg durchgeführt —, ſollte 
man endlich nach vielen ſchon verlorenen Jahren 
die nebenberufliche Landſiedlung im großen Stile 


betreiben. Unternehmer und Arbeitnehmer, die 
Organiſationen der Technik und der Wirtſchaft, 
ſollten ihr beſondere Aufmerkſamkeit ſchenken. 
Wir ſind der feſten Ueberzeugung: hier zeigt ſich, 
wenn auch nicht der einzige, ſo doch 

ein Ausweg aus der Not unſerer Tage! 


Il. Siedlerauswahl und Siedlerberatung 


Von Minifterialrat im Reichsarbeitsminiſterium Gisbert. 


Siedlerauswahl. Unter den heutigen Verhält⸗ 
niſſen iſt die Aufwendung großer Beträge für 
einen wirtſchaftlichen Zweck nur dann zu recht⸗ 
fertigen, wenn dadurch die ſchwere Krankheit, an 
der die deutſche Wirtſchaft leidet, die Arbeitsloſig⸗ 
keit, unmittelbar oder mittelbar wirkſam bekämpft 
wird. Dieſem Gedanken iſt bei der bisherigen 
Durchführung der Kleinſiedlung dadurch Rechnung 
getragen, daß nur ſolche Perſonen angeſiedelt ſind, 
die voll oder zum Teil erwerbslos waren. Hier⸗ 
bei handelt es ſich aber um wirtſchaftlich ſchwächſte 
Elemente, daher iſt das Riſiko eines Mißlingens 
der Siedlung beſonders groß. Es wird noch da⸗ 
durch vergrößert, daß ſolche Siedler bei wirklich 
guter Bewirtſchaftung der Stelle Gefahr laufen, 
auch noch ihre Unterſtützung zu verlieren. Sinn⸗ 
voller iſt es deshalb, wirtſchaftlich 
ſtärkere Kreiſe anzuſiedeln. 


Vorausſetzung für die Auswahl der Siedlungs- 
anwärter iſt, daß ſie über ein möglichſt ſicheres, 
wenn auch beſcheidenes Einkommen ver⸗ 
fügen und mit ihrer Anſiedlung Arbeits- 
plätze frei werden. 


Dieſe Siedlungsart muß daher Perſonen zus 
gute kommen, die jetzt noch in Arbeit ſtehen, jedoch 
bereit ſind, für den Fall ihrer Anſiedlung auf 
dieſe Beſchäftigung ganz oder zum Teil zu ver⸗ 
zichten. Naturgemäß gewährt die Bewirtſchaftung 
einer Kleinſtelle — nur um ſolche handelt es ſich 
hier — dem Eigentümer keinen vollen Lebens⸗ 
unterhalt. Deshalb muß dem Siedler eine wei⸗ 
tere Einnahme zur Verfügung ſtehen. 


In erſter Linie ſind Perſonen anzuſiedeln, die 
in Staats⸗ und Kommunalbetrieben, der Indu⸗ 
ſtrie, im Handel, Gewerbe oder Verkehr beſchäf— 
tigt ſind. Der für ſie durch Kurzarbeit entſtehende 
Lohnausfall muß durch die Bewirtſchaftung der 
Siedlerſtelle ausgeglichen werden. Außerdem 
muß für den Verzicht auf einen Teil des vollen 
Arbeitseinkommens ein beſonderer Anreiz geſchaf⸗ 
fen werden. Dies kann dadurch geſchehen, daß 
die Betriebe ſich verpflichten, ſolche Arbeiter und 
Beamte nach der Anſiedlung nur im äußerſten 
Notfalle, alſo bei völliger Stillegung der Ar⸗ 
beitsſtelle oder aus einem ſonſtigen wichtigen 
Grunde zu entlaſſen. Die Siedler ſind dann weni⸗ 
ger der Gefahr der Entlaſſung ausgeſetzt als bis⸗ 
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her und haben zudem die Möglichkeit, durch be⸗ 
ſonders gute Bewirtſchaftung ihrer Stellen den 
entſtehenden Verdienſtausfall nicht nur auszu⸗ 
gleichen, ſondern darüber hinaus Sparkapital an⸗ 
zuſammeln. Andererſeits haben die Betriebe die 
Gewähr, daß ihnen auf dieſe Weiſe ein Stamm 
gut geſchulter Arbeiter erhalten bleibt. 

Selbſt für den Fall der Betriebsſtillegung 
ſtehen ſolche Siedler günſtiger da als andere Ar⸗ 
beiter, weil ihnen die Bewirtſchaftung ihrer Stelle 
auch dann den notwendigſten Lebensunterhalt ver⸗ 
ſchafft, der im äußerſten Notfall durch Landzu⸗ 
lage noch verbeſſert werden kann. 

Selbſtverſtändlich können ſich nicht alle Betriebe 
auf Wechſelſchicht einſtellen. In den meiſten 
Fällen iſt dieſe Arbeitseinteilung aber ohne 
weſentliche Belaſtung möglich. 

Unbedingte Vorausſetzung für die Anſiedlung 
von Kurzarbeitern iſt jedoch, daß die Bewer⸗ 
ber eine Kleinſtelle mit Erfolg zu bewirt⸗ 
ſchaften verſtehen. Der Siedler muß kör- 
perlich in der Lage ſein, die erforder⸗ 
lichen Arbeiten zu verrichten. In geiſtiger 
Beziehung kommt es vor allem darauf an, daß der 
Bewerber von einem ungebrochenen Wil⸗ 
len zum Vorwärtskommen beſeelt iſt. 
Es genügt alſo nicht das Verlangen, durch den 
Erwerb einer Kleinſiedlerſtelle eine Verbeſſerung 
ſeiner Lebensverhältniſſe, z. B. durch eine günſti⸗ 
gere Wohnung, herbeizuführen; hinzukommen 
muß das ernſte Beſtreben, alles zu tun, um nach 
der Anftedlung ſein Lebensſchickſal möglichſt unab⸗ 
hängig von fremder Hilfe ſelbſt zu geſtalten. Je 
ſtärker der Siedler beiden Vorberei⸗ 
tungen zum Ausbau ſeiner Stelle 
und bei dem Aufbau ſelbſt zur Arbeit 
hinzugezogen wird, um jo mehr wird 
man erkennen, ob er dieſe wichtige 
Eigenſchaft beſitzt; umſomehr ver⸗ 
wächſt der Siedler gleichzeitig mit 
ſeiner neuen Stelle. 


Außer dem Willen zum guten Wirtſchaften muß 
der Siedler über die zweckentſprechende Bewirt⸗ 
ſchaftung ſeiner Stelle genügend unterrichtet ſein. 
Es wäre jedoch falſch, wollte man die Auswahl 
der Siedler nur davon abhängig machen, daß er 
ſich ſolche Vorkenntniſſe bereits früher erworben 
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hat. Die Erfahrung lehrt vielmehr, daß auch 
Perſonen, die ſolche Arbeiten bisher nicht ver⸗ 
richtet haben, durchaus geſchickt in ihrer Ausfüh⸗ 
rung ſein können, wenn ſie nur den feſten Willen 
haben, dieſe Arbeiten zu erlernen, um wirtſchaft⸗ 
lich vorwärts zu kommen. Zeigt der Siedler in 
einer angemeſſenen Bewährungsfriſt, daß er nicht 
die erforderliche ſachliche und perſönliche Eignung 
zum Siedeln beſitzt, ſo muß er ohne falſches Mit⸗ 
leid durch einen beſſeren Siedlungsbewerber er⸗ 
ſetzt werden. Ein guter Siedler muß 
ſparſam, zäh, arbeitsfreudig und 
kameradſchaftlich ſein. 


Für den Erfolg einer Kleinſiedlung kommt es 
neben der Perſon des Siedlers ebenſo auf die 
Frau und auf ſeine arbeitsfähigen, im Haus⸗ 
halt lebenden Kinder an. Es iſt grundſätzlich 
falſch, ledige Perſonen anzuſiedeln, da die Arbei⸗ 
ten in der Regel der einhelligen Zuſammenarbeit 
der ganzen Familie bedürfen. Deshalb gilt alles 
das, was nach vorſtehenden Ausführungen bei 
dem Siedler ſelbſt an körperlichen und geiſtigen 
Eigenſchaften vorausgeſetzt werden muß, min⸗ 
deſtens in gleicher Weiſe für die Siedlerfrau und 
mehr oder minder auch für die erwachſenen Kin- 
der. Mangelnde körperliche Eignung oder un⸗ 
vollſtändige Ausbildung des Siedlers in garten⸗ 
baulichen und anderen wirtſchaftlichen Angelegen⸗ 
heiten, die ſeine Stelle betreffen, kann durch be— 
ſondere Eignung der Siedlerfrau und Kinder aus⸗ 
geglichen werden. 


Bei der entſcheidenden Bedeutung, die der Aus⸗ 
wahl der Siedler für den Erfolg der Kleinſied⸗ 
lung zukommt, werden die Siedlungsträger, denen 
die Auswahl obliegt, ſich unter allen Umjtänden 
der Mitarbeit der verſchiedenſten hierzu bereiten 
Stellen bedienen müſſen. Nur ſo iſt es möglich, 
ungeeignete Elemente, die eine ſchwere Gefahr 
für die Siedlung bedeuten, fern zu halten. 


Siedlerberatung. Eine wirtſchaftlich noch ſo 
zweckmäßig eingerichtete Siedlerſtelle kann trotz 
aller Sorgfalt bei der Auswahl der Siedlerfamilie 
für dieſe mit einem Mißerfolge enden, wenn der 
Siedlerberatung nicht beſondere Aufmerkſamkeit 
gewidmet wird. Eine ſolche Beratung ſollte, wenn 
irgend möglich, einſetzen, bevor das Siedlungsvor⸗ 
haben durchgeführt wird. 


Während der Durchführung des Siedlungsvor— 
habens muß eine beſonders intenſive Arbeit des 
Beraters einſetzen, wenn das Land für ſeine ſpä⸗ 
tere Nutzung vorbereitet wird, und wenn die not⸗ 
wendigen Stall⸗ und ſonſtigen Wirtſchaftsräume 
errichtet werden. Hierbei handelt es ſich nicht 
mehr um eine allgemeine Beratung, ſondern um 
eine Beratung im einzelnen für jede Siedler⸗ 
familie. Fehler, die hierbei begangen werden, 
wirken ſich häufig ſpäter verhängnisvoll aus. An 
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Ort und Stelle muß der Berater mit den Siedlern 
überlegen, wie das Land am zweckmäßigſten ein⸗ 
geteilt, gedüngt und beſtellt wird. Er ſorgt für 
die Beſchaffung von zweckmäßigen Wirtſchafts⸗ 
geräten, guter Sämereien, für die richtige Aus⸗ 
wahl von Obſtbäumen, Buſchobſt und anderen 
Daueranlagen unmittelbar von gutgeleiteten 
Firmen. 


Mit dem Zuzuge der Siedlerfamilie iſt die 
Tätigkeit des Siedlerberaters keineswegs erſchöpft. 
Gerade weil es ſich bei den Siedlern vielfach um 
Neulinge auf dem Gebiete des Gartenbaus und 
der Kleintierhaltung handelt, werden ſie während 
der erſten Jahre nach ihrer Anſetzung eine weitere 
Beratung nicht entbehren können. Der Berater 
muß dafür Sorge tragen, daß die Siedler ihr 
Land allmählich in immer beſſere Kultur bringen, 
daß ſie weiter allmählich zu eigenem Handeln er⸗ 
zogen werden. Um das Intereſſe der Siedler zu 
heben, wird er Familien mit gleichliegenden In⸗ 
tereſſen, ſei es auf dem Gebiete der Viehhaltung 
oder anderer wirtſchaftlicher Fragen näher zu⸗ 
ſammenbringen oder darauf hinwirken, daß ſie 
ſich beſtehenden Fachvereinen anſchließen, die in 
der Lage ſind, ihnen gewiſſe wirtſchaftliche Vor⸗ 
teile zu bieten. 

Als ſehr zweckmäßig hat es ſich erwieſen, wenn 
innerhalb einer Siedlerkolonie einige Stellen als 
Muſterbetriebe eingerichtet und mit beſon⸗ 
ders fortſchrittlichen Familien beſetzt werden. Die 
Siedler ſehen dann, was aus ihren Stellen zu 
machen iſt und werden auf dieſe Weiſe dazu an⸗ 
gehalten, ſelbſt auf Verbeſſerungen innerhalb 
ihres Betriebes hinzuarbeiten. 


Aus den Aufgaben der Siedlerberater erſieht 
man, wie ungeheuer wichtig es iſt, die richtigen 
Perſonen zu Siedlerberatern zu erhalten. Bei 
ihnen kommt es nicht allein darauf an, daß ſie 
gute fachliche Vorkenntniſſe beſitzen, fie müſſen 
vielmehr darüber hinaus gute Menſchenkenner 
ſein und verſtehen, mit den Siedlern umzugehen, 
damit ſie ihnen dieſe Kenntniſſe in der richtigen 
Weiſe vermitteln können. Es iſt unbedingt ge⸗ 
boten, daß ſich ein gutes Vertrauensverhältnis 
zwiſchen Siedler und Siedlerberater anknüpft, ſo⸗ 
daß der Berater für den Siedler nicht allein der 
ſachverſtändige Lehrer, ſondern auch der verläß⸗ 
liche Freund iſt. 


Weiterhin ergibt ſich aus der Aufgabe des Sied⸗ 
lerberaters, daß er keinesfalls mit der Einziehung 
irgendwelcher Abgaben der Siedler befaßt werden 
darf. Denn hierdurch entſteht unwillkürlich bei 
dem Siedler das Gefühl, daß der Berater lediglich 
die Intereſſen einer anderen Partei dem Siedler 
gegenüber wahrnehmen will. Dies iſt aber der 
Ausbildung eines Zuſammengehörigkeitsgefühls 
zwiſchen Siedler und Berater unter allen Umſtän⸗ 
den abträglich. 


Ill. Standortwahl und Landͤbeſchaffung 


Von Dr. ing. Dr. rer. pol. Martin Pfannſchmidt, Berlin. 


Die bisherigen Standorte der nebenberuflichen Land⸗ 
ſiedlung. 

Neben der Auswahl und der Schulung des 
Siedlers iſt die örtliche Lage für den wirtſchaft⸗ 
lichen Beſtand der Siedlung ausſchlaggebend. Da 
die nebenberuflichen Landſiedler hauptberuflich in 
Gewerbe, Handel und Verkehr tätig ſind, ſollen 
ihre Wohnſtätten im allgemeinen nicht mehr als 
eine Stunde (Norm eine halbe Stunde) von 
ihren Arbeitsſtätten entfernt liegen. Außer die⸗ 
ſer räumlichen Bindung iſt darauf Rückſicht zu 
nehmen, daß die nebenberuflichen Landſiedlungen 
in erſter Linie im Bereich ſolcher Arbeitsſtätten 
gefördert werden, die eine möglichſt kriſenfeſte 
langfriſtige Beſchäftigung der Arbeitnehmer er⸗ 
warten laſſen. 

Vor Erörterung der Frage, welche 
Folgerungen ſich daraus für die 
künftige Standortwahl der neben⸗ 
beruflichen Landſiedlung ergeben, 
iſt die Feſtſtellung von Wert, in wel⸗ 
chen Gegenden Deutſchlands ſie ſich 
bisher am ſtärkſten entwickelt haben. 
Nach den Ergebniſſen der landwirtſchaftlichen Be⸗ 
triebszählung wohnten 1925 etwa ein Giebentel 
der deutſchen Bevölkerung auf kleinſten Par⸗ 
zellen unter zwei Hektar. Bei dieſen Parzellen 
handelt es ſich um Kleinſiedlungen, die mit 
Ausnahme kleinſter Parzellen von unter 0,05 Hef- 
tar Größe, von Erwerbsgärtnereien und an⸗ 
deren Ausnahmefällen faſt durchweg als neben⸗ 
berufliche Landſiedlungen bezeichnet werden dür⸗ 
fen. Stark unter dieſem Reichsdurchſchnitt 
liegen die Rheinprovinz, Niederſchleſien, Schles⸗ 
wig⸗Holſtein und Bayern, wo nur ½0 der 
Bevölkerung auf derartige Kleinſiedlungen ent⸗ 
fallen. Neben Berlin mit rund ½ o und Ham⸗ 
burg mit rund 80 landgebundener Bevölkerung 
liegt der Freiſtaat Sachſen am tiefſten, in dem nur 
00 der Bevölkerung auf ſolchen Kleinſiedlungen 
anſäſſig iſt. Weſtphalen und Brandenburg ent⸗ 
ſprechen etwa dem Reichsdurchſchnitt. Höher lie⸗ 
gen Medlenburg- Schwerin, Anhalt und die Pro⸗ 
vinzen Sachſen und Heſſen-Naſſau mit etwa , 
Württemberg und die Pfalz mit über 8, Olden⸗ 
burg mit ½ und Baden, Thüringen, Heſſen und 
Mecklenburg⸗Strelitz mit über ½ in derartigen 
Kleinſiedlungen lebender Bevölkerung. In Braun⸗ 
ſchweig entfallen auf fie ſogar etwa ¼8, in Lippe 
und Schaumburg-Lippe mehr als die Hälfte der 
Bevölkerung. Genaueren Aufſchluß über die 
örtliche Verteilung dieſer Kleinſiedlungen geben 
Kartierungen Dr. Werner Eſſen's von deren rela⸗ 
tiver Dichte in den einzelnen Landkreiſen. Da⸗ 
nach liegen ſie in größter Dichte innerhalb der 
Gebiete der landwirtſchaftlichen Realteilung in 
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den Fruchtebenen des Rhein-Main-Neckargaues, 
in den katholiſchen Gebieten des Eichsfeldes und 
des oſtpreußiſchen Bistums Ermland, in den wen⸗ 
diſchen Siedlungsgebieten der Ober- und Nieder⸗ 
lauſitz und in den merkantiliſtiſchen Bergbau- und 
Textilgebieten von Sauerland, Harz und Thürin⸗ 
gerwald. Die Bergleute wurden hier 
ſchon im Mittelalter durch Eigen⸗ 
tum an Grund und Boden geſichert. 
Die Seßhaftmachung eines großen 
Teils der Textilarbeiter wurde be⸗ 
reits im 18. und 19. Jahrhundert durch 
langandauernde Kriſen der Tertil- 
induſtrien erzwungen. Dadurch hat 
der Arbeitsmarkt der älteren Me⸗ 
tallwaren⸗ und Textilinduſtrien 
und ähnlich auch der ihnen verwand⸗ 
ten Tabakinduſtrien, der Spiel⸗ 
wareninduſtrien und der Saiſonge⸗ 
werbe ſchon längſt eine ſchwamm⸗ 
artige Elaſtizität gewonnen, die 
ſich konjunkturellen Schwankungen 
weitgehend anzupaſſen vermag. Die 
Struktur des Eichsfeldes, der Mittelweſer, des 
Sauerlandes und anderer Mittelgebirgsinduſtrien 
bieten hierfür ausreichende Belege. Nachdem 
heute die Gefahren einer Entwurze⸗ 
lung des größten Teiles der übrigen 
Bevölkerung vom Grund und Boden 
offenbar geworden ſind, fällt der 
nebenberuflichen Landſiedlung die 
Aufgabe zu, auch den Berufstätigen 
in anderen Gewerben, in Handel und 
Verkehr jene Boden verbundenheit 
wiederzugeben, die noch bis zur 
Mitte des vorigen Jahrhunderts 
in allen konjunkturgefährdeten Be⸗ 
rufen Allgemeingut war. 


Die zukünftigen Standorte der nebenberuflichen 
Landſiedlung. 

Da ein Teil der Standorte von Handel und 
Verkehr in wenigen Großſtädten konzentriert iſt, 
ein anderer von der Lagerung der Induſtrieſtand— 
orte abhängt, wird der örtliche Anſatz neuer 
Nebenberufsſiedlungen maßgeblich durch die 
gegenwärtige und zukünftige Lagerung der In- 
duſtrieſtandorte beſtimmt. Vorausſagen über deren 
zukünftige Entwicklungsmöglichkeiten können ſich 
hier auf einige Grundzüge beſchränken, die ſich aus 
den gegenwärtigen tiefgreifenden Wandlungen der 
gewerblichen Struktur herausheben. Außer Frage 
ſteht zunächſt wohl, daß in Zukunft nahezu alle 
Gewerbezweige einem ſtändigen Wechſel auf- und 
abſteigender Konjunkturen ausgeſetzt ſein werden, 
wie ſie vor 1914 nur die oben erwähnten älteren 
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Induſtriezweige kannten. Infolgedeſſen bedürfen 
in Zukunft die Berufsangehörigen ſämtlicher Ge⸗ 
werbezweige einer wirtſchaftlichen Sicherung durch 
die nebenberufliche Landſiedlung. Spezielle Un- 
terſcheidungen kriſenfeſterer oder gefährdeterer In⸗ 
duſtriezweige auf längere Sicht ſind dabei nahezu 
unmöglich. Neue Erfindungen, betriebstechniſche 
Wandlungen, Aenderungen des Güterverbrauchs, 
Umſtellungen der Betriebe auf andere Erzeugniſſe 
laſſen unüberſehbare Entwicklungsmöglichkeiten 
offen. Muß auch infolge fortgeſchrittener Mecha⸗ 
niſierung wohl mit einer dauernden Schrumpfung 
der Arbeitskapazität der Grundſtoffinduſtrien ge⸗ 
rechnet werden, ſo braucht das an ſich noch keine 
weſentliche Verminderung der Arbeiterzahl in 
deren Induſtriegebieten zur Folge haben, wenn 
ſich dort neue Gewerbe ſchwererer Halbfabrikate 
und Fertigfabrikate entwickeln. Bei der jetzt ein⸗ 
getretenen Sättigung mit Produktionsgütern aller 
Art iſt allerdings eine zunehmende Verlagerung 
der gewerblichen Erzeugung auf Verbrauchsgüter 
und unter ihnen wiederum auf arbeitsintenſive 
Verbrauchsgüterinduſtrien größerer Handfertigkeit 
wahrſcheinlich, in denen auch die Wettbewerbs⸗ 
ausſichten Deutſchlands auf den Auslandsmärkten 
noch am günſtigſten bleiben werden. Der größte 
Teil dieſer zahlreichen Induſtrien iſt nun weder 
an bisherige Ballungen an den Rohſtofflagern 
von Kohle und Eiſen noch an verkehrsbedingte 
Ballungen in den Großſtädten gebunden. Nach 


langen Zeiten einſeitiger Hypertrophie der 
Groß⸗ und Rieſenbetriebe wird neuerdings 
gerade in dieſen Induſtriezweigen die Ent⸗ 


wicklung von Klein- und Mittelbetrieben durch 
zunehmende Verbeſſerung und Verbilligung 
der Kraftſtoffverteilung über das flache Land, 
durch zunehmende Verbeſſerung der Bezugs⸗ 
und Abſatzorganiſation und durch betriebstech⸗ 
niſche Umſtellungen auf Kleinſerien, auf Klein⸗ 
motoren und Kleinwerkſtätten begünſtigt. Da⸗ 
durch werden nicht nur gefährdete hiſtoriſche 
Induſtrien in den Mittelgebirgen und in an⸗ 
deren ländlichen Induſtriegebieten gefeſtigt, 
ſondern auch die Induſtrien in den Klein- und 
Mittelſtädten insbeſondere im deutſchen Oſten ge⸗ 
ſtärkt. Bei der Abhängigkeit dieſer 
verkehrs⸗ und arbeitsgebundenen 
Induſtrien von dem örtlichen Ar⸗ 
beitsmarkt iſt die Erſtellung von 
nebenberuflichen Landſiedlungen 
in Klein⸗ und Mittelſtädten und in 
ländlichen Induſtriegebieten für 
die Durchführung der ſchon eingetre⸗ 
tenen und der in größerem Amfang 
noch bevorſtehenden induſtriellen 
Standortverlagerungen von ent⸗ 
ſcheidender Bedeutung. Eine Förde⸗ 
rung der nebenberuflichen Land⸗ 
ſiedlung durch die öffentliche Hand 
wird bei der wachſenden Abhängig⸗ 
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keit aller Induſtrien von einem ge⸗ 
ſunden, billigen und kriſenfeſten 
Arbeitsmarkt in den meiſten Fällen 
genügen, um überſtändigen groß⸗ 
ſtädtiſchen Induſtrien einen wirk⸗ 
jamen Anreiz zur Anſiedlung an 
neuen wirtſchaftlicheren Standor⸗ 
ten zu geben. Ohne dieſe Förderung beſteht 
dagegen die Gefahr, daß auch als wirtſchaftlich 
erkannte Standortveränderungen nicht mehr 
durchgeführt werden können, da heute nur noch 
ſehr wenige Induſtrien in der Lage ſind, wie in 
früheren Zeiten aufſteigender Konjunktur zuſätz⸗— 
liche Koſten für die Anſiedlung von Arbeitern 
und für ſonſtige Zuſatzeinrichtungen zu tragen. 
Entgegen vielfach verbreiteten An⸗ 
nahmen ſind dabei die Koſten einer 
völligen Amſiedlung insbeſondere 
arbeitsintenſiver Induſtrien be⸗ 
deutend geringer als meiſt ange⸗ 
nommen wird. Auf keinen Fall ſind ſie den 
Geſamtkoſten neuer Arbeitsplätze gleichzuſetzen, da 
ſich die Maſchinenausrüſtung mit geringen Koſten 
an neue Standorte verlegen läßt. Nicht zutref⸗ 
fend iſt auch die Anſicht, daß die gegenwärtig in 
den meiſten Induſtrien vorhandene Ueberkapazi⸗ 
tät Standortverlagerungen unmöglich mache. 
Weſentlicher als die gegenwärtige Verteilung 
insbeſondere der Maſchinenkapazitäten iſt neben 
einer guten Verkehrs- und Marktlage der Indu⸗ 
ſtrieſtandorte ihre betriebstechniſche Wirtſchaft⸗ 
lichkeit, die letzten Endes durch die Arbeitskoſten 
beſtimmt wird und damit von der Höhe der Le⸗ 
benshaltungskoſten des Arbeiters abhängt. Un⸗ 
abhängig von der Frage, wieweit 
die Siedler bei wechſelnder Arbeits⸗ 
marktkapazität in Zukunftals Kur z⸗ 
arbeiter oder Vollarbeiter beſchäf⸗ 
tigt werden, ſetzt ſie der ſichere und 
leicht ſteigerungsfähige Nebener⸗ 
werb aus eigenem Landbeſitz in die 
Lage, auch bei billigeren Nominal⸗ 
löhnen ein größeres Realeinkommen 
zu erwerben als landloſe Berufs⸗ 
tätige in den Groß- und Mittelſtäd⸗ 
ten. Damit ſtärkt die nebenberuf⸗ 
liche Landſiedlung die Kriſenfeſtig⸗ 
keit der Siedler nicht nur unmittel⸗ 
bar durch zuſätzliche Bodenrenten, 
ſondern erhöht mindeſtens ebenſo 
wirkſam die Wettbewerbsfähigkeit 
und Kriſenfeſtigkeit der Induſtrien, 
in denen die nebenberuflichen Sied⸗ 
ler arbeiten, und ſichert damit auch 
ihre hauptberufliche Arbeitsrente. 
Nicht betont zu werden braucht hierbei, daß auch 
in Zukunft alle Verlagerungen induſtrieller Be⸗ 
triebe der freien Entſcheidung und Verantwor⸗ 
tung der Betriebsleitungen überlaſſen bleiben 
müſſen, da jede Zwangsmaßnahme der öffentlichen 
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Hand auch eine untragbare Gewähr für den wei- 
teren wirtſchaftlichen Beſtand der Betriebe nach 
ſich ziehen müßte. Alle Verſuche einer planwirt⸗ 
ſchaftlichen Verteilung der Induſtrien nach irgend 
welchen Merkmalen angeblicher techniſcher Höchſt⸗ 
leiſtungen, vorhandener Maſchinenkapazitäten u. 
a. ſetzen eine nicht vorhandene Statik der betriebs⸗ 
techniſchen Verhältniſſe voraus. Sie gehen nicht 
vom Menſchen als letztem Maß aller Dinge aus 
und ſind infolge der ſtändig wechſelnden Dynamik 
der gewerblichen Erzeugungsbedingungen zum 
ſicheren Scheitern verurteilt. Was wäre heute 
noch von planwirtſchaftlichen Siedlungsprogram⸗ 
men übrig, die etwa um 1873, um 1900, um 1914 
oder auch um 1925 aufgeſtellt worden wären? — 
Damit entfallen auch alle Vorſchläge neuer Stadt- 
gründungen in irgend einer ſchematiſchen Größe, 
die mit der Notwendigkeit eines organiſchen wirt⸗ 
ſchaftlichen Wachstums unvereinbar ſind. 
Möglich iſt dagegen, wie es die neben⸗ 
ſtehende Abbildung für die Umgebung von Berlin 
zeigt), bei einer weiteren Ver⸗ 
feinerung der nach dem Kriege ent⸗ 
wickelten Landesplanungsmetho⸗ 
den mit der erforderlichen Sicher⸗ 
heit die Induſtrieſiedlungsgebiete 
zu umreißen, die nach dem bisheri⸗ 
gen Stand der induſtriellen Ent⸗ 
wicklung und nach Maßgabe überſeh⸗ 
barer regionaler Bezugs⸗, Abſatz⸗ 
und Arbeitsmarktverhältniſſe in 
erſter Linie Ausſicht auf induſtri⸗ 
elle Entwicklung haben, und in die⸗ 
ſen Gebieten in engſter Zuſammen⸗ 
arbeit von Verwaltung, Wirtſchaft 
und Siedlungsträgern die neben⸗ 
beruflichen Landſiedlungen beſon⸗ 
ders zu fördern. Die 3% bis 4% Mil⸗ 
lionen zuſätzlicher Haushaltungen, um die ſich die 
vorhandenen Haushaltungen infolge des Ueber⸗ 
hanges der Bevölkerungsvermehrung vor dem 
Kriege noch bis 1960 vermehren werden, bilden 
auf lange Zeit hinaus die letzte koſtbare und 
ſchlechterdings unerſetzliche ſiedlungspoli⸗ 
tiſche Reſerve, die in den nächſten Jahren 
planmäßig in nebenberuflichen Landſiedlungen an 
den wirtſchaftlichſten Standorten angeſetzt werden 
kann. Nur ſo kann bei enger Zuſammenarbeit 
von Wirtſchaft und Verwaltung die zukünftige 
Siedlungstätigkeit den örtlichen und regionalen 
Strukturwandlungen der Wirtſchaft folgen. Nur 
lo können dieſe Strukturwandlun⸗ 
gen ſelbſt, ſoweit ſie raumbedingt 
und von baulichen Anlagen abhän⸗ 


) Vgl. hierzu d. Verf.: Anatomie und Therapie der 
Reichshauptſtadt, Deutſche Bauzeitung vom 8. 2. 1933, 
Die Induſtrieſiedlung in der Umgebung von Berlin, 
Zentralblatt der Bauverwaltung vom 1. 3. 1933, und 
Standort, Landesplanung, Baupolitik, Carl Hey⸗ 
manns Verlag 1932. 
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gig ſind, durch ein geordnetes In⸗ 
einandergreifen der Inveſtierun⸗ 
gen für Siedlungen von Arbeitern 
und Angeſtellten, für gewerbliche 
Betriebe und ihre Zuſatzeinrichtun⸗ 
gen durchgeführt werden. Die not⸗ 
wendige Freizügigkeit der Sied⸗ 
ler wird durch die Maſſenhaftig⸗ 
keit der nebenberuflichen Landſied⸗ 
lungen ebenſo wirkſam gewährlei⸗ 
ſtet werden können wie durch leicht 
lösbare Vertragsverhältniſſe. Bei 
einer Höchſtzahl von etwa 250 000 landwirtſchaft⸗ 
lichen Bauernſtellen, die noch auf den Kultur- 
böden landwirtſchaftlicher Großbetriebe und groß— 
bäuerlicher Betriebe angeſetzt werden können, und 
bei einer etwa gleichen Höchſtzahl neuer Bauern- 
ſtellen auf kultivierungsfähigem Oedland tritt die 
landwirtſchaftliche Siedlung an Maſſenhaftig⸗ 
keit gegenüber der nebenberuflichen Landſiedlung 
zurück. 


Die Landbeſchaffung. 


Die Beſchaffung des benötigten 
Siedlungsgeländes wird bei der 
Maſſenhaftigkeit der zu erſtellen⸗ 
den nebenberuflichen Landſiedlun⸗ 
gen zu einer Aufgabe erſter Ord⸗ 
nung. Daß der erforderliche Grund und Boden 
ſelbſt für eine Höchſtzahl von drei bis vier Millio- 
nen Kleinſiedlungen vorhanden iſt, ſteht außer 
Frage. Bei einer hochgegriffenen durchſchnitt⸗ 
lichen Stellengröße von zwei Morgen einſchließlich 
aller Zuſatzflächen würden hierfür 1,5 bis 2 Mil⸗ 
lionen Hektar oder 5 bis 7% von 26 bis 28 Mil⸗ 
lionen Hektar landwirtſchaftlich genutzter Fläche 
benötigt werden. Mag ſich dieſer Flächenanteil 
auch durch Einbeziehung von Oedland verringern 
oder nicht, jedenfalls wird der geringe Verluſt 
dieſer landwirtſchaftlichen Nährflächen nicht nur 
durch die neu gewonnenen gärtneriſchen Erträge 
der Kleinſiedlungen, ſondern auch innerhalb ver⸗ 
kleinerter Bauernwirtſchaften durch intenſivere 
Beſtellung beſſerer Bodengüten ausgeglichen wer- 
den können. Für die nebenberufliche Landſied⸗ 
lung ſelbſt ſcheiden nur ſchlechte Sandböden 
und die beiten Bodenklaſſen 1—3 aus, die 
zu ſchwer ſind, um die anfallenden Düngeſtoffe 
und Abwäſſer aufzunehmen. Neben den mittle⸗ 
ren Bodenklaſſen 4—6 ſind bei ſorgfältiger vor⸗ 
ausgehender Melioration und reichlicher Zufuhr 
von Waſſer und Dung auch die geringeren Boden- 
klaſſen 7—8 ohne weiteres geeignet. Umſomehr 
wird die örtliche Auswahl des Siedlungsgeländes 
durch die Lage der Arbeitsſtätten, der vorhande- 
nen Kirchen und Schulen und durch die Rüdjicht 
auf eine möglichſt billige Verkehrserſchließung und 
auf eine möglichſt wirtſchaftliche Verſorgung mit 
Waſſer und Elektrizität eingeſchränkt. Auf Kana⸗ 
liſation wird bei Stellen von über , meiſt auch 
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ſchon von über / Morgen Größe entgegen über: 
ſteigerten Forderungen ſtädtiſcher Tiefbauverwal⸗ 
tungen meiſt verzichtet werden können. Die 
Stellengrößen werden dabei von Morgen an 
den inneren Stadträndern über mittlere Größen 
von 1 Morgen bis zu 2 Morgen Größe wachſen. 
Darüber hinaus werden ſie in ländlichen Gebieten 
bei zuſätzlicher landwirtſchaftlicher Beſtellung von 
Ackerland auf etwa 8 Morgen Größe im weſt⸗ 
lichen und auf etwa 15 Morgen Größe im öſt⸗ 
lichen Deutſchland ſteigen können. 
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Eine derart umfangreiche Land⸗ 
beſchaffung wird in all dieſen Ge⸗ 
bieten nicht mehr wie bisher hiſto⸗ 
riſchen Zufälligkeiten der herr⸗ 
ſchenden Agrarverfaſſungen und 
Flurteilungen und veralteten Ver⸗ 
fahren der Geländeerſchließung 
durch gemeindliche Fluchtlinien⸗ 
pläne überlaſſen bleiben können. 
Infolge zwingender räumlicher Bindungen an 
vorhandene Arbeitsſtätten und Zuſatzeinrichtun⸗ 
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gen beſchränkt ſich das geeignete Siedlungsgelände 
größtenteils auf die ſtädtiſche Peripherie und 
nimmt die hier in der Kampfzone zwiſchen Stadt 
und Land vorhandenen Geländereſerven größten⸗ 
teils in Anſpruch. Bei einem Erwerb der hier 
benötigten Geländeflächen auf dem freien Markt 
würden die vorübergehend geſunkenen Erwar- 
tungswerte des zukünftigen Baugeländes in der 
Umgebung der Großſtädte von neuem überſteigert 
werden. Auch im Bereich der Klein- und Mittel⸗ 
ſtädte würden ſpekulative Bodenſperren die Land⸗ 
beſchaffung erſchweren. In beiden Fällen 
würden hohe Bodenpreiſe einen 
weſentlichen Teil der durch gärtne⸗ 
riſche Nutzung erzielbaren Boden⸗ 
rente im Voraus abſchöpfen und da⸗ 
durch der nebenberuflichen Land⸗ 
ſiedlung ihren volkswirtſchaftli⸗ 
chen Sinn nehmen. Bei aller Scho⸗ 
nung der gegenwärtigen Beſitzver⸗ 
hältniſſeiſtes daher notwendig, dem 
Grund und Boden die für derartige 
große Siedlungsbewegungen erfor⸗ 
derliche Flüſſigkeit zu verleihen. 
Hierzu bedarf es zunächſt eines planmäßigen In⸗ 
einandergreifens zwiſchengemeindlicher und ge= 
meindlicher Planungen, um die beſten Anſatz⸗ 
punkte für nebenberufliche Landſiedlungen zu er⸗ 
kennen. Sodann bedarf es einer planmäßigen 
Erſchließung der geeigneten Siedlungsgelände 
durch Anlagen für Verkehr und Verſorgung und 


durch Meliorationen. Schließlich iſt der Erwerb 
von Siedlungsgelände durch Einzelſiedler und 
durch ſtaatliche und genoſſenſchaftliche Siedlungs— 
träger zu angemeſſenen Preiſen ſicherzuſtellen. 
Enteignungsbefugniſſe auf der Grund⸗ 
lage des landwirtſchaftlichen Nutzungswertes oder 
Einheitswertes und unter Ablehnung unbegrün⸗ 
deter Erwartungswerte dürften hierbei nicht zu 
entbehren ſein. Eine Vererbpachtung oder Eigen- 
tumsübertragung gegen Erſtattung der bisher er— 
zielten landwirtſchaftlichen Renten an den frühes 
ren Eigentümer kann dabei die Vorteile eines 
möglichſt bargeldloſen Beſitzwechſels und einer Er- 
haltung alter Eigentumswerte miteinander ver⸗ 
binden. Da die Ziele der hier entwickelten lang⸗ 
friſtigen Siedlungspolitik Allgemeingut zu werden 
beginnen, dürfte es auch an der Zeit ſein, in 
einem neuen Reichsbaulandgeſetz end⸗ 
lich den unentbehrlichen Rechtsboden für Planung, 
Landbeſchaffung und Bau der Nebenerwerbsfied- 
lungen zu ſchaffen. — Wie bei der Schulung 
der Siedler und bei der Standort⸗ 
wahl gewerblicher Betriebe werden 
auchſämtliche Maßnahmen der Land⸗ 
beſchaffung darauf gerichtet ſein 
müſſen, die zahlreichen Hemmungen 
aus dem Wege zu räumen, die der in⸗ 
dividuellen Tatkraft des Siedlers 
bei dem Erwerb billiger geeigneter 
Siedlungsgrundſtücke entgegen⸗ 
ſtehen. 


IV. Vodenwirtſchaft 


Von Leberecht Migge, unter Mitwirkung von M. Schemmel.*) 


1. Vorausſetzungen. 

Die wichtigſten bodenproduktiven Vorausſetzun⸗ 
gen der nebenberuflichen Landſiedlung ſind Ar⸗ 
beitszeit, Land und Betriebsmittel. Dieſe drei, 
heute nicht oder ungenügend umgrenzt, gilt es zus 
nächſt in feſte Beziehung zueinander zu bringen. 
Arbeitszeit. 

Während man in Genf noch um die 40-Stunden⸗ 
woche kämpft, ſind nahmhafte Fachleute, Inſtitute 
und Verbände der Meinung, daß wir uns auf 
lange Sicht auf die 25- bis 30⸗Stundenwoche ein⸗ 
zuſtellen haben. Die reſtlichen 15 bis 30 Stun⸗ 
den ſind elaſtiſch in Selbſtverſorgung 
durch Bodenproduktion einzubauen. 


Landnorm: 1 bis 2 Morgen. 

Das dazu benötigte Land bemeſſen wir mit 
durchſchnittlich ! Morgen je Familie. Eine 
geringere Größe lohnt nicht die Koſten und bringt 


*) Die Verfaſſer legen Wert auf die Feſtſtellung, 
daß ſie ihr bodenwirtſchaftliches Siedlungsprogramm 
ohne ſpezielle Kenntnis der Ausführungen der übri⸗ 
gen Mitarbeiter aufgeſtellt haben. 


keine entſprechende Entlaſtung des Haushalts. Ein 
Kleingärtner in der heute üblichen Form als 
zwiſchenzeitlicher ewig wandernder Bodennutzer 
auf teurem Bauland in unmittelbarer Nähe der 
Stadt oder eine ihm ähnliche Siedlung (Stadt: 
randſiedlung mit 600 bis 800 Quadratmeter Land) 
kann die hier verlangte Aufgabe nicht erfüllen. 
Ein Morgen kann noch mit zwei vollen Arbeits— 
tagen in der Woche grob beſtellt, mit Familien- 
oder Maſchinenhilfe ſogar in verfeinerter Kultur 
mit hohem Ertrag gehalten werden. Alles, was 
darüber iſt, iſt nicht mehr von Hand zu beſtellen. 
Die jeweils wechſelnd angewandte Intenſität kann 
bei der 1-Morgenitelle ſehr weitgehend die 
Schwankungen des Arbeitsmarktes ausgleichen. 


Betriebsmittel. 


Beim Ausgleich dieſer Schwankungen denken 
wir zunächſt weniger an verfeinerte Bodengeräte 
(Maſchinen uſw.), die die primitive unlohnende 
Arbeit von vornherein ausſchalten und gegebenen⸗ 
falls Menſchenarbeitskraft erſetzen. 

Vordringlich ſind heute jene Betriebsmittel, die 
dem Boden die nötigen Nährſtoffe und das 
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Waſſer liefern. Ihre Vernachläſſigung, wie ſie 
heute allgemein ſtattfindet, bedeutet von vorn⸗ 


herein Ausſichtsloſigkeit der nebenberuflichen 
Landſiedlung. Meiſt wird die Möglichkeit ihrer 


Beſchaffung gar nicht erkannt, im Kleinen ſind 
dieſe Stoffe auch nur ſehr ſchwer und unrationell 
in ausreichender Menge bereitzuſtellen. Es iſt 
alſo unmöglich, die nebenberufliche Siedlung 


nebenbei „am Stadrande“ ſich ſelbſt zu überlaſſen. 


Wenn ihre Durchführung zum Erfolg führen ſoll, 
greift ſie tief in unſere Stadtwirtſchaft ein, be⸗ 
dingt deren Umſtellung auf wichtigen Ge⸗ 
bieten, beſonders der billigen Waſſer⸗ und 
Abfallwirtſchaft. In der Tat liegen hier, 
wie an vielen Beiſpielen gezeigt wurde Giel, 
Frankfurt, Berlin“), ungeheure Reſerven, die ge⸗ 
eignet ſind, die ſtädtiſche Siedlung von vornherein 
produktiv grundlegend zu beeinfluſſen, auf ge⸗ 
ſunde organiſche Grundlagen zu ſtellen. 

In zweiter Linie find mittelbare Betriebs- 
einrichtungen vorzuſehen, wie Waſſerverteilungs⸗ 
einrichtungen, Sonnenfang und Windſchutzmauern, 
Bepflanzung und eigene Kompoſtierung. Selbſt 
reichlich gegeben, bedeuten die dafür aufgewandten 
Produktionskoſten insgeſamt immer nur Bruch⸗ 
teile der bis jetzt aufgewandten Koſten für den 
zehrenden Hausbau. Während aber die erſte 
Gruppe der Betriebsmittel (Waſſer und Abfälle) 
unentbehrliche Vorausſetzung für jede irgendwie 
größer geartete ſtädtiſche Siedlungsentwicklung 
ſind, iſt die zweite Gruppe individueller den je— 
weiligen Verhältniſſen anzupaſſen. 


2. Möglichkeiten und Grenzen der Verſorgung. 

Innerhalb unſerer gärtneriſchen und landwirt⸗ 
ſchaftlichen Kulturarten haben wir einen weiten 
Spielraum, der zu klären iſt. Auch über den 
Maßſtab zu ihrer Bewertung müſſen wir uns zu⸗ 
nächſt einigen. 

Was ſteht uns zur Verfügung? 
Wert der einzelnen Kulturarten. 

Tabelle 1 

Durchſchnittliche Ernten von 1 Quadratmeter. 

— — ͤ wGꝛ⸗0ꝛ—— 


Pflanzengruppe Menge Kalorien Wert 

in kg | gehalt in RM 

Kohl arten 4 1200 0.24 
Gurken, Tomaten, Salate 

durchſchnittlieicRͥchr » 51 450 0.40 
Wurzelgemüſe, Mohrrüben, 

Sellerie ut 3 1200 0.40 

Hülſenfrüchte, grün 2 750 0.30 

3 tea Em. 05 | 1775 | 0.10 

Obſt (intenſiv betrieben). 1 5000.13 

C 1,5 1170 0.06 

Sereibe es 0,2 700 0.04 

ee 0.5 345 0.08 

Fee tn ee 0,03 60 0.03 


) „Eine Weltſtadt Eolonijiert“ von Leberecht Migge 
unter Mitarbeit von Max Schemmel. 
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In dieſen 
Spannen: 
beim Wert von 3 bis 40 Pfennige, 
beim Kalorienertrag von 60 bis 1,775 Kalorien, 
beim Kilogrammertrag von 0,03 bis 4 kg. 


Durchſchnittszahlen ſtecken alſo 


Alſo Ertragsſpannen bis zum Dreißigfachen. 
In Wirklichkeit ſind dieſe Spannen infolge ſchlech⸗ 
ter und guter Kultur und bei einzelnen Speziali⸗ 
täten noch viel größer. Kaum annehmen aber 
ſollte man nach dieſer Tabelle, daß der durch— 
ſchnittliche landwirtſchaftliche Ertrag tatſächlich 
nur 0,4 Kilogramm und 150 Kalorien 
z u 5 Pfg. im Gegenſatz zum gärtneriſchen mit 
2 Kilogramm und 1000 Kalorien zu 
25 Pfg. je Quadratmeter beträgt. Die Arſache 
iſt: die landwirtſchaftlichen Kalorien verſchwinden 
zu o über den Tiermagen im Miſt. Kommt da⸗ 
zu, daß die Kalorien ein begrenzter Nahrungs: 
wert ſind, weil daneben Vitamine und 
Salze eine große Rolle ſpielen, die beſonders 
in den gärtneriſchen Erzeugniſſen ent⸗ 
halten ſind und deren Hochwertigkeit bedingen. 


Bedarf und Riſiko. 

Nun kann der nebenberufliche Siedler auf 
einem Morgen nicht ſeinen vollen Nahrungsbe— 
darf decken. Er benötigt etwa drei Millio-⸗ 
nen Kalorien für die vierköpfige 
Familie, und zwar nicht xbeliebige Kalorien, 
ſondern in einer vielfältig zuſammengeſetzten 
Miſchung. Praktiſch iſt mit Rückſicht auf die heu⸗ 
tigen Lebensgewohnheiten für den Durch—⸗ 
ſchnitt etwa die Hälfte zu erreichen. 

Es iſt aber zu fordern, daß der Siedler mit 
dieſer elementaren Nahrungsſelbſtverſorgung kein 
zu großes Riſiko eingeht. Seine baren Ausgaben 
ſollen ſich in den denkbar engſten Grenzen halten. 


3. Normale Nebenberufs⸗Siedlertypen. 
Die gärtneriſche 1⸗Morgenſtelle. 


Dieſe Bedingungen ſind am leichteſten und 
beiten in der Nähe der Großſtädte und Induſtrie⸗ 
zentren gärtneriſch zu erfüllen. Wir ſuchen 
uns die hochwertigſten Kulturen aus und treiben 
dadurch die Selbſtverſorgung möglichſt weit. Da⸗ 
nach haben wir aber im Obſt eine ausgezeichnete 
Kultur, die ſich gut marktfähig verwerten läßt. 
Deutſchland iſt für Obſt allerwärts noch faſt un⸗ 
beſchränkt aufnahmefähig (Einſchränkung der Ein⸗ 
fuhr) und der Verbrauch faſt unbegrenzt ſteige— 
rungsfähig“). 


Wir erhalten danach durch: 


) Nach Prof. Vogel bis zum Siebenfachen des heu- 
tigen durchſchnittlichen Verbrauchs. In s 


Tabelle 2 
Fläche und Ertrag des gärtneriſchen Nebenberufs⸗ 
ſiedlers 
a) Gärtneriſche Grundverſorgung. 
Ertrag 
Fläche Menge Kalo-⸗ Wert 
im qm in kg rien in RM 
1. Gemüſe aller Art. 200 800 240 000 120.— 
2. Hülſen⸗ u. Oelfrüchte 100 50 20 000 40.— 
3. Kartoffeln 350 800 624000 40.— 
4. Obſt zum eigen. 
verbrauch 600 600 300 000 180.— 
1250 2250 1184000 380.— 
b) Obſt als Marft- 
N 750 750 375000 225.— 
2000 3000 1559000 605.— 


c) Haus, Hof, Anzucht, 

Kompoſtierung uſw. 500 

2500 

Dieſer Typ wäre dort, wo der Obſtabſatz 
Schwierigkeiten macht, zu variieren durch Weiter⸗ 
treiben der Selbſtverſorgung: anſtelle des Markt⸗ 
obſtes Kleintierzucht (Hühner, Ziege, Kaninchen). 
Ein zweiter Weg führt über verſtärkte vegetariſche 
Verſorgung mit allen angeführten Gruppen, be⸗ 
ſonders der unter 2 und 4 genannten. 


Die Bilanz der gärtneriſchen 1ʒ⸗Morgenſtelle er⸗ 
gibt: 


DIE FRUCHTLANDSCHAFT BERLINS. 


0 0 
bei 9 


VERSORGUNG MIT LAND- WASS EA - DUNG. 


Einnahmen nach Tabelle RM 605.— 
Ausgaben: 

für Pacht: RM 60.— 

für Dünger und Waſſer . „ 60.— 

für zuſätzlichen Verkehr. „ 50.— 

für Saatgutu. Verſchiedenes „ 30. — RM 200.— 


Ueberſchuß RM 405.— 
Die 1⸗Morgenſtelle mit Vieh. 


Der landgewohnte Kleinſtädter will ſich nun 
oft lieber landwirtſchaftlich einſtellen. Es iſt aber 
leicht auszurechnen, daß die Uebertragung des 
deutſchen landwirtſchaftlichen Durchſchnittsertrages 
auf unſeren nebenberuflichen Landſiedler unmög⸗ 
lich iſt. Seine Ausgaben werden kaum unter 
RM 120,— im Jahr zu halten ſein, während der 
übliche landwirtſchaftliche Ertrag von einem Mor⸗ 
gen nur etwa RM 100, — beträgt. 

Was liegt da näher, als die Tierzucht 
durch Zukauf von Futtermitteln zu 
ſteigern, wie dies heute allgemein geſchieht und 
am durchdachteſten vom Reichskuratorium für 
Technik in der Landwirtſchaft (Tidl.) empfohlen 
wurde. Danach ſollten für die Erzeugung von 
208 Kilogramm Schweinefleiſch und 1040 Eiern 
für RM 168,— Futtermittel zugekauft werden. 


Dieſer Betrag iſt aber nur bei ſorgfältiger Samm⸗ 
lung und Verfütterung der Hausabfälle ſo niedrig 
zu halten. Die gärtneriſche 
Grundverſorgung würde ſich da⸗ 
bei im weſentlichen ſo wie beim 
gärtneriſchen Nebenberufsſiedler 
ſtellen. Auf den darüber hinaus 
verfügbaren 750 Quadratmetern 
wären 15 Doppelzentner Futter⸗ 
kartoffeln zu ziehen, der Reſt 
(nach Tidl. 10 Doppelzentner 
Kartoffeln, 3 Doppelzentner Fut⸗ 
tergetreide, 1 Doppelzentner Fiſch⸗ 
mehl) wären zuzukaufen, dazu 


zwei Ferkel und zum Anfang 
Stammhühner. Danach ergibt 
ſich: 


Der Geſamtwert der 
erzeugten Nahrung ſtellt 
ſich auf etwa RM 550,—, 
die Ausgaben für 


Futter .. RM 168.— 
acht. „ 30.— 
Dünger (Torf⸗ 
mull zur Ein⸗ 
ſtreu und 
ae. 60.— 
Verkehr. .— 
Verſchiedenes! 30.— RM 338.— 


Ueberſchuß RM 212.— 


SE NAUPTVERREURSLUNEN 
== WEICHBLDGRENZE 

n STÄDT. GUTSFLÄCHEN 
SS 
N MULLSAMMELSTATIONEN Beiſpiel für nebenberufliche Aus⸗ 
ſiedlung aus: Eine Chance für 
„Groß-Berlin“. 


„Deufsche Bauzeifung“, H. J. Jahrg. 33. 
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Der Arbeitsaufwand wäre 
für den nebenberuflichen Land⸗ 
wirt faſt derſelbe wie beim 
gärtneriſchen Nebenberufs⸗ 
ſiedler, dagegen iſt das Riſiko 
erheblich größer; denn eine 
Barausgabe von RM 338,— 
ſoll erſt mal aufgebracht wer⸗ 
den. Außerdem kann auch 
irgendeine Krankheit der 
Tiere die ganze Bilanz des 
landwirtſchaftlichen Siedlers 
gefährden. Auch ſonſt kom⸗ 
men mancherlei Unkoſten au⸗ 
ßer den Futterkoſten hinzu, 
die leicht überſehen werden 
(Stallbau und ⸗reparaturen, 
Beſchneiden, Fleiſchbeſchauen 
uſw.). 


4. Geſteigerte Verſorgung. 


Der 2⸗Morgenſiedler. 
Geringer iſt das Riſiko des 
landwirtſchaftlichen Neben⸗ 
berufsſiedlers, wenn er ſich 
die Futtermittel ſelbſt voll⸗ 
ſtändig auf einem zweiten 


Morgen heranziehen kann. 


Dies ſetzt aber voraus, daß er 
entweder ſelbſt zeitweiſe zwei 
weitere Tage arbeitsfrei hat, 
oder daß ſeine Familie ſehr 
zahlreich und arbeitskräftig 
iſt, oder daß genoſſenſchaftlich 
rationell die Schwerarbeit 
des Grabens durch Pflug 
oder Maſchine abgenommen 
wird. Dies koſtet aber wie⸗ 
der bares Geld, deſſen Auf⸗ 
bringung ſchwierig iſt. 

Unſer 2⸗Morgenſiedler, der 
für rein ländliche Induſtrie⸗ 
bezirke wohl empfohlen wer⸗ 
den kann, hat als Viehzüchter 
übrigens noch nicht ſeine volle 
Ernährung. Er muß nach der 
Tidl. noch für RM 275,— 
Brot, Margarine, Milch und 
Zucker zukaufen. 

Beſſer ſtellt unſer Siedler 
ih, wenn er als Vegeta⸗ 
rier die erzeugten Nah⸗ 
rungskalorien nicht durch die 
Viehmagen dezimieren läßt. 
Dieſer geſteigerte Ernäh⸗ 
rungstyp, wie ihn beſonders 
Dr. Ing. F. Flörke in ſeiner 
Schrift „Wege und Grund- 
fragen der Siedlung“ auf 


Beiſpiel bodenproduktiver Bauweiſe 
für die nebenberufliche Land⸗Siedlung 


I. Grundriß“) 


eee, 


Wohnraum 
Schlafraum 


Kochraum 

Brause 

Besenkammer 
Torfklosett 

Wasch-und Futterküche 
Kompost 

Abwässerals Entenpfuhl 
10, Hühnerhof 

11. Regenwasser-Becken 
12. Frühbeetfenster 

13. Abfallkästen 

14. Sonnenterrasse 


N 


VOLL AUSGEBAUT 


II. Haustyp 


15. Arbeitsplatz 

16. Gewächshaus 

17. Stall 

18. Abstellschuppen 

19. Verbindungstür 

20. Schlafraum (Kinder) 
21. Vermietbarer Raum 
22. Kleintierkäfig 

23. Dungsilo 

24. Dungsilo 


a a: 
Anhienz Mllitiiis 


— 
—— 
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) Aus: „Die wach- 


Grund langjähriger eigener Erprobung vertritt, ſende Siedlung“. 


verdient heute alle Aufmerkſamkeit. 


Seine Ver⸗ Franckh'ſche 


breitung hängt aber von der Bereitwilligkeit der Verlagshandlung, 
Siedler ab, neue Lebensformen aufzunehmen. Stuttgart. 


5. Aufbau und Wirtſchaft. 


In den bisherigen Ausführungen haben wir 
die Wohnung bewußt unberückſichtigt gelaſſen. Sie 
bleibt ein Ausgabe- und Aufbauproblem für ſich. 
Dabei muß grundlegend feſtgeſtellt werden, daß 
auch die kleine Wohnung als Neubau auf alle 
Fälle eine Belaſtung darſtellt. In Kriſenzeiten 
wird daher dieſer zehrende Beſtandteil des Ge— 
ſamtaufbaues gegenüber ſeinem mehrenden Bes 
ſtandteil, dem Boden, zurückzuſtehen haben. Wohl 
oder übel werden wir uns alſo auf ein langſames 
Wachſen des Siedlerhauſes einſtellen müſſen. 

Als Beiſpiel geben wir die Berliner Zahlen 
aus der bereits angeführten Unterſuchung „Eine 
Weltſtadt koloniſiert“. 

Die Abwäſſer und Abfälle Berlins würden bei⸗ 
ſpielsweiſe genügen, etwa einer viertel Million 
Berliner Familien die Beſtellung von je einem 
Morgen Gartenland gut gedüngt und bewäſſert 
zu ermöglichen. Die Technik iſt ſoweit, daß dies 
hygieniſch einwandfrei geſchehen kann. Insbe⸗ 
ſondere iſt das Abwaſſer in klarer geruchloſer 
Form den Gärten zur Verfügung zu ſtellen. Müll, 
Straßenkehricht und Klärſchlamm ergeben, ge⸗ 
eignet kompoſtiert, die unbedingt nötigen Melio- 
rations⸗ und Humusſtoffe. Dazu kommt, daß alle 
dieſe Stoffe im weſentlichen ohne große Barauf— 
wendungen nur mit z. Zt. reichlich vorhandener 
Arbeitskraft (Einſchaltung des Arbeitsdienſtes) 
mobil gemacht werden können. 


Der Aufbau des gärtneriſchen Nebenberufs⸗ 
ſiedlers. 


Der Aufbau des Einzelgartens ſtellt ſich wie 
folgt: 


Tage Mate⸗ 
T rial 
werke foſten 
1. Welioration u. Bodenverbeſſerung 
(Verarbeiten von Müll u. Schlamm 
zu Kompoſt u. ſeiner Unterbringung, 
teilweiſe Rigolen der Rulturilächen) | 120 5.— 
2. Waſſerzuführung (Herrichten von 
Stauſeen u. Zuführen des Waſſers, 
teilweiie in geſchloſſene Röhren, 
teilweiſe in offene Gräben). . . . 50 | 102.— 
enn er ee 10 | 145.— 
4. Schuppenraum und Laube. . . . 40 | 255.— 
5. Dungverwertungseinrichtungen und 
C 5 20 | 120.— 
6. Zaun an der Straße 2 30.— 
7. Trinkwaſſerverſoraung (zunächſt für 
eine Anzahl Siedler gemeinſam) 2 5.— 
8. Straßenherrichtung aus Grobmüll 30 8.— 
Veichtedens 33.— 


700.— 


Es wird alſo im weſentlichen mit Hilfe von 
Arbeit (Arbeitsdienſt und Eigenarbeit des Gied- 
lers) der nötige Lebensraum geſchaffen. Dieſes 
Beiſpiel läßt ſich, örtlich ſinngemäß abgewandelt, 


auf die meiſten ſtädtiſchen und induſtriellen Sied⸗ 
lungsverhältniſſe übertragen. Die grundlegenden 
Bodenbetriebsſtoffe, Waſſer und Abfall, ſind 
allenthalben nachweisbar. Wo das ausnahms⸗ 
weiſe nicht oder nur teilweiſe der Fall iſt, muß 
mit erhöhten Aufbau- und Betriebskoſten gerech⸗ 
net werden. 

In jedem Falle iſt ein irgendwie organiſierter 
Zuſammenſchluß der Siedler unbedingt erwünſcht, 
da immer Gemeinſchaftseinrichtungen (Straßen, 
Zäune, Waſſerverſorgung) nötig ſind. 


Der Aufbau des landwirtſchaftlichen Nebenberufs⸗ 
ſiedlers. 

Der landwirtſchaftliche Nebenberufsſiedler mit 
Wohnung iſt ohne ſtändige Wohnung auf ſeiner 
Stelle nicht denkbar, denn das Vieh muß zu jeder 
Tageszeit beaufſichtigt werden. Auch hierbei zeigt 
ſich wieder, daß dieſer Typ im Großen nur ſchwer 
anwendbar iſt. 

Wirtſchaft. 

Es kann natürlich hier nicht eine Anleitung 
für die Wirtſchaft des Jahres gegeben werden. 
Es ſoll nur darauf hingewieſen werden, daß, 
je mehr der Siedlerbetrieb der hauptberuflichen 
Arbeit des Siedlers weſensverwandt iſt, deſto 
leichter die Eingewöhnung und deſto beſſer der 
Erfolg ſein werden. Es wird alſo auch aus dieſem 


HEIMSTÄTTEN- 


SAÄRTNER 71 MORGEN 


BETRIEB VORERST 
VON DER STADT - 
WOHNUNG HER. 


Beiſpiel einer nebenberuflichen 1 Morgenſtelle 
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Grunde und nicht bloß um des höheren Ertrages 
willen der gärtneriſche Typ zu bevorzugen ſein. 

Im übrigen ſtellen ſich die behandelten Typen, 
wenn die geſteigerte Selbſtverſorgung überſchläg⸗ 
lich eingeſetzt wird, in ihrem Wirtſchaftserfolg, wie 
die nebenſtehende Tabelle zeigt. 

Bei guter Wirtſchaft kann in allen 
vier Fällen eine weſentliche Ver⸗ 
beſſerung der Ernährung und Er⸗ 
höhung der Erträge über die ange⸗ 
gebenen Werte hinaus erzielt wer⸗ 
den. 

Schulung. 

Aus den bisherigen Ausführungen geht hervor, 
daß eine nebenberufliche Siedlung nur auf inten⸗ 
ſiver Grundlage, ſei es gärtneriſch oder landwirt⸗ 
ſchaftlich, in volkswirtſchaftlich ſpürbarem Maß⸗ 
ſtabe möglich iſt. Die hierfür unumgängliche 
Bodenſchulung wird an anderer Stelle behandelt. 


Tabelle 3 


Wirtſchaftswert der nebenberuflichen Giedler- 
typen: 


Ar⸗ Kalo⸗ N we Bar Aeber⸗ 
beits⸗ rien⸗ Era ein⸗ aus- ſchuß 
zeit | Ertrag ae nahme gabe 
Std. rd. RM RM RM RM 
Gärtneriſche 
1= Morgenitelle | 1000 | 1550000605. 225.200.405. 
1⸗Morgenſtelle 
mit Vieh ) 9001750000550“ — | 338.-| 212.- 
2= Morgenitelle 
mit Vieh . .| 1500| 1750000|550.-] — | 220.-| 330.- 
2= Morgenitelle 
Vegetarier .| 2000| 3000000|850.-| — | 300.-| 550.- 


) Mit zugekauften Futtermitteln und ohne 
arbeitſparende Großgeräte. 


V. Bauwirtſchaftliche Durchführung 
Von Dr. Ferdinand Neumann, Syndikus des Reichsverbandes der WFG. 
und Regierungsbaumeiſter a. D. Kurt Weber. 


Pete Beiſpiele der nebenberuflichen Land⸗ 
ſtedlung. 

Das Kun des vorigen Jahrhunderts, 
welches heute in kleinen und mittleren Städten 
noch weiterlebt, Heimarbeiterſiedlungen, indu— 
ſtrielle Siedlungen, ſoweit ſie Landzulage aus⸗ 
weiſen wie die Bergarbeiterkotten Rheinlands 
und Weſtfalens und ſchließlich viele friderizianiſche 
Kolonien, die ſich im öſtlichen Deutſchland durch 
die Jahrhunderte halten konnten, ſind intereſſante 
geſchichtliche Vorläufer der nebenberuflichen Land⸗ 
ſiedlung. 

In den friderizianiſchen Dorfanlagen Fried⸗ 
richsgrätz, Kreutzburgerhütte, Friedrichstal, Kreis 
Oppeln, wurden Koloniſten, die im Hauptberuf 
Hüttenarbeiter waren, zunächſt nur mit 2 Morgen 
Land und einer ausreichenden Maldweide für die 
Kuhhaltung ausgeſtattet. Die Koloniſten wurden 
durch dieſe Anſiedlung frei von Roboten (Fron⸗ 
dienſt) und anderen Laſten, blieben aber zur be- 
ſtimmten Hüttenarbeit und zum Holzſchlagen ver⸗ 
pflichtet und zahlten nur einen monatlichen Zins 
von 12 Groſchen für ihre 2 Morgen Acker und den 
1 Morgen Wieſe. 

Eine nebenberufliche Siedlung mit handwerk— 
lich gewerblichem Einſchlag wurde bei der Auf— 
teilung des Poppelauer Vorwerks (Oberſchleſien) 
mit 12 Siedlern ins Leben gerufen. Nach der 
Chronik ſollten die Siedler: „auf das Spinnen alle 
nötige Vorſorge treffen und könnten unter ſich 
eine Spinnſchule halten, damit die Kinder von 
Jugend auf daran gewöhnt würden.“ 

Schließlich wurde auch die ländliche Form der 
nebenberuflichen Landſiedlung, eine Arbeiterſtelle 


mit unſelbſtändiger Ackernahrung, in altpreußi— 
ſcher Zeit in das koloniſatoriſche Aufbauprogramm 
einbezogen. Die Chroniken beſagen, daß für jede 
Stelle in der Regel ein Morgen auf königliche 
Koſten gerodet und darauf ein Haus, beſtehend 
aus einer Stube und zwei Kammern nebſt einem 
Stall, errichtet wurde. Die Scheune hatte jeder 
Siedler ſelbſt zu bauen. Er bekam dafür einen 
Geldzuſchuß und das nötige Holz. Einen Teil des 
Waldes mußten die Anſiedler ſelbſt roden und ein 
jeder erhielt dazu ein Grabſcheit, eine Rodehacke, 
eine Holzart und eine Säge. In der Regel er- 
hielten dieſe Siedler 17 Morgen Land. 


Bildbeilagen. 

Die Luftbildaufnahme von Goſen, Provinz 
Brandenburg, zeigt eine Anſiedlung von Pfälzern 
aus dem Jahre 1754 in der typiſchen Aufbauart 
dieſer altpreußiſchen Koloniſtendörfer. 

Die Siedlungstätigkeit Friedrich des Großen 
hat über das altpreußiſche Gebiet hinaus an⸗ 
regend gewirkt. Das Bild vom ſtrohgedeckten 
Doppelhaus ſtammt aus einer hundertjährigen 
Nebenberufsſiedlung Lühmannsdorf in Pommern. 
In dieſer lebten urſprünglich Weber, die nach 
dem Aufhören einer ausreichenden Exiſtenzgrund⸗ 
lage in dieſem Gewerbe in ſpäteren Generationen 
zum Handwerkerſtand überwechſelten. Sie bildeten 
aus ſich heraus eine Bauhandwerkergenoſſenſchaft. 
Haus und eigene Scholle (rd. 2 Hektar) waren das 
Rückgrat für dieſe wirtſchaftliche Umſtellung. 

Als weniger bekanntes Beiſpiel für induſtrielle 
Nebenberufsſiedlung älteſter Anlage wird die 
Siedlung „Marienſtift“ der Carlshütte in Rends⸗ 
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Lühmannsdorf in Pommern, eine hundertjährige Nebenberufsſiedlung 


Nebenberufliche Landjicdlungen 
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Der Grundriß zeigt eine ſtärkere Betonung des Wirtſchafts— 
anbaues gegenüber ähnlichen Typen der Erwerbsloſenſiedlungen. 
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N] Siedlung Elmſchenhagen. 
(Heimſtätte Schleswig ⸗Holſtein.) 
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Heimarbeiterſiedlung Hof Kapkeim f 
mit 16 Morgen Landzulage. Geſchichtliche Induſtriearbeiterſiedlung aus dem 18. Jahrhundert 
(Oſtpreußiſche Heimſtätte.) mit Land der Karlshütte in Rendsburg- Büdelsdorf. 
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burg⸗Büdelsdorf gezeigt, deren grundrißmäßige 
Tiefenaufteilung klar gelöſt iſt. Die Siedlung iſt 
ein ſehr frühzeitiger Verſuch, die Induſtriearbeiter⸗ 
wohnung mit Land zu verbinden. 

Im Jahre 1931 machte die Oſtpreußiſche Heim- 
ſtätte in Hof Kapkeim, Kreis Wehlau, den Ver: 
ſuch, Leinenweber als Heimarbeiter durch eine 
Landzulage von 16 Morgen kriſenfeſter zu machen, 
ein für die geſamte mittelſtändige Induſtrie der 
Oſtmark vordringliches volkswirtſchaftliches Pro- 
blem. 

Die weiteren Beiſpiele haben die Wohnungs- 
fürſorgegeſellſchaften aus ihren Arbeitsgebieten 
zur Verfügung geſtellt. Sie ſind noch nicht in allen 
Einzelheiten Vorbilder für die nebenberufliche 
Landſiedlung, können aber als bemerkenswerte 
Wegweiſer für ihre Ziele angejehen werden. 


Amtliche Richtlinien (für vorſtädt. Erwerbsloſenſied⸗ 
lung als Ausgangspunkt). 

Die bauwirtſchaftlichen Fragen der nebenberuf⸗ 
lichen Landſiedlung haben in den amtlichen Richt⸗ 
linien für die vorſtädt. Kleinſiedlung für Erwerbs⸗ 
loſe eine Grundlage. Die Vorſchriften enthalten 
den Hinweis, daß ihre Anwendung für Kurz⸗ 
arbeiter zuläſſig iſt. Eine Reihe der durchgeführ⸗ 
ten Erwerbsloſenſiedlungen iſt ihrer bauwirt⸗ 
ſchaftlichen Geſtaltung nach für Kurzarbeiter ver⸗ 
wendbar. Man kann daher die bekannten, aus⸗ 
führlichen Verordnungen und die Durchführungs— 
beſtimmungen ſowie die Erläuterungen“) in den 
bautechniſchen Einzelheiten, die ſich in der Bau— 
praxis bewährt haben, auch für die nebenberuf— 
liche Landſiedlung anwenden. Nur müſſen 
alle konjunktur bedingten Löſungen 
der bauwirtſchaftlichen Probleme, 
die auf die beſonderen Verhältniſſe 
der Erwerbsloſenzugeſchnittenſind, 
zugunſten der nebenberuflichen 
Landſiedlung als zukünftiger Sied⸗ 
lungsnorm zurücktreten. 


Aufbauprogramm. 

Zu ſtarke Verallgemeinerungen und ſchematiſche 
Behandlung des Aufbauprogramms, der Raum⸗ 
anforderungen, der Bauweiſe und der Normie- 
rung der Baukoſten ſind bei der nebenberuflichen 
Landſiedlung abzulehnen. 


Wohnung. 

Grundſätzlich ſind bei ihr die Wohnung 
der zehrende und der Garten der meh⸗ 
rende Beſtandteil der Siedlung. Die 
Wohnung iſt daher im Sinne altpreußiſcher Kolo⸗ 
niſten auf das denkbar kleinſte Maß zurückzufüh⸗ 
ren. Das Streben nach einer kriſen⸗ 
feſteren wirtſchaftlichen Sicherſtel⸗ 
lung des Erwerbslebens muß dem 


In „Vorſtädtiſche Kleinſiedlung“ von Min. Rat 
aa Schmidt, Verlagsgeſellſchaft R. Müller, Ebers⸗ 
Walde. 


kulturellen Ziel einer hygieniſch 
und ſozial einwandfreien Durchbil⸗ 
dung der Wohnung vorangehen. Das 
Aufbauprogramm muß von der Perſönlichkeit des 
Siedlers ausgehen. Kinderloſe Familien brau⸗ 
chen weniger Raum als kinderreiche, Induſtrie⸗ 
arbeiter mit geringerer Arbeitszeitverkürzung 
brauchen nur geringeren zuſätzlichen Erwerb von 
der eigenen Scholle als Arbeiter in mehr länd⸗ 
lichen Bezirken mit ſchwachen hauptberuflichen 
Nebenerwerbsmöglichkeiten. 
Erweiterungsmöglichkeiten des Bauplans. 

Die Bauplanung ſoll jedoch kulturelle Verbeſſe— 
rungen und wirtſchaftliche Ausdehnungsmöglich⸗ 
keiten nicht erſchweren. Es müſſen Erweiterungen 
der Wohnung und der Wirtſchaftsräume unab⸗ 
hängig voneinander in billigſter und einfachſter 
Weiſe vorgenommen werden können. Der Ausbau 
der Wohnung bis zu drei Räumen ſollte in jedem 
Falle leicht möglich gemacht werden, damit neben 
einem Elternſchlafzimmer die Einrichtung ge= 
trennter Schlafräume für die heranwachſende Ju— 
gend durchführbar iſt. Jeder Siedler kann nach 
ſeiner Vermögenslage, ſeiner Arbeitskraft und 
nach ſeinen wirtſchaftlichen Erfolgen alle Verbeſ— 
ſerungen aus eigener Kraft vollziehen. 
Wirtſchaftsräume. 

Auf eine ausreichende und zweck⸗ 
entſprechende Ausbildung der Wirt⸗ 
ſchaftsräume nehmen die bisherigen 
Vorſchriften keine Rückſicht. Die vor⸗ 
geſehene Beſchränkung der Geſamtbau⸗ 
koſten nebſt Einrichtungen auf RM 
3000, —, im äußerſten Falle auf RM 4000, — be⸗ 
hindert eine ausreichende Durch— 
bildung der nebenberuflichen Land⸗ 
ſiedlung nach der wirtſchaftlichen 
Seite. Die wirtſchaftlichen Verhältniſſe, die 
Bodenverteilung und die Arbeitsmarktlage ſind in 
Oſt und Weſt von Deutſchland grundverſchieden, 
wechſeln ſogar innerhalb gleicher Provinzen, ſodaß 
je nach dem Standort der Siedlung, ihrer Aufbaus 
art, der Größe der Landzulage und der Baufinan⸗ 
zierung die Aufbauprogramme in ihren Einzel- 
heiten und ihrem Koſtenaufwand ſehr unterſchied⸗ 
lich ſein werden. 

Wenn auch für die ſtaatliche Beihilfe aus Zweck⸗ 
mäßigkeitsgründen gewiſſe einheitliche Sätze für 
Zuſchüſſe der öffentlichen Hand angewandt werden 
müſſen, ſo ſollten aber für die Beurteilung der 
Förderungswürdigkeit des Einzel⸗ 
objekts und für den Rahmen der geſam⸗ 
ten Baufinanzierung die begren⸗ 
zenden Vorſchriften nicht zu eng ge⸗ 
zogen werden. 

Tragbare Rente. 

Um einen abgrenzenden Rahmen 
zu finden, wäre es richtiger, von 
der höchſtzuläſſigen Rente auszu⸗ 
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gehen, die ſich aus der Geſamtfinanzierung und 
den Unterhaltungstojten eines Eigenheims als 
Dauerbelaſtung ergibt. Als Richtlinie kann für 
heutige ländliche Einkommensverhältniſſe ein 
Höchſtſatz von RM 20,— bis 25,— monatlich, 
für induſtrielle RM 30, — bis 35,— angenommen 
werden. Nicht ſo ſehr die abſolute Höhe der Bau⸗ 
koſten iſt für die Wirtſchaftlichkeit der Stelle und 
für die Beurteilung der Tragfähigkeit der durch 
den Aufbau entſtehenden finanziellen Laſten maß⸗ 
geblich, ſondern eine wirklichkeitsgerechte und voll- 
ſtändige Berechnung der eintretenden belaſtenden 
Rente ſowohl aus den Geſamtbaukoſten wie aus 
der Finanzierung des Grund und Bodens. 


Uebergangsjahre. 

Im Regelfalle ſollte die Rente zur Sicherung 
des dauernden Erfolges der Siedlungsmaßnahme 
erheblich kleiner als der Höchſtſatz werden. Außer⸗ 
dem ſollte, wie bei der Vorſtadtſiedlung, zur Be⸗ 
ſitzbefeſtigung und zur Ermöglichung einer wirt⸗ 
ſchaftlichen Entwicklung während der Auf⸗ 
bauzeit und in den erſten Wirt⸗ 
ſchaftsjahren die Rente durch entſpre⸗ 
chende Verteilung der Zins- und Tilgungslaſten 
geſenkt werden. Als Beiſpiel wird die nach⸗ 
ſtehende Mietberechnung gegeben: 


Mietberechnung für die Siedler der Stadtrand⸗ 
ſiedlung in Rudow unter Zugrundelegung einer 
Parzelle von 800 Quadratmeter. 


1932 1933 1934⸗36 ab 1937 
1. Feuer, Haftpflicht, 
chornſteinfeger 5,80 5,80 5,80 5,80 

2. Straßenbeleuchtung 

einſchl. Rep. 10, 10, 9, 9, 
3. Verwaltungskoſten 16, 16, 14, 14, 
4. Unvorherge). bzw. 

Zuweiſ. z. Genoſſen⸗ 

ſchaftsfonds 3,.— 2,20 2,20 2,.— 
5. Pachtzins 800 X 0,04 

am (Morgenpreis bei 

5 %: 2000 RM!) 32,.— 32,— 32,.— 
6. Verzinſ. des Reichs⸗ 

darl. (mit 3% bzw. 

4% u. 1% Tilgung) 75.— 125,— 
jährlich insgeſ. 34,80 66,— 138,— 187,80 
monatlich: 2,90 5,50 11,50 15,65 


Bei dem Reſultat dieſer Mietberechnung iſt be⸗ 
merkenswert, daß eine gleichgroße ſtädtiſche Miet⸗ 
wohnung in Berlin monatlich von RM 30,— 
bis RM 40,— koſtet. Dieſe allgemeine 
Senkung der Unkoſten mit dem Ziel 
der Mietenſenkung iſt eine wichtige 
wohnungswirtſchaftliche Aufgabe 
der nebenberuflichen Landſiedlung. 
Bahnbrechend für die Bauwirtſchaft ift der prak⸗ 
tiſche Nachweis, daß mit einem Reichsdarlehn von 
RM 2500,— dieſes Ergebnis erreicht werden kann. 


Ergebniſſe der Selbſthilfe. 
Die weitgehende Verminderung der 
Baukoſten wurde bei den Erwerbsloſenſied⸗ 


lungen dadurch ermöglicht, daß die einzelnen Er⸗ 


werbsloſen zeitlich ununterbrochen mit ihrer vol⸗ 
len Arbeitskraft für die Bauarbeiten zur Ver⸗ 
fügung ſtanden. In vielen Fällen fand auch eine 
beſondere Auswahl der Siedler nach baufachlichen 
Geſichtspunkten ſtatt. Ein Bau nach dem in der 
Beilage oben links abgebildeten Grudriß hat 
in Brandenburg im Jahre 1932 bei Tarif⸗ 
lohn rund 3150,— Reichsmark gekoſtet (ohne 
Ausbau des Dachgeſchoſſes und des Hühner- 
ſtalles, Keller unter dem Vorraum). Durch ges 
ſchickte Siedlerauswahl (1 Bauführer, 16 Maurer, 
6 Zimmerer, 5 Tiſchler, Dachdecker, Klempner, 
Maler, 12 Arbeiter, zuſammen 40 Siedler) 
kamen an den eingeſchalteten Bauunternehmer 
nur RM 1875, — zur Auszahlung. Dieſe Summe 
deckte ſämtliche Baumaterialien und einen kleinen 
Teil von tariflichen Löhnen für Spezialarbeiten, 
die aus der Siedlergruppe nicht hergeſtellt werden 
konnten, z. B. die Tiſchler- und Klempnerarbeiten. 
Aus dem Reichsdarlehen von RM 2500, — blieb 
noch ein nennenswerter Betrag für die Wirt⸗ 
ſchaftseinrichtung (Inventar, Bepflanzung ujw.). 

Bei der nebenberuflichen Landſiedlung iſt es in 
der Regel wegen einer weniger günſtigen Aus⸗ 
wahl und der nur beſchränkten Arbeitszeit der 
Siedler nicht möglich, die Baraufwendungen um 
RM 1275,— zu ſenken. Die Höhe der Einjparuns 
gen hängt nicht allein von der Zeitſpanne ab, die 
dem Siedler zur Verfügung ſteht, ſondern haupt⸗ 
ſächlich von ſeiner baufachlichen Vorbildung. Alle 
Bauhilfsarbeiten kann der Siedler auch durch Ver: 
wandten⸗, Kameradſchaftshilfe und freiwilligen 
Arbeitsdienſt erſetzen laſſen, dagegen nicht die 
Facharbeiten. Während bei der vorſtädtiſchen 
Randſiedlung die Siedlergruppen vorwiegend aus 
erwerbsloſen Bauarbeitern zuſammengeſtellt wur⸗ 
den, kommen als nebenberufliche Landſiedler alle 
Berufskreiſe in Frage. Baufachlich nicht vorgebil⸗ 
dete Kurzarbeiter werden nur die Leiſtungen 
eines Bauhilfsarbeiters ausführen können. Ein⸗ 
ſparungen werden dabei RM 500,— kaum über⸗ 
ſchreiten und wenn der Siedler während der Bau— 
zeit noch im Hauptberuf in Kurzarbeit beſchäftigt 
iſt, ſogar erheblich darunter bleiben. 

Bauweiſe. 

Dieſe wichtige Feſtſtellung läßt die ausſchlag⸗ 
gebende Bedeutung einer richtigen Aus⸗ 
wahl einer Bauweiſe erkennen, die eine 
möglichſt weitgehende Einſchaltung von nichtfach⸗ 
licher Selbſthilfe des Siedlers ermöglicht. Wenn 
die Siedlergruppe z. B. mit Holz umzugehen ver⸗ 
ſteht, ſo wird die Holzbauweiſe zu empfehlen ſein. 
Die Marktpreiſe der Baumaterialien, die Fracht⸗ 
lage und Anfuhrverhältniſſe, die Werbung von 
Kies, Sand uſw. auf der Bauſtelle oder in ihrer 
nächſten Nachbarſchaft und die fachliche Eignung 
der Siedler für beſtimmte Bauweiſen ſind 
entſcheidend für das endgültige Ergebnis der 
Selbſthilfe. Ob maſſive Ausführungen in Stein 
oder Beton, Holzbauweiſen, Stahlbauten oder 


109 


Lehmbauweiſen erprobter Art endgültig gewählt 
werden, hängt ausſchließlich vom Standort der 
Siedlung ab. Es läßt ſich keine allgemein gültige 
Regel für die abſolut beſte Bauweiſe finden, ſon⸗ 
dern es müſſen Vorunterſuchungen in ſorgfältig⸗ 
ſter Weiſe von geſchulten Fachleuten gemacht wer- 
den, ſobald die Zuſammenſetzung der Siedler be⸗ 
kannt iſt. 

Beibehaltung von Dauerbauten. 

Die Tendenz der weitgehendſten Einſchaltung 
der Selbſthilfe ſoll jedoch kein Anlaß ſein, noch 
nicht erprobte Baumaterialien oder Erſatzbau⸗ 
weiſen einzuführen. Es müſſenſtets hand⸗ 
werksgerechte Dauerbauten ent⸗ 
ſtehen, die nach den Grundſätzen maß⸗ 
geblicher Kreditorgane als beleih⸗ 
ungsfähig bezeichnet werden können, 
und deren wirtſchaftliche Unterhaltung und Feuer⸗ 
verſicherungsprämie die einmaligen Vorzüge einer 
verbilligten Bauweiſe nicht wieder aufheben. 
Reichsheimſtätten verfahren. 

Um weitere Verbilligung zu erzielen, ſind die 
Bauten im Reichsheimſtättenverfahren durchzu- 
führen. Nicht nur wegen der bodenrechtlichen 
Fragen und wegen der Verhinderung von ſpeku⸗ 
lativer Verwendung der mit öffentlichen Mitteln 
geförderten Bauten, ſondern auch wegen der Sen⸗ 
kung der Unfoften wird die Form der Reichsheim- 
ſtätte zu empfehlen ſein (Gebührenfreiheit gem. 
§ 36). Unbejchadet der Freizügigkeit der Siedler 
kann dabei die Idee der nebenberuflichen Land- 
ſiedlung mit der des Eigenheims (Ein- oder Zwei⸗ 
familienhaus), deſſen Verbreitung das Reichs⸗ 
heimſtättengeſetz dient, verbunden werden. 

Das Eigenheim gibt den Siedlern die Schollen⸗ 
feſtigkeit und damit die Kraft und die Macht, alle 
Qellen wirtſchaftlicher Selbſthilfe durch Arbeit 
zur eigenen Verſorgung zu erſchließen. Die 
Selbſthilfe in weitgehendſter Form, die prozentual 
hohe Quote von Eigenkapital, die Herausgabe von 
verſtecktem Strumpfkapital, die Zufriedenheit mit 
allerknappſtem Raum, einfachſter Bauweiſe, Ver⸗ 
kehrslage, Entbehrung ſtadtgewohnter Bequem 
lichkeit iſt nur denkbar, wenn die Möglichkeit zur 
Erwerbung einer nebenberuflichen Landſiedlung 
in der Form eines Eigenheims beſteht. Wird 
eine andere Beſitzform, wie Erbbaurecht oder 
Dauerpacht bei Landflächen, gewählt, ſo muß zu⸗ 
gunſten der Siedlung dieſes Recht auf lange Sicht 
zur Erhaltung der Stelle geſichert ſein, ſodaß es 
ſich nur in der rechtlichen Konſtruktion von dem 
Weſen des Eigenheims unterſcheidet. Erbbaurecht 
und Dauerpacht müſſen daher mit dem Eigenheim 
verbunden werden und nicht mit dem Beſitzer, 
dem die Möglichkeit zum Beſitzwechſel nicht genom- 
men werden ſoll. 

Zu der Verfahrensverbilligung gehört auch die 
bevorrechtigte Behandlung in den 
Angelegenheiten der Baupolizei, 


der Auſſchließungskoſten, der Anſiedlungsgebühren 
und der öffentlich rechtlichen Laſten. Die Vielzahl 
der mitwirkenden Stellen muß beſchränkt und der 
Verfahrensgang vereinfacht werden. 


Abwaſſerwirtſchaft. 

Um eine einwandfreie Abwaſſerwirtſchaft durch⸗ 
zuführen, müſſen die Bauparzellen bei leichten 
Bodenklaſſen mindeſtens 600, bei ſchwereren min⸗ 
deſtens 1200 Quadratmeter groß ſein. Ein An⸗ 
ſchluß an eine ſtädtiſche Kanaliſation widerſpricht 
den wirtſchaftlichen Erforderniſſen der Landſied⸗ 
lung. Die Waſſerwirtſchaft iſt entſcheidend für 
den Erfolg der Bodenbearbeitung und muß da— 
her ſchon vor Anlage der Nebenberufsſiedlungen 
der Gegenſtand eingehendſter und ſorgfältigſter 
Unterſuchungen ſein. Ob ein Brunnen gewählt 
oder eine beſondere zentrale Anlage notwendig 
wird oder der Anſchluß an ein ſtädtiſches Ver⸗ 


ſorgungsnetz, kann gleichfalls nur nach dem 
angewendeten Grundſatz entſchieden werden, 
daß durch weitgehende Einſchal⸗ 
tung der Selbſthilfe die kleinſte 
Dauerbelaſtung erzielt wird. 
Doppelwohnhaus. 

Bei Gruppenſiedlungen wird dringend der 


Aufbau eines Doppelwohnhauſes empfohlen, da 
es Koſten erſpart und erhebliche wärmetechniſche 
Vorteile bietet, ohne die Erweiterungsfähigkeit 
der ſelbſtändigen Haushälfte zu erſchweren. 


Einſchaltung des Arbeitsdienſtes. 

Bei der Aufſchließung des Geländes größerer 
Gruppenſiedlungen eröffnet ſich ein Feld für die 
Betätigung des Arbeitsdienſtes. Die bautech⸗ 
niſchen Aufgaben im Arbeitsdienſt auszuführen, 
wird dagegen nur in Ausnahmefällen zu recht⸗ 
fertigen ſein, etwa bei zeitraubenden Abbruch⸗ 
oder Umbauarbeiten. Es iſt bei der Auswahl der 
Arbeiten für Arbeitsdienſtwillige immer darauf 
Bedacht zu nehmen, daß der Erfolg der von 
ihnen geleiſteten Arbeit dazu bei⸗ 
trägt, auf die Dauer andere Arbei⸗ 
ter in Lohn und Brot zu ſetzen. Ent⸗ 
ſcheidend für ſeine Anwendung wird außerdem 
die allgemeine Lage des örtlichen Arbeitsmarktes 
ſein. Gibt die Einſchaltung des Arbeitsdienſtes 
die finanzielle Grundlage für den Aufbau von 
Siedlungen, die bei einer anderen Art der Durch⸗ 
führung nicht entſtehen könnten, ſo iſt ſeine Ein⸗ 
ſchaltung in das engere Bauprogramm ernſthaft 
zu prüfen. Er kann in geeigneten Sonderfällen 
die bei der regelrechten nebenberuflichen Land⸗ 
ſiedlung fehlende baufachliche Selbſthilfe erſetzen 
und die bei den jetzigen Vorſchriften für die vor- 
ſtädtiſche Kleinſielung beſtehende Lücke in der Auf⸗ 
bringung der Bauloſten ſchließen helfen. 
Wirtſchaftsbelebende Nebenwirkungen. 


In früheren glücklicheren Zeiten wurden indu— 
ſtrielle Kriſen dadurch gemildert, daß die frei⸗ 
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werdenden anlageſuchenden Betriebskapitalien 
in geſundem Kreislauf die Bauwirtſchaft be⸗ 
lebten und dieſe wiederum die induſtrielle 
Produktion neu erſchloß. Wegen der Woh⸗ 
nungszwangswirtſchaft und ihrer Folgen iſt 
heute dieſer Kreislauf geſtört. Eine Wiederher⸗ 
ſtellung iſt nur mit dem Einſatz öffentlicher Mittel 
möglich. Dieſer Einſatz iſt um ſo mehr zu recht⸗ 


fertigen, als die Bevölkerungsentwicklung die 
Neuerſtellung von Wohnungen in den nächſten 
Jahrzehnten noch in erheblichem Ausmaß notwen⸗ 
dig macht. Die nebenberufliche Landſiedlung ver⸗ 
dient hierbei im Rahmen eines geſamtwirtſchaft⸗ 
lich zu rechtfertigenden Bauprogramms eine be⸗ 
vorzugte Förderung vor allen anderen Siedlungs- 
arten. 


VI. Oeffentlich rechtliche Laſten der nebenberuflichen Landſiedlung 


und ihre Negelung 


Von Regierungsrat a. D. Dr. Müller⸗Haccius in Zuſammenarbeit mit Dr. Mühlner 
und Kreiskommiſſar a. D. Duelberg. 


Eine nebenberufliche Landſiedlung größeren 
Umfanges wird ſehr bald die Gebietsgrenzen der 
Stadtkreiſe überſpringen und ſich in der Haupt⸗ 
ſache als Umfiedlung in die benachbarten Land⸗ 
gemeinden vollziehen. Neuſiedlungen in Landge⸗ 
meinden verändern faſt ſtets die öffentlich⸗recht⸗ 
lichen Verhältniſſe der Gemeinde, des Gemeinde⸗ 
verbandes, des Schulverbandes und der Kirchen⸗ 
gemeinde und zwar je nach der Größe und dem 
Umfang der Siedlung, ihrer Zweckbeſtimmung, 
ihrer Belegſchaft und ihrer Lage zum alten Orts⸗ 
kern. Bei einer Siedlung von 50 Stellen iſt bei⸗ 
ſpielsweiſe nach der amtlichen Meßzahl mit 60 
Schulkindern zu rechnen. Dies bedeutet in der 
Regel die Einrichtung einer neuen Schulklaſſe und 
die Anſtellung einer neuen Lehrkraft, für die 
3. Zt. monatlich 115.— RM Stellenbeitrag zur 
Landesſchulkaſſe zu zahlen ſind. Neben der Schule 
werden je nach der Größe der Siedlung für die 
Gemeindeverwaltung weitere Dienſträume und 
Hilfskräfte nötig ſein, die Feuerlöſcheinrichtungen 
ſind zu ergänzen, der Nachtwachtdienſt iſt zu ver⸗ 
beſſern, das Wegenetz zu erweitern. Auch werden 
ſich häufig Ergänzungen der kirchlichen Einrichtun⸗ 
gen erforderlich machen. Bei Siedlungen kleineren 
Ausmaßes und unter einigermaßen geſunden 
Wirtſchaftsverhältniſſen, bei denen der Siedler 
voll im Erwerbsleben ſteht, wurden die öffentlich⸗ 
rechtlichen Bedürfniſſe bisher einigermaßen hin⸗ 
reichend geregelt durch das Anſiedlungsgeſetz vom 
10. Auguſt 1904. Nach dieſem Geſetz hat der Sied⸗ 
lungsunternehmer vor Erteilung der Anſiedlungs⸗ 
genehmigung die für die Aenderung oder Neu: 
ordnung der öffentlich-rechtlichen Verhältniſſe er: 
forderlichen Leiſtungen zu bewirken oder ſicherzu⸗ 
ſtellen. Das Geſetz läßt freilich nur einmalige 
Leiſtungen zu, während fortdauernde Ausgaben, 
die durch die Siedlung entſtehen, wie z. B. Schul⸗ 
und Fürſorgelaſten, nicht erfaßt werden. 

Auf die Regelung des neuartigen 
Vorganges einer nebenberuflichen 
Landſiedlung großen Ausmaßes, 
wieſieerforderlichwäre, um in fühl⸗ 
barer Weiſe der Arbeitsloſigkeit 


abzuhelfen, iſt das geltende Gied- 
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lungsrecht naturgemäß nicht zuge⸗ 
ſchnitten. Die bisherigen Erfahrungen mit 
der Ausſiedlung größerer Menſchenmaſſen aus den 
Städten in die umliegenden Landgemeinden laj- 
ſen deutlich erkennen, welche geſetzlichen Lücken 
beſtehen, und weiſen zugleich auf die notwendigen 
Maßnahmen zur Schließung dieſer Lücken hin. 
In der Berliner Umgebung z. B. hat ſich durch 
die Selbſthilfeſiedlung von Berlinern, die als 
Vorläufer der nebenberuflichen Landſiedlung auf⸗ 
zufaſſen iſt, ſchon jetzt die Struktur vieler noch 
vor wenigen Jahren bäuerlicher Gemeinden 
grundlegend gewandelt. Zahlreiche Gemeinden 
haben in den letzten 7 Jahren eine Bevölkerungs⸗ 
zunahme erfahren, die zwiſchen 50% und 320% 
liegt. Man muß ſich vorſtellen, daß lange Jahr⸗ 
zehnte das rein ländliche Bild der Gemeinden, 
ihre Einwohnerzahl, ihr Aufgabenkreis und ihre 
Finanzgebarung ſich nahezu unverändert gehalten 
haben. Jetzt iſt mit einem Schlage in die dörfliche 
Ruhe eine neuartige Entwicklung hereingebrochen, 
die die Gemeindeverwaltung vor ſchwierige ſtädte⸗ 
bauliche, rechtliche und wirtſchaftliche Fragen ſtellt 
und Zuſammenſetzung und Zahl der Einwohner in 
wenigen Jahren völlig verändert. Mit ſolcher 
Veränderung wächſt der Gemeindeapparat und 
wachſen die Ausgaben für Straßenbau- und 
unterhaltung, für Schulweſen, für Wohlfahrts⸗ 
pflege ujw. Einige Angaben aus der lebendigen 
Wirklichkeit geben vielleicht die beſte Anſchauung. 
In der Landgemeinde A des Berlin benachbar⸗ 
ten Landkreiſes B wuchs die Einwohnerſchaft in⸗ 
folge der Selbſthilfeſiedlung von 1925 bis 1932 von 
760 auf 3200 Köpfe, d. h. um 326%. In dieſer 
Zeit ſtiegen die Koſten wie folgt: 
für Gemeindeverwaltung von 2500,— RM auf 
29 000,— RM; 
für Wegeunterhaltung von rund 1000,— RM 
auf 6000,— RM bei völliger Unzulänglich⸗ 
keit der Straßenunterhaltung; 
für Schulverwaltung von 4700,.— RM im Jahre 
1926 auf 21000. — RM im Jahre 1932; 
für Wohlfahrtspflege, für die früher rund 
200,— RM zur Anterſtützung von Ortsarmen 
zu zahlen waren, auf 24 000,— RM. 
r 
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Der Gemeindehaushalt balancierte 1926 mit 
47 000,— RM, 1932 mit 194 000, — RM. Die Zus 
ſchläge zur Grundvermögensſteuer verdoppelten 
ſich nahezu von 1926 bis 1932. 


In einer anderen ländlichen Gemeinde, die von 
1925 bis 1932 ſich von 1230 auf 2600 Köpfe ver⸗ 
mehrte, werden die neuen Dauerlaſten aus den 
Siedlungsgebieten der letzten Jahre jährlich auf 
33 000,— RM veranſchlagt. Die gemeindlichen 
Zuſchläge zur Grundvermögensſteuer belaufen 
ſich auf 340%. Es iſt nicht zu erkennen, wie die 
Gemeinde dieſer Belaſtung gewachſen ſein ſoll. 
In einer dritten Gemeinde, urſprünglich reine 
Bauerngemeinde mit 300 Einwohnern, belaufen 
ſich die Wohlfahrtslaſten auf 3400, — RM monat⸗ 
lich. Für die kleine Bauerngemeinde gab es 
überhaupt keine Wohlfahrtslaſten. In einer wei⸗ 
teren ländlichen Gemeinde iſt im Dorf kein ein- 
ziger Wohlfahrtsunterſtützungsempfänger, wäh⸗ 
rend aus einer einzigen, vor 4 Jahren gegründe- 
ten Siedlung rund 40 Familien unterhalten wer⸗ 
den. 

Die Schwierigkeiten der Kommu⸗ 
nalwirtſchaft ergeben ſich daraus, 
daß infolge der Siedlung die dauer n⸗ 
den Laſten der Gemeinde, nament⸗ 
lich auf dem Gebiet der Gemeinde: 
verwaltung, der Schulverwaltung 
und der ſozialen Fürſorge im weite⸗ 
ten Sinne außerordentlich ſtark an⸗ 
wachſen, ohne daß die Steuerkraft 
der Gemeinde auch nur annähernd 
entſprechend zunähme. Auf die Einzel⸗ 
heiten der Entwicklung der Steuerkraft kann hier 
bei der Buntſcheckigkeit des deutſchen Steuerrechts 
und Finanzausgleichs nicht näher eingegangen 
werden. Nur die Hauptgeſichtspunkte find her⸗ 
vorzuheben. Das Rückgrat der Gemeindefinanzen 
bilden in Preußen die gemeindlichen Zuſchläge zur 
Grundvermögensſteuer und zur Gewerbeſteuer, 
ferner die Anteile an den Ueberweiſungen der 
Einkommen⸗ und Körperſchaftsſteuer ſowie der 
Umſatzſteuer. Richtig iſt, daß bei der Beſiedlung 
infolge Wertſteigerung des bisher rein landwirt- 
ſchaftlich genutzten Bodens der zuſchlagsfähige 
Grundbetrag der Grundvermögenſteuer ſteigt. 
Dieſe Steigerung wird aber gegenwärtig im ſtar— 
ken Umfange dadurch hinfällig, daß Neubauten 
bis Ende 1938 von der Grundvermögenſteuer und 
Einkommenſteuer (Mietwert) befreit ſind und 
dieſe Befreiung ſich auch auf den Grund und Bo— 
den bis zum Zwölffachen der bebauten Fläche er 
ſtreckt. Die zuſchlagsfähigen Grundbeträge der 
Gewerbeſteuer erfahren im allgemeinen keine ins 
Gewicht fallende Erhöhung, da größere Gewerbe— 
betriebe nicht ausgeſiedelt werden, die kleineren 
neuen Gewerbebetriebe handwerklicher Natur 
oder kleine Ladengeſchäfte das Steuerbild aber 
nicht entſcheidend verändern können. Der Ge- 


meindeanteil an der Einkommen⸗(Lohn⸗)ſteuer 
ſchlägt nicht zu Buche. Schließlich ergibt ſich auch 
aus der gemeindlichen Beteiligung an der Umſatz⸗ 
ſteuer keine irgendwie nennenswerte Mehrein⸗ 
nahme 

Dieſes Bild, das in gleicher Weiſe durch theore⸗ 
tiſche Aeberlegungen wie praktiſche Erfahrungen 
beſtätigt wird, würde offenbar im weſentlichen 
auch dann beſtehen bleiben, wenn es künftig ge⸗ 
lingt, Kurzarbeiter ſo anzuſetzen, daß ſie den durch 
Kurzarbeit bedingten Lohnausfall durch verbillig⸗ 
tes Wohnen und teilweiſe Selbſtverſorgung aus 
der Siedlerſtelle einigermaßen ausgleichen. Der 
Gemeindeanteil an der Lohnſteuer, der nach dem 
geltenden Finanzausgleich 28,5% des Iſtaufkom⸗ 
mens der Lohnſteuer beträgt, wird angeſichts der 
Steuerfreigrenzen keine nennenswerten Beiträge 
bringen. Die Erwerbsloſenfürſorge für den Kurz⸗ 
arbeiter und die von ihm geſetzlich zu unterhalten⸗ 
den Perſonen würde freilich wegfallen. Es blei⸗ 
ben aber erfahrungsgemäß bei einer Arbeiter- 
bevölkerung, deren Einkünfte ſich hart an der 
Grenze des Exiſtenzminimums bewegen, zahlreiche 
Fälle ſonſtiger öffentlicher Fürſorge. Außerdem 
würden in den Siedlungen neben den in Lohn 
und Brot ſtehenden Kurzarbeitern nach den Be: 
obachtungen des Lebens Angehörige und Bekannte 
Unterkunft finden, die fürſorgeberechtigt ſein 
würden. Die übrigen Laſten, ſo der vergrößerten 
Gemeindeverwaltung und der Schule, bleiben 
gänzlich ungemindert. 

Für eine befriedigende Löſung der hier geſchil⸗ 
derten Umwälzung der öffentlich-rechtlichen Ver: 
hältniſſe enthält die Verordnung zur vorſtädti⸗ 
ſchen Kleinſiedlung und Bereitſtellung von Klein⸗ 
gärten für Erwerbsloſe vom 23. Dezember 1931 
(R. G. Bl. I S. 790 ff.), mit der zum erſtenmal 
der Geſetzgeber der planmäßigen Ausſiedlung von 
Kurzarbeitern und Erwerbsloſen näher tritt, 
wertvolle Anſätze. Der Fürſorgeverband der aus⸗ 
ſiedelnden Gemeinde bleibt mindeſtens 3 Jahre 
fürſorgepflichtig. Der Träger des Ausſiedlungs⸗ 
verfahrens hat die einmaligen Leiſtungen für Ge⸗ 
meinde⸗, Schul- oder Kirchenverhältniſſe zu bewir⸗ 
ken und außerdem, was vollſtändig neu im Rah⸗ 
men des Siedlungsrechtes iſt, den Gemeinden, den 
Gemeindeverbänden, Schulunterhaltungsträgern 
uſw. die laufenden Aufwendungen zu erſtatten, 
die ſich innerhalb der erſten 3 Jahre aus der Gied- 
lung ergeben. Wie die Praxis lehrt, werden 
dieſe Beſtimmungen von den ausſiedelnden Groß⸗ 
ſtädten angeſichts ihrer gegenwärtigen finan- 
ziellen Notlage als drückend, von den aufnehmen⸗ 
den Landkreiſen und Landgemeinden als nicht 
ausreichend empfunden. Der Standpunkt beider 
Gemeindegruppen iſt nicht nur verſtändlich, ſon⸗ 
dern auch, bei vorurteilsloſer Betrachtung, kom⸗ 
munalwirtſchaftlich berechtigt. Schon hier drängt 
ſich die Frage nach einem ſtaatlichen oder Reichs⸗ 
umſiedlungsfonds auf. Es gilt, zunächſt 
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die allgemeine Sachlage klar zu er⸗ 
kennen, um nicht am Stückwerk hän⸗ 
gen zu bleiben. Das Anwachſen der Groß⸗ 
ſtädte ſeit 1870 bis 1914 vollzog ſich — im großen 
ſiedlungsgeſchichtlichen Ablauf geſehen — im Zei⸗ 
chen eines wirtſchaftlichen Aufſchwungs von In⸗ 
duſtrie, Handel, Gewerbe und Arbeitnehmerſchaft. 
Den immer größer werdenden gemeindlichen Aus⸗ 
gaben ſtand eine ſteuerkräftige Bevölkerung gegen⸗ 
über, deren wachſender Wohlſtand der Kommune 
die erſorderlichen Einnahmequellen erſchloß. Die 
jetzige Dezentraliſation der Großſtädte vollzieht 
ſich in einem Zeitpunkt allgemeiner größter Wirt⸗ 
ſchaftsnot. Eine wirtſchaftlich ſchwache Bevölke⸗ 
rung ſtrömt aus den Großſtädten hinaus auf die 
umgebenden Landgemeinden, trifft dort auf be⸗ 
reits notleidende alteingeſeſſene bäuerliche Be⸗ 
wohner, verurſacht eine Fülle neuer Laſten, ohne 
jedoch neue gemeindliche Einnahmequellen zu 
ſchaffen. Aus ſolcher Sachlage ergibt 
ſich unabweisbar, daß die Amſied⸗ 
lung ohne ſorgfältige Regelung der 
kommunalwirtſchaftlichen Fragen in 
ein Chaos führen muß. 

Was ſoll geſchehen? Es iſt klar, daß eine Um⸗ 
ſiedlung, ſofern ihre ſonſtigen wirtſchaftlichen und 
ſoziologiſchen Vorausſetzungen einwandfrei geklärt 
ſind, angeſichts der ungeheuren Notlage von Volk 
und Reich Opfer von allen Beteiligten fordert, 
von der ausſiedelnden Gemeinde, von der auf⸗ 
nehmenden Landgemeinde und dem aufnehmen— 


den Landkreiſe, von den Siedlern und der betei- 
ligten Induſtrie. Es iſt weiterhin klar, daß alle 
Anforderungen an neue öffentliche Einrichtungen 
auf ein ſparſamſtes Maß herabzuſetzen find. Gleich— 
wohl bleibt die Tatſache beſtehen, daß ohne be⸗ 
friedigenden Laſtenausgleich mit einem ſtarken 
Widerſtand der in ihrem Daſein gefährdeten länd— 
lichen Gemeinden zu rechnen iſt, und dieſer Wider: 
ſtand müßte dem Siedlungswerk ſehr abträglich 
ſein. Dabei würde es ſich nicht etwa um einen 
Widerſtand gegen das Siedlungswerk an ſich han⸗ 
deln, denn Landkreiſe und Landgemeinden kön— 
nen ihrer treu bewahrten Ueberlieferung gemäß 
nicht anders als ſiedlungsfreundlich ſein. Es 
geht aber offenſichtlich nicht an, die 
Rettung der beſchäftigungsloſen 
Induſtriearbeiter durch erhöhte 
kommunalſteuerliche Belaſtung der 
ſelber am Abgrund ſtehenden bäuer⸗ 
lichen Bevölkerung zu verſuchen. 
Staat und Reich müßten vielmehr, 
wenn ſie ein Siedlungswerk der 
nebenberuflichen Landſiedlung be⸗ 
jahen, ſich zur Einrichtung eines Um⸗ 
ſiedlungsfonds entſchließen, aus 
dem diejenigen Koſten gedeckt wer⸗ 
den, die billigerweiſe weder der 
ausſiedelnden noch der aufnehmen⸗ 
den Gemeinde, noch der Induſtrie, 
noch dem Siedler ſelbſt auferlegt 
werden können. 


VII. Finanzpolitiſche Auswirkungen 


Von Hauptmann a. D. Ausfeld, Reichsarbeitsminiſterium, und P. G. Hoffmann. 


Durch die nebenberufliche Landſiedlung ſoll die 
Arbeitsloſigkeit bekämpft werden. Damit wird 
ihre Finanzierung zu einem weſentlichen Teil- 
problem der Geſamtfinanzierung der Arbeitsloſen⸗ 
unterſtützung. Erſcheint auch bei unüberſehbaren 
Wechſelwirkungen zwiſchen dem öffentlichen Haus⸗ 
halt und der Geſamtwirtſchaft und bei der im vori⸗ 
gen Abſchnitt dargeſtellten Verflechtung aller öffent⸗ 
lichen Haushalte eine exakte Berechnung der Ent⸗ 
laſtung des öffentlichen Haushalts 
durch die nebenberufliche Landſied⸗ 
lung ſchlechterdings unmöglich, ſo muß bei der 
Bedeutung dieſer Frage gleichwohl der Verſuch 
gemacht werden, die Größenordnungen der finanz⸗ 
politiſchen Auswirkungen einer nebenberuflichen 
Landſiedlung größeren Umfanges zu erfaſſen. 


Unbeſtreitbar iſt zunächſt, daß die 
Arbeitsloſenunterſtützung beiz. 3. er⸗ 
werbsloſen nebenberuflichen Land⸗ 
ſiedlern vermindert werden kann. 
So weiſen Länder mit höherem Anteil von Klein⸗ 
ſiedlern auf Kleinparzellen auch größere Anteile 
von Erwerbsloſen auf, die keine Arbeitsloſen⸗ 


unterſtützung beziehen. Nach Feſtſtellungen von 
Walter Stauß entfallen z. B. auf die 


NIE Vicht 

w auf Kleinſiedlungen teritüitste 

Länder unter 2 han Erwerbslofe 
in v. H. der Geſamtbevölkerung 

Thüringen 13.6 | 2.69 

Baden BE 13,8 2.50 

Schaumburg-Lippe 28.8 | 6,74 


Der Anteil der Kleinſiedlungen und der nicht 
unterſtützten Erwerbsloſen in dieſen Ländern liegt 
über dem Reichsdurchſchnitt. Noch zwingender 
wird der Zuſammenhang zwiſchen dem Boden— 
erwerb aus nebenberuflichen Landſiedlungen und 
der Höhe der Erwerbsloſenunterſtützung durch die 
Beſtimmung des Freiſtaates Baden belegt, nach 
der nur Kleinſiedler mit unter 1500 Quadratmeter 
Land voll unterſtützungsbedürftig ſind. Bei der 
großen Fruchtbarkeit der oberrheiniſchen Tief⸗ 
ebene ſind dieſe Grundſtücksgrößen allerdings in 
anderen Landesteilen zu verdoppeln oder zu ver⸗ 
dreifachen, um dort auf weniger guten Böden 
gleiche Erträge zu erzielen. 


113 


Unbeſtritten iſt ferner, daß die nebenberufliche 
Landſiedlung durch die Einſchaltung des Ar- 
beitsdienſtes außerordentlich ſtark verbilligt 
werden kann. Die Möglichkeiten einer arbeits⸗ 
teiligen Einſchaltung des Arbeitsdienſtes bei der 
Ausführung von Meliorationen und Straßenbaus 
ten ſowie eines Einſatzes in der Bauſtofferzeu— 
gung und in geeigneten Fällen auch am Bau wächſt 
mit der Zahl der erſtellten nebenberuflichen Land- 
ſiedlungen. Auch die Arbeitsdienſtfreiwilligen 
oder Arbeitsdienſtpflichtigen werden auf längere 
Sicht nur dann mit voller Hingabe bei der Sache 
ſein, wenn für ſie ſelbſt nach mehrjähriger Tätig⸗ 
keit der Erwerb einer nebenberuflichen Landjied- 
lung in den Bereich der Möglichkeit rückt, wenn 
ſie greifbar vor Augen ſehen, daß ihre Tätigkeit 
unmittelbar der Siedlung dient und ihre Arbeits⸗ 
kraft nicht nur für undankbare Aufgaben des 
Baues von Entwäſſerungsgräben, der Einebnung 
von Bruchhalden, der Herſtellung des Planums 
von Landſtraßen u. a. eingeſetzt wird. (Die Not⸗ 
wendigkeit dieſer Arbeiten zur Steigerung der 
Nentabilität der vorhandenen landwirtſchaftlichen 
Betriebe und zur Gewinnung neuen Kulturlandes 
für landwirtſchaftliche Neuſiedlungen und für 
nebenberufliche Landſiedlungen ſoll in keiner 
Weiſe verkannt werden). Setzen wir voraus, die in 
früheren Abſchnitten beſprochenen Standortfragen 
und die Landbeſchaffung ſeien durch ein zielbe— 
wußtes Ineinandergreifen zwiſchengemeindlicher 
und gemeindlicher Planung und Bodenpolitik ge= 
löſt worden, jo werden Gemeinden und Gemeinde- 
verbände übergenug Kriſen- und Wohlfahrts- 
unterſtützte finden, die als Arbeitskolonnen für 
die verſchiedenen Siedlungsarbeiten eingeſetzt wer— 
den können. Nach den vorliegenden Erfahrungen 
kann man damit rechnen, daß von RM 3000 bis 
3500 Geſamtkoſten einer nebenberuflichen Land- 
ſiedlerſtelle (einſchl. etwa RM 100 bis 200 Zu⸗ 
ſchlag für geringere Erträge in den erſten beiden 
Jahren) etwa RM 1000 als bargeldloſe Arbeits⸗ 
leiſtungen aufgebracht werden können, die auf den 
Haushalt der Kriſen⸗ und Wohlfahrtsunter- 
ſtützung anzurechnen find und keiner Neufinanzie⸗ 
rung bedürfen. (Die eigentlichen Arbeitsloſenver⸗ 
ſicherten werden hierbei nicht einbezogen, da ihre 
Unterſtützung eine Gegenleiſtung für früher ge— 
zahlte Verſicherungsbeiträge darſtellt.) Von den 
reſtlichen Baukoſten kann der Grund und Boden 
mit gleichfalls RM 500 abgeſetzt werden, da 
Baraufwendungen für letzteren durch Erbpacht 
oder ſonſtige Pachtverhältniſſe mit Amorti⸗ 
ſation ausgeſchaltet werden können. Eine wei⸗ 
tere Verminderung der Baraufwendungen bis 
zu etwa RM 500 kann eintreten, ſobald aus 
Forſten der öffentlichen Hand Holz gegen längere 
Stundung abgegeben wird. Es dürfte auch im 
Intereſſe der Forſtwirtſchaft liegen, dieſer Ge— 
legenheit zur Belebung des Holzmarktes beſondere 
Beachtung zu ſchenken. So kann unſchwer die 


Barleiſtung für eine nebenberufliche Landſiedler⸗ 
ſtelle auf etwa RM 1500 verringert werden. 
Nach allgemein anerkannten Berechnungen ſteht 
dem ein jährlicher Mindeſtreinertrag aus dem 
Grund und Boden von RM 400 gegenüber. Die⸗ 
ſer Ertrag kommt der Hauswirtſchaft des Siedlers 
unmittelbar zugute. Um ihn kann ſich bei Kurz⸗ 
ſchichtarbeit ſein hauptberufliches Einkommen und 
im Falle von Erwerbsloſigkeit die Erwerbslojen- 
unterſtützung vermindern. Da auch bei Kurz⸗ 
ſchichtenarbeit der Gegenwert der 
Arbeitszeitverkürzung anderen Er⸗ 
werbsloſen zugute kommt, wird da⸗ 
mit die Erwerbsloſenunterſtützung 
in allen Fällen um den vollen Rein⸗ 
ertrag der nebenberuflichen Land⸗ 
ſiedlung entlaſtet. Da außerdem die 
durchſchnittliche Monatsmiete, die der Siedler vor⸗ 
her für ſtädtiſche Kleinſtwohnungen aufbringen 
mußte, etwa RM 35 bis 40 betrug, erhöht ſich 
dieſer Betrag bei durchſchnittlich RM 20 monat⸗ 
licher Miete des Wohngebäudes der nebenberuf— 
lichen Landſiedlung um eine jährliche Mieterſpar⸗ 
nis von weiteren RM 200. 

Der zwiſchen gemeindliche Laſten⸗ 
ausgleich ſcheint trotz ſeiner ausſchlaggebenden 
Bedeutung für den Haushalt kleinerer Gemein⸗ 
den dieſen Größenordnungen gegenüber eine un⸗ 
tergeordnete Rolle zu ſpielen. In den im vor⸗ 
hergehenden Abſchnitt erwähnten Gemeinden be— 
wegen ſich die zuſätzlichen Aufwendungen der Ge= 
meinden für eine Neuſiedlerſtelle mit fünf Bewoh⸗ 
nern um etwa RM 100. Auch wenn man berück⸗ 
ſichtigt, daß der Haushalt der früheren Wohnſitz— 
gemeinden des Siedlers infolge der dort vorhande⸗ 
nen Gemeinſchaftsanlagen nicht um den vollen 
Gegenwert dieſer zuſätzlichen Aufwendungen ent— 
laſtet wird, ſo darf man dieſe Entlaſtung doch 
wenigſtens auf die Hälfte dieſes Betrages bemeſ— 
ſen. Die tatſächliche Laſtenſteigerung in den neuen 
Wohnſitzgemeinden betrüge dann RM 100 : 2 
— 50 je Neuſiedlerſtelle und Jahr. Bei einem 
Siedlungsprogramm von jährlich 200 000 neuen 
Siedlerſtellen“) ergibt ſich dann die folgende Auf- 
rechnung von Siedlungslaſten und von Erſpar⸗ 
niſſen an Arbeitsloſenunterſtützung. 


*) Zur Begründung der hier gewählten Zahlen von 
200 000 neu zu errichtenden nebenberuflichen Land⸗ 
ſiedlungsſtellen im Jahr ſei bemerkt, daß der bis 1960 
geſchätzte Wohnungszuwachsbedarf von 3% bis 4% 
Millionen Haushaltungen bis 1945 am ſtärkſten wächſt. 
Auch ohne Berückſichtigung eines angeſtauten Fehl⸗ 
bedarfs von 500 000 bis 800 000 Haushaltungen im 
Jahre 1933 kann im nächſten Jahrzehnt mit einem 
jährlichen Zuwachs von 250 000 bis 300 000 Haus⸗ 
haltungen gerechnet werden. Ein Anteil von 200 000 
nebenberuflichen Landſiedlungsſtellen läßt dabei auch 
für die übrige Wohnungsbautätigkeit des privaten 
Baumarktes einen ausreichenden Spielraum, unge⸗ 
rechnet die Sanierung von Verfallswohnungen. die 
ſich bei der notwendigen Entlaſtung innerſtädtiſcher 
Verfallsviertel gleichfalls in einem verſtärkten Zu⸗ 
wachs nebenberuflicher Landſiedler auswirken wird. 
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Jährliche davon ab eriparte 
Baraufwendungen 
für 200 000 nebenberuf⸗ 
liche Landſiedlerſtellen 
je RM 150 = 
RM 300 000 000 


1 


des Neinertrages von R. 


Jahr einer Einmorgenſtelle 


Mietserſparniſſe = RM 


Arbeitsloſenunterſtützung 55 400 


und von RM 200 a 


Geſamtaufwendungen 


t Sglei 
11 pe = (ohne Berückſichtigung 


in Höhe von R 50 


je See 0% einer 5 
wijchengemeini er er 
a Achſtedkungsfale Geſamtwirtſchaft 


4—=1-2+3 


= 300 000 000 

300 000 000 — 
15 300 000 900 — (600%.200 000 — 120 000 000) [+ (0 100 000 = 5 000 000) 185 000 000 
1935 300 000 000 — (600% 400 000 = 240 000 000) | (50X200 000 = 10 000 000) 70 000 000 
1936 300 000 000 — (600% 600 000 = 360 000 000) |+ (50X300 000 = 15 000 000) — 45.000 000 
1937 300 000 000 — (600% 800 000 = 480 000 000) A- S0 K 400 000 = 20 000 000) | — 160 000 000 


Nach Ablauf von weniger als vier 
Jahren würden damit die öffent- 
lichen Baraufwen dungen für die 
Neuerrichtung von jährlich 200 000 
nebenberuflichen Landſiedlungen 
bereits der Entlaſtung des öffent⸗ 
lichen Haushalts durch Einſparun⸗ 
gen an Arbeitsloſenunterſtützungen 
in Höhe neuer zuſätzlicher Bodenren⸗ 
ten die Wage halten! Nur wenn die Er⸗ 
werbsloſigkeit bis 1936 völlig behoben wäre, 
dürfte eine derartige Aufrechnung der Arbeits- 
loſenunterſtützung und der zuſätzlichen Boden- 
renten gegeneinander finanzpolitiſch unſtatthaft 
ſein. Doch ſpricht die Wirtſchaftslage einſtweilen 
nicht dafür, daß dieſe Annahme als wahrſchein⸗ 
lich unterſtellt werden kann. Gegenüber den 
Milliardenbeträgen, die für die Erwerbsloſen— 
unterſtützung Jahr für Jahr verausgabt werden, 
handelt es ſich bei den erſten Anlaufſummen von 
300 Millionen und 185 Millionen in den Jahren 
1933 und 1934 um geringe Teilbeträge. Bei ge⸗ 
ſicherten Bodenerträgen von über 10% des in⸗ 
veſtierten Kapitals werfen dieſe Summen außer⸗ 
dem auch ohne Berüchkſchtigung der Mieterſpar⸗ 
niſſe eine Rente ab, die zurzeit nur wenig andere 
Inveſtierungen in Gewerbe, Handel und Verkehr 
erzielen dürften. Wieweit es unter dieſen Um- 
ſtänden möglich iſt, auch privates Inlandkapital 
oder Stillhaltegelder in der Siedlung zu inveſtie⸗ 
ren und dadurch die Beiträge der öffentlichen 
Hand noch mehr zu entlaſten, und wieweit hier⸗ 
durch auch für größere Induſtriebetriebe und 
ſonſtige Arbeitgeber in privaten und öffentlichen 
Betrieben ein wirkſamer Anreiz geſchaffen werden 
kann, die nebenberufliche Landſiedlung von be⸗ 
triebeszugehörigen Arbeitern in eigener Regie zu 
fördern, mag in dieſem Zuſammenhange nicht 
näher unterſucht werden. Von ſeiten der Bau⸗ 
ſparkaſſen werden Kleinſiedlungen erfreulicher⸗ 
weiſe ſchon unterſtützt. 

Dabei berückſichtigen die obigen Aufrechnungen 
noch nicht die unmittelbare Belebung, die der 
Siedlungsbau auf den geſamten Baumarkt aus⸗ 
übt, und die mittelbare Belebung, die von ihm 
auf die übrigen Wirtſchaftszweige und auf die 
öffentlichen Finanzen übergreift. Rechnet man 


damit, daß die Baraufwendungen von RM 1500 
je Siedlung und Jahr die Beſchäftigung aller⸗ 
mindeſtens eines weiteren erwerbsloſen Arbeiters 
auf Jahr ermöglicht, ſo wird damit der Haus⸗ 
halt der Arbeitsloſenverſicherung nochmals um 
den Differenzbetrag zwiſchen der Unterſtützung 
dieſer zuſätzlichen Arbeitskräfte und ihrem vollen 
Lohn, das find über 25% der Baraufwendungen 
oder jährlich über 75 Millionen entlaſtet. 


Mögen die rechneriſchen Anſätze im einzelnen 
auch durchweg beſtritten werden können, mögen 
ſich die Baraufwendungen der öffentlichen Hand 
auch um ein geringes erhöhen oder mögen ſich die 
ſchon ſehr niedrig angeſetzten Bodenrenten in uns 
günſtigſten Fällen noch mehr vermindern, ſo dürfte 
doch die Tendenz des dargeſtellten wirtſchaftlichen 
Kreislaufes außer Zweifel ſtehen. Eine jede 
genauere Beſtimmung dieſesfinanz⸗ 
politiſchen Kreislaufes kann nur 
immer ſchärfer den Gegenſatz zwi⸗ 
ſchen nahezu ausſichtsloſen Verſu⸗ 
chen, in der heutigen Lagedenſtädti⸗ 
ſchen Mietwohnungsbau ohne Gar- 
tennahrung rentabel zumachen, und 
zwiſchen der einwandfreien Wirt⸗ 
ſchaftlichkeit einer nebenberuflichen 
Landſiedlung hervortreten laſſen, 
in der ſich Maßnahmen der Arbeits- 


beſchaffung, des Arbeitsdienſtes 
und der Nutzgartenſiedlung mit 
geſichertem Nebeneinkommen der 


Siedler aus dem Grund und Boden 
in dem gemeinſamen Ziel einer Be⸗ 
kämpfung ſtruktureller Arbeits- 
loſigkeit und einer Angleichung 
unſerer Lebens⸗ und Wirtſchafts⸗ 
weiſe an die eingetretenentiefgrei⸗ 
fenden Strukturwandlungen trej- 
fen. Durch eine derartige wirt⸗ 
ſchaftliche Befeſtigung der Siedler 
dient die nebenberufliche Land: 
ſiedlung auch neben der nur einer 
begrenzten Zahl landſtändiger 
Siedler offenſtehenden landwirt⸗ 
ſchaftlichen Siedlung an erſter 
Stelle dem großen ſozialpolitiſchen 
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Ziel einer neuen Einfügung von 
Millionen bodenentfremdeter Be⸗ 
rufsangehöriger von Induſtrie, 


Handel und Verkehr in Staat und 
Geſellſchaft, ihrer neuen Einglie⸗ 
derung in Zeit und Raum. 


VIII. Leitſätze zur Förderung der nebenberuflichen Landjicdlung 
Von Reichsarbeitsminiſter a. D. Dr. Brauns und P. G. Hoffmann. 


Die Aufgabe der nebenberuflichen 
Landſiedlung beſteht in der Förde⸗ 
rung des Gedankens, Arbeitsbe⸗ 
ſchaffung, Kurzarbeit und Siedlung 
zum Zwecke einer wirkſamen Be⸗ 
kämpfung der Arbeitsloſigkeit mit⸗ 
einander zu verbinden. Die einzel⸗ 
nen Abſchnitte der Denkſchrift be⸗ 
handeln die wichtigſten Fragen die⸗ 
ſes Problems. Ihre Ergebniſſe 
laſſen ſich in folgenden Leitſätzen 
zuſammenfaſſen: 

1. Dieſtrukturelle Veränderung des 
Arbeitsmarktes iſt unverkennbar. Sie 
findet ihren Ausdruck in einer noch nie da⸗ 
geweſenen Dauerarbeitsloſigkeit. Die neben⸗ 
berufliche Landſiedlung bietet allen Siedlern 
einen geſicherten Nebenerwerb aus eigenem 
Grund und Boden. Sie erleichtert eine gleich- 
mäßige Aufteilung des verbleibenden Arbeits⸗ 
volumens und ſchafft darüber hinaus für das 
Baugewerbe, für ſeine Hilfsinduſtrien und für 
Handel und Gewerbe im örtlichen Bereich der 
nebenberuflichen Landſiedlungen neue Arbeit. 

2. Bei Auswahl und Schulung des 
Siedlers und ſeiner Familie iſt die größte 
Sorgfalt anzuwenden. Für dieſen Zweck ſind 
aus den Kreiſen der Siedler geeignete Per— 
ſonen auszuwählen und zu Siedlerberatern 
heranzubilden. 

3. Den Standortfragen iſt beſondere Auf⸗ 
merkſamkeit zuzuwenden. Hierzu bedarf es 
ſowohl einer einheitlichen Unterſuchung der 
Lagerung von Wohn- und Arbeitsſtätten der 
erwerbstätigen Bevölkerung als auch der ge— 
werblichen Bezugs- und Abſatzbedingungen 
und ferner einer planmäßigen Feſtſtellung der 
für nebenberufliche Landſiedlungen geeigneten 
Landflächen. Die Beſchaffung geeig- 
neten Siedlungslandes iſt durch 
bodenrechtliche und bodenpolitiſche Maßnahmen 
ſicher zu ſtellen. 

4. Der wirtſchaftliche Erfolg der nebenberuflichen 
Siedlung hängt neben der Schulung und Ar- 
beitswilligkeit des Siedlers von der Technik 
der Bodenbewirtſchaftung und 
Bodenkultur ab. Eine organiſche Ver⸗ 
einigung von Waſſer-, Dünger: und Abfall⸗ 
wirtſchaft bildet die unerläßliche Vorbedin⸗ 
gung für große und gleichmäßige Erträge auf 
kleinen Landſtellen. 


5. Die Richtlinien für die bauwirtſchaft-⸗ 
liche Durchführung dürfen nicht zu eng 
ſein, da anderenfalls leicht der wirtſchaftliche 
Erfolg der Siedlung in Frage geſtellt wird. 
Größe und Ausbau der zu errichtenden Bau⸗ 
ten werden bei Groß-, Mittel- und Klein⸗ 
ſtädten und Landgemeinden verſchieden ſein. 
Das gleiche gilt für die Meliorationen und für 
die überaus wichtige Erſchließung des Sied⸗ 
lungsgeländes. Baupolizeiliche oder andere 
Vorſchriften müſſen zurücktreten, ſobald die 
Durchführung von Siedlungen durch deren An- 
wendung gefährdet oder unwirtſchaftlich ge- 
macht wird. 

6. Der zwiſchengemeindliche Aus⸗ 
gleich von öffentlich- rechtlichen 
Laſten, der bei einem Ortswechſel der Sied⸗ 
ler notwendig wird, erfordert eine einheitliche 
Regelung. Für die Ueberwindung von Schwie⸗ 
rigkeiten in der Uebergangszeit muß unver⸗ 
züglich ein Reichsausgleichsfond eingerichtet 
werden. Ohne einen ſolchen iſt insbeſondere 
die angeſtrebte Auflockerung der Großſtädte 
undurchführbar. 

7. Die finanzpolitiſchen Auswirkun⸗ 
gen der nebenberuflichen Landſiedlung auf 
den öffentlichen Haushalt ſind von außer⸗ 
ordentlicher Tragweite. Der nebenberuflichen 
Landſiedlung iſt planmäßig ein möglichſt 
großer Teil der ihrem Aufbau nach unproduk⸗ 
tiven Arbeitsloſenunterſtützung zuzuführen. 
Die öffentlichen Zuſchüſſe für eine Siedlerſtelle 
betragen einen Bruchteil früherer Zuſchüſſe für 
landloſe Mietwohnungen, deren Neubau auf 
lange Zeit hinaus unrentabel bleiben wird. 
Wenn Land und Holz bargeldlos bereitge— 
ſtellt werden und der Arbeitsdienſt hilft, kön⸗ 
nen die Baraufwendungen einer nebenberuf⸗ 
lichen Landſiedlungsſtelle auf etwa das zwei⸗ 
fache der jährlichen Unterſtützungslaſt für eine 
Erwerbsloſenfamilie geſenkt werden. 


Die bisherige Arbeitsloſenunter⸗ 
ſt ü tzung iſt Kapitalverbrauch. Durch 
die nebenberufliche Landſiedlung 
verwandelt ſie ſich in wertſchaffen⸗ 
des Kapital. 


Der Beſitzloſe wird zum bodenſtän⸗ 
digen Beſitzer. 
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a _ LU 2 ——— 


Amſchau 


Das Vierjahres⸗Programm 
der Reichsregierung 


In dem Aufruf an das deutſche Volk ſtellt 
Reichskanzler Hitler zwei Vierjahrespläne in den 
Mittelpunkt der neuen Wirtſchaftspolitik: 

„Rettung des deutſchen Bauen n zur 
Erhaltung der Ernährungs- und damit Lebens⸗ 
grundlage der Nation. 

Rettung des deutſchen Arbeiters 
durch einen gewaltigen und umfaſſenden Angriff 
gegen die Arbeitsloſigkeit. 

Binnen vier Jahren muß der deutſche Bauer 
der Verelendung entriſſen ſein. DE 

Binnen vier Jahren muß die Arbeitsloſigkeit 
endgültig überwunden ſein. 

Gleichlaufend damit ergeben ſich die Voraus⸗ 
ſetzungen für das Aufblühen der übrigen Wirt⸗ 
ſchaft. 

Bei dieſer gigantiſchen Aufgabe der Sanierung 
unſerer Wirtſchaft wird die nationale Regierung 
verbinden die Aufgabe und Durchführung einer 
Sanierung des Reiches, der Länder und der 
Kommunen in verwaltungsmäßiger und ſteuer⸗ 
techniſcher Hinſicht. Damit erſt wird der Gedanke 
der förderativen Erhaltung des Reiches blut⸗ und 
lebensvolle Wirklichkeit. Zu den Grundpfeilern 
dieſes Programms gehört der Gedanke der Ar— 
beitsdienſtpflicht und der Siedlungspolitik.“ 

Die Regierung des nationalen Zuſammen⸗ 
ſchluſſes verfügt als erſte ſeit langer Zeit über 
abſolute Mehrheiten im Reich und in faſt ſämt⸗ 
lichen Ländern. Sie iſt dadurch zum erſten Mal 
in die Lage verſetzt, eine Wirtihafts- und Sied⸗ 
lungspolitik auf lange Sicht zu treiben. Eine 
erfolgreiche Siedlungspolitik iſt ihrem Weſen nach 
ſtets langfriſtig. Der heutige Zuſammenbruch der 
Bauwirtſchaft iſt nicht zuletzt dem Fehlen lang⸗ 
friſtiger ſiedlungspolitiſcher Zielſtellungen zuzu⸗ 
ſchreiben. Die politiſche Machtſtellung der neuen 
Regierung iſt daher eine weſentliche Voraus⸗ 
ſetzung dafür, daß die Bekämpfung der Arbeits⸗ 
loſigkeit mit Erfolg in Angriff genommen werden 
kann. Bei Mobiliſierung der brachliegenden Ar⸗ 
beitskräfte von Millionen Erwerbsloſer und bei 
einem Einſatz der letzten verfügbaren öffentlichen 
Mittel wird es möglich ſein, die landwirtſchaftliche 
Vollerwerbsſiedlung und die nebenberufliche 
Landſiedlung der übrigen Bevölkerung in der er- 
forderlichen Breite zu fördern und beide Sied— 
lungsarten wirkſam für eine neue Sicherung der 
Lebensgrundlagen des deutſchen Bauern und des 
deutſchen Arbeiters einzuſetzen. Bei der zen⸗ 
tralen Bedeutung einer planmäßi⸗ 
gen Siedlung für die Bekämpfung 
ſtruktureller Arbeitsloſigkeit und 
für den Vollzug der raumwirtſchaft⸗ 


lichen Strukturwandlungen der 
deutſchen Volkswirtſchaft werden in 
den nächſten Jahren Arbeit und Kapi⸗ 
tal in ſtärkſtem Maße für die Sied⸗ 
lung einzuſetzen ſein. Es wird ſich dann 
von neuem die geſchichtliche Erfahrung beſtätigen, 
daß Opfer an Arbeit und Geld für langfriſtige 
Inveſtierungen, insbeſondere für die Siedlung, die 
ſtets nur durch eine Verminderung des kurzfriſtigen 
Verbrauchs erkauft werden können, zu allen 
Zeiten von einer ſtarken Regierungsgewalt leich⸗ 
ter durchgeſetzt worden ſind als von Regierungen, 
deren Entſchlüſſe von ſchwankenden parlamenta⸗ 
riſchen Mehrheiten abhingen. 

Wieweit iſt eine derartige Siedlungspolitik vor⸗ 
bereitet? Wie iſt die Lage der Bauwirtſchaft? 
Wie ſteht es zurzeit um die landwirtſchaftliche und 
die vorſtädtiſche Siedlung, um Arbeitsbeſchaffung 
und Arbeitsdienſt? 


Die Lage auf dem Baumarkt 

Berichte des Inſtituts für Konjunkturforſchung. 

Der letzte Wochenbericht des Inſtituts für 
Konjunkturforſchung beſtätigt zunächſt, daß die 
Kriſe ihren Tiefpunkt erreicht hat, und daß die 
Zahl der beſchäftigten Arbeiter den Beginn einer 
leichten konjunkturellen Beſſerung erwarten laſſen 
kann. Es betrug die Zahl ſämtlicher bei den 
Arbeitsämtern gemeldeten Arbeitsloſen in tauſend 


November | Dezember Januar 


1931 32 5060 3668 6042 
1932 33 5335 5773 6012 


Iſt nach den Berichten der Induſtrien die Be⸗ 
ſchäftigung der geſamten Induſtrie auch etwas 
geſunken, ſo hat ſich doch die beſonders tiefliegende 
Kapazität der Bauwirtſchaft Dank den Maßnah⸗ 
men der Arbeitsbeſchaffung bereits um ein gerin⸗ 
ges gehoben. An v. H. der Arbeiterplatzkapazi⸗ 


tät wurde feſtgeſtellt 


1933 
Jan. 


in der gejumten 
In duſtrie 


in der Bauwirt⸗ 
W 16,1 | 12,4 | 22,4 | 18,8 | 13,6 


Nach dem letzten Vierteljahresbericht 
des Inſtituts für Konjunkturforſchung übertrafen 
Bauerlaubniſſe und Baubeginne den Vorjahres⸗ 
ſtand teilweiſe beträchtlich. Der Wohnungszu⸗ 
gang wurde in den letzten Monaten durch fertig⸗ 
geſtellte Stadtrandſtedlungen erheblich geſteigert. 

Der Bruttowert der baugewerblichen Produk⸗ 
tion im Jahre 1932 kann auf etwa 2,1 Milliarden 
RM geſchätzt werden. Von dieſen dürften auf den 


47,5 | 44,7 | 41,6 | 43,3 42,1 40,2 
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Wohnungsbau und den gewerblichen Bau je etwa 
600 Millionen und auf den öffentlichen Bau ein⸗ 
ſchließlich des Tiefbaus etwa 900 Millionen ent⸗ 
fallen. Der Umbau von Großwohnungen und 
von gewerblichen Räumen ſteigt ſeit Mitte 1931 
an. Die Zahl der Kleinwohnungen iſt unter den 
Teilwohnungen jedoch gering. 

Für den privaten Mietwohnungsbau iſt eine 
ſelbſttätige Belebung vorerſt nicht zu erwarten, 
auch wenn Kapitalzins und Baukoſten weiter 
ſinken und die Anſätze zur Einkommenſteigerung 
ſich verſtärken ſollten. Nach wie vor liegen Zinſen 
und Baukoſten weit über dem Stand, auf dem uns 
gefähr ein Gleichgewicht mit den erzielbaren Er— 
löſen (Mieten) im Wohnungsbau erreicht wäre. 
Die Wohnungsbautätigkeit des Jahres 1933 wird 
ſich daher vorwiegend weiterhin auf die mit 
öffentlichen Mitteln geförderten Siedlungsbauten 
und auf kleine Eigenheimbauten beſchränken. Für 
das kommende Jahr wird mit der Erſtellung von 
etwa 19 000 Randſiedlungsbauten, etwa 16 000 
geförderten Eigenheimbauten und etwa 50 000 
eigenfinanzierten Bauten, insgeſamt etwa 100 000 
Neubauwohnungen gerechnet. 


Jahresbericht der Preußiſchen Landespfandbrief⸗ 
anſtalt. 

In dem Jahresbericht der Preußiſchen Qandes- 
pfandbriefanſtalt) find genaue Angaben über die 
Entwicklung des Hypothekenmarktes bemerkens⸗ 
wert. Trotz der ſchweren Wirtſchaftskriſe und der 
rückgängigen Einkommen aller Mieterſchichten be— 
tragen die Zinsrückſtände aus Hypotheken nur 
2,84% gegenüber 2,57% im Vorjahre“). 

Der vorſichtigen Beleihungspolitik des Inſtituts 
und der geringen Verzinſung der von der Anſtalt 
verwalteten Hauszinsſteuerhypotheken iſt es zu— 
zuſchreiben, daß dieſe Sätze bedeutend niedriger 
liegen als bei anderen Hypothekenbanken. Von 
kommunalen Darlehnsforderungen ſind dagegen 
5,89% gegenüber 0,56% im Vorjahre notleidend, 
ein deutliches Zeichen für die eingetretene Ver— 
ſchlechterung der Gemeindefinanzen. Das Inſtitut 
ſieht in der Befeſtigung des vorhandenen Woh— 
nungsbeſtandes und in der Wiederherſtellung 
ſeiner Rentabilität eine weſentliche Aufgabe. 
Anſtelle einer generellen Senkung ſämtlicher, ins⸗ 
beſondere der erſtſtelligen Hypothekenzinſen, wird 
eine individuelle Herabſetzung und 
gegebenenfalls zeitweilige Aus⸗ 
ſetzung von Verzinſung und Tilgung 


*) Vergl. im einzelnen Nachrichtenteil S. 126. 

**) Nach Angaben der Wohnungsfürſorgegeſellſchaft. 
Berlin waren vergleichsweiſe im Jahre 1932 
134 Zwangsverſteigerungen gegen Eigentümer von 
Mietshäuſern von insgeſamt 205 Wohnungen an⸗ 
hängig. Von dieſen Verfahren wurden durch Ver⸗ 
ſteigerung 40 mit 3018 Wohnungen erledigt. Ander⸗ 
weitig beendet wurden 23 Verfahren mit insgeſamt 
719 Wohnungen. Zurzeit ſchweben noch 71 Verfah⸗ 
ren, die 4468 Wohnungen umfaſſen. 


öffentlicher Mittel, insbeſondere 
der Hauszinsſteuerhypotheken, emp- 
fohlen. 

Eine Angleichung der Alt- und Neubaumieten 
wird durch den Fortfall der die Altbaumieten ver⸗ 
teuernden Hauszinsſteuer bis 1935 erſchwert. Die 
Forderung an die Kommunen, zum Ausgleich hier⸗ 
für ihrerſeits auf den Gemeindezuſchlag zur 
Grundvermögensſteuer und anderer kommunaler 
Abgaben von Neubauwohnungen zu verzichten, 
wird bei der Lage der kommunalen Finanzen 
auf Schwierigkeiten ſtoßen. 

Der Bau von ſtädtiſchen Neubauwohnungen als 
Maßnahme der Arbeitsbeſchaffung wird abge— 
lehnt. Dagegen wird der rechtzeitige Ausbau 
des zweitſtelligen Hypothekarkredites für eine ſpä⸗ 
tere Belebung des Wohnungsbaues gefordert. 
Der Beſtand an Hauszinsſteuerhypotheken bietet 
hierfür den gegebenen Kapitalſtock und iſt als ein 
weſentliches Mittel einer langfriſtigen Siedlungs⸗ 
politik der öffentlichen Hand gegen die Pläne 
einer Verwendung für die kommunale Umſchul⸗ 
dung zu ſchützen. Die nebenberufliche 
Landſiedlung wird als ſiedlungs⸗ 
politiſche Maßnahme grundſätzlich 
gebilligt. Allerdings muß nach den 
Ausführungen im Aufſatzteil über 
die Bedeutung dieſer Siedlungs- 
weiſe der Auffaſſung widerſprochen 
werden, daß durch die nebenberuf⸗ 
liche Landſiedlung das Ziel einer 
Rüdwanderung weniger erreicht 
werden könne als durch die ländliche 
Siedlung. 


Eingabe des Deutſchen Vereins für 
Wohnungsreform. 

Eine Eingabe des Deutſchen Vereins für MWoh- 
nungsreform vom 16. Januar 1933 an die Regie- 
rungen von Reich und Ländern unterſtreicht gleich⸗ 
falls die Notwendigkeit, den vorhandenen Haus⸗ 
zinsſteuerſtock nicht durch kommunale Schuldver⸗ 
ſchreibungen abzulöſen. Sie fordert, daß die ver⸗ 
ſchiedenen Mittel der Zins- und Tilgungsrück⸗ 
flüſſe der Hauszinsſteuerhypotheken zur Sanie- 
rung vieler gefährdeter gemeinnütziger Bauunter⸗ 
nehmen, zur Zahlung von Mietzuſchüſſen, für die 
Sicherung eines zweitſtelligen Hypothekarkredits 
und für die Durchführung der als immer dring⸗ 
licher erkannten Umſiedlung eingeſetzt werden. 


Die landwirtſchaftliche Siedlung 

Auf dem Gebiet der landwirtſchaftlichen Sied— 
lung iſt die Lage zurzeit unverändert. Trotz der 
zugeſicherten Beſchleunigung des Entſchuldungs⸗ 
verfahrens iſt das Landangebot für eine ver⸗ 
ſtärkte Durchführung der landwirtſchaftlichen 
Siedlung einſtweilen ungenügend. Das Giche- 
rungsverfahren hemmt die Bewegung der land- 
wirtſchaftlichen Betriebe „zum beſten Wirt“ 
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und ſchränkt die Bereitwilligkeit der Landwirte 
zu einer Entſcheidung durch freiwillige Landab⸗ 
gabe für Teilſiedlungen weiter ein. Die Löſung 
des Konfliktes zwiſchen der unbedingt notwendi⸗ 
gen wirtſchaftlichen Erhaltung und Feſtigung des 
Bauernſtandes und einer ebenſo notwendigen aus⸗ 
reichenden Landbeſchaffung für die landwirtſchaft⸗ 
liche Neuſiedlung ſtellt bei der Durchführung des 
Vierjahresplanes vor ſchwerwiegende agrapoli⸗ 
tiſche Aufgaben. 


Die vorſtädtiſche Kleinſiedlung 

und die nebenberufliche Landſiedlung 

Die neuen Beſtimmungen zum dritten Abſchnitt 
der vorſtädtiſchen Kleinſiedlung ſind wenig über⸗ 
ſichtlich in den Erlaß vom 20. Februar 1933, in 
ergänzende Richtlinien und in eine weitere An⸗ 
lage zu dieſen Richtlinien zerlegt, ohne daß grad⸗ 
mäßige Anterſchiede der Verbindlichkeiten dieſer 
drei Abſchnitte erkennbar werden. In den Be⸗ 
ſtimmungen werden die bisher in der vorſtädti⸗ 
ſchen Randſiedlung geſammelten Erfahrungen ver⸗ 
wertet. Nach Klärung der techniſchen Bauaus⸗ 
führung wird das Siedlungsverfahren in die 
Hand der Länder und Provinzen gelegt, um eine 
individuelle Anpaſſung an örtliche Verhältniſſe zu 
erleichtern. Die örtlichen Arbeitsver⸗ 
hältniſſe find bei Anlage von Erwerbslojen- 
ſiedlungen ebenſo zu beachten, wie bei Kurz- 
arbeiterſiedlungen, deren grundſätzliche 
Zulaſſung einen Schritt weiter auf dem Weg von 
der Erwerbsloſenſiedlung zur nebenberuflichen 
Landſiedlung führt. Eine rein kontingentmäßige 
Verteilung der Mittel an die unteren Verwal⸗ 
tungsſtellen iſt infolge der verſchiedenen Arbeits⸗ 
marktverhältniſſe nicht vertretbar. Neben der 
Selbſt⸗ und Nachbarhilfe wird auch die Einſchal⸗ 
tung des freiwilligen Arbeitsdienſtes bei der 
Landerſchließung, der Bauſtoffherſtellung und bei 
dem Aufbau der Stellen erſtrebt. Ermäßigungen 
der Zinſen von 4% auf 2% in Fällen, wo Siedler 
oder Siedlungsträger mehr als 30% zu den Bar⸗ 
aufwendungen beitragen, vermehren den Anreiz 
zur Bereitſtellung von Eigenkapital. Auch die 
Beſtimmung, daß die Siedlungsträger die Reichs⸗ 
darlehen an Einzelſiedler und an Siedlergemein⸗ 
ſchaften weiter geben können, kann bei wohl⸗ 
wollender Handhabung die Privatinitiative der 
Siedler beleben. Die Träger des Verfahrens — 
Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände und 
von ihnen beauftragte gemeinnützige Unterneh- 
mungen — übernehmen auch in Fällen, in denen 
die Reichsdarlehen an Einzelſiedler oder an Sied- 
lungsgemeinſchaften weitergeleitet werden, die Ver⸗ 
pflichtung für die Wirtſchaftsberatung und für 
die Einziehung der Zins- und Tilgungsbeträge. 
Die daneben empfohlene Einſchaltung der freien 
Architekten und des Baugewerbes, die ſich bisher 
bewährt hat, wird durch dieſe Beſtimmung 
hoffentlich nicht erſchwert werden. 


Nachdem die vorliegenden Richtlinien grund⸗ 
ſätzlich die Möglichkeit offen gehalten haben, die 
nebenberufliche Landſiedlung als eine der weſent⸗ 
lichſten ſiedlungspolitiſchen Aufgaben der nächſten 
Jahrzehnte zu fördern, dürfte es an der Zeit ſein, 
die Aufgaben einer Organiſation der zwiſchen⸗ 
gemeindlichen und gemeindlichen Siedlungspla⸗ 
nung und Landbeſchaffung zu löſen, um die neben⸗ 
berufliche Landſiedlung zur neuen Grundlage der 
ſtädtebaulichen Geſtaltung zu machen und um in 
ihr den Teil der kriſenbedrohten Bevölkerung 
anzuſiedeln, den die landwirtſchaftliche Siedlung 
nicht aufzunehmen vermag. 


Arbeitsbeſchaffung 

Solange trotz der erhofften konjunkturellen Bes 
lebung der Wirtſchaft eine ſtrukturelle Arbeits⸗ 
loſigkeit beſteht, bildet die öffentliche Arbeitsbe⸗ 
ſchaffung die einzige Möglichkeit zu ihrer Bekämp⸗ 
fung. In einer Veranſtaltung der Vereinigung 
der leitenden Angeſtellten am 26. Februar 1933 
in Berlin nahm Reichskommiſſar Dr. Gerecke 
Gelegenheit, ſich eingehend zu den Zielen ſeines 
Arbeitsbeſchaffungsprogramms und zu den bis— 
herigen Maßnahmen zu äußern. Da die im erſten 
Sofortprogramm ausgeworfenen 500 Millionen 
bei faſt 4% Milliarden öffentlicher Sachausgaben 
im Jahre 1929 nicht im entferteſten für eine wirk⸗ 
ſame öffentliche Arbeitsbeſchaffung ausreichen 
können, muß unbedingt für eine Erhöhung der 
öffentlichen Mittel geſorgt werden. Von der 
ſelbſtverſtändlichen Sicherung des größten volks⸗ 
wirtſchaftlichen Nutzeffektes und allen Vorſichts⸗ 
maßnahmen auf finanziellem Gebiet abgeſehen, 
ſei die Frage der Arbeitsbeſchaffung in erſter 
Linie eine Frage des Vertrauens. Die Wieder⸗ 
einſchaltung von ſieben Millionen Erwerbsloſen 
in den Arbeitsprozeß könne nur gelöſt werden, 
wenn weiteſte Volkskreiſe freudig daran mit⸗ 
arbeiten und alle parteipolitiſchen Gegenſätze hier— 
bei zurücktreten. Beſonders zu begrüßen ſei daher, 
daß die verſchiedenſten politiſchen Parteien und 
Organiſationen ſich in einer erfreulich breiten 
Front für die öffentliche Arbeitsbeſchaffung ein⸗ 
ſetzten. Die Ausführungen im Auſſatzteil über 
das Ineinandergreifen von Arbeits⸗ 
beſchaffung, Arbeitsdienſt und Bau⸗ 
wirtſchaft bei der nebenberuflichen 
Landſiedlung laſſen bei einer der vordring⸗ 
lichſten volkswirtſchaftlichen Aufgaben die enge 
finanzpolitiſche und organiſato⸗ 
riſche Verflechtung dieſer Gebiete erkennen. 

Die Maßnahmen der Arbeitsbeſchaffung, vor 
allem der bevorſtehende Ausbau des Arbeits⸗ 
dienſtes, ſchaffen die Vorausſetzungen dafür, daß 
der Kampf gegen die Arbeitsloſigkeit in der er⸗ 
forderlichen Breite aufgenommen werden kann. 
Es iſt zu erwarten, daß ſich im Zuſammenhang 
hiermit der Kampf der Meinungen um die Aus⸗ 
wirkungen einer vermehrten öffentlichen Arbeits⸗ 


119 


beſchaffung auf das Währungs- und Kre⸗ 
ditſyſtem verſchärft. So anfechtbar auch alle 
Verſuche neuer künſtlicher Geldſchöpfung ſein 
mögen, ſo unbedenklich erſcheint auch nach den 
Regeln der reinen Quantitätstheorie eine ver— 
mehrte Inveſtierung langfriſtigen Kapitals, wenn 
dieſen Inveſtierungen wie bei einer planmäßig 
durchgeführten nebenberuflichen Landſiedlung neue 
Wertſchöpfungen mit ſicheren hohen Bau- und 
Bodenrenten entſprechen. Das gleiche gilt für alle 
Verbeſſerungen der Verkehrsanlagen, der Verſor— 
gung mit Licht und Kraft und anderer Gemein- 
ſchaftsanlagen, von deren Durchführung letzten 
Endes die Wirtſchaftlichkeit unſeres geſamten 
volkswirtſchaftlichen Güterumlaufes abhängt. Auch 
Reichskommiſſar Dr. Gerecke weiſt mit Nachdruck 
darauf hin, daß die tiefgreifenden räumlichen 
Strukturwandlungen der Wirtſchaft nur durch 
umfangreiche ſiedlungspolitiſche Maßnahmen aus⸗ 


gelöſt werden können, wenn die Wirtſchaft nicht 
gänzlich erſtarren ſoll. So berechtigt auch die Ab— 
lehnung einer rein fonjümtiven Wohnungsbau⸗ 
politik durch der Bauwirtſchaft fernerſtehenden 
Bankengruppen geweſen iſt, ſo notwendig wird 
es ſein, dieſe neuen ſiedlungspolitiſchen Aufgaben 
zu bejahen. Sache des Reichskommiſſars für Ar⸗ 
beitsbeſchaffung wird es ſein, nach der rein finanz⸗ 
techniſch durchgeführten Abwicklung des erſten 
Sofortprogramms dafür Sorge zu tragen, daß 
ein verbreiteter Arbeitsdienſt, eine vermehrte Ar— 
beitsbeſchaffung und Siedlung auch in Zukunft 
arbeitsteilig ineinandergreifen und bei den glei⸗ 
chen örtlichen Bauaufgaben eingeſetzt werden. 
Das iſt bei der Fülle von Intereſſen und In⸗ 
ſtanzen eine ſchwierige, aber nicht unlösbare Auf- 
gabe, die durch die in Gang befindliche Verein- 
fachung der Verwaltungen erleichtert werden 
kann. Dr. F. N. 


Beiprechungen 


„Koſtenſenkung durch Bauforſchungen, Ergebniſſe 
zur wirtſchaftlichen Geſtaltung des Baubetrie⸗ 
bes.“ Bearbeitet von Privatdozent Dr.-Ing. 
Edgar Hotz, Leiter im Deutſchen Handwerks- 
inſtitut Hannover, Beuth-Verlag G. m. b. H., 
Berlin SW 19. 

Das faſt 300 Seiten ſtarke und mit zahlreichen 
Abbildungen, Tabellen und graphiſchen Ueberſich— 
ten ausgeſtattete Werk iſt eine Zuſammenfaſſung 
von 16 Einzelarbeiten. Wir finden zuerſt eine 
Ueberſicht über die Entwicklung und Ergebniſſe 
der Baubetriebsforſchung ſeit 1914 in vier Ab- 
ſchnitten. Im erſten Abſchnitt wird die Entwid- 
lung und Geſtaltung des wirtſchaftlichen Bau— 
betriebes in Amerika, insbeſondere das „Taylor— 
Syſtem“ einer kritiſchen Unterſuchung unterzogen, 
der zweite Abſchnitt behandelt die gleichen Fragen 
für Deutſchland. Nach einem Rückblick und Aus⸗ 
blick im 3. Abſchnitt folgt zum Schluß ein inhalt⸗ 
reicher Schriftennachweis mit rd. 100 Quellen- 
ſchriften. 

Sehr inhaltsvoll und lehrreich ſind dann die 
Betriebsunterſuchungen einzelner Unternehmun⸗ 
gen. Es wird zunächſt eine gemeinnützige Bau— 
genoſſenſchaft durch das deutſche Handwerksinſtitut 
betrieblich bis in alle Einzelheiten unter Beigabe 
von Konten, Tabellen, Zeichnungen und Statiſti⸗ 
ken an der Hand von 1928 ausgeführten Neu⸗ 
bauten unterſucht. Das gleiche geſchieht mit einer 
mittleren Bauunternehmung. Der nächſte Ab— 
ſchnitt behandelt die Berechnung der Baukoſten 
und anſchließend bringt Arch. Kornbuſch eine über- 
aus ſorgfältige praktiſche Anleitung zur Preis⸗ 
berechnung im Baugewerbe. Es folgen dann Vor⸗ 
ſchläge für die Verwendung von Vordrucken im 
Baugewerbe und für die Vereinheitlichung der 
Darſtellung von Bauplänen von Gropius mit zahl⸗ 
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reichen vortrefflichen Muſterbeiſpielen. Gropius 
und Möller beſprechen dann den rationellen Baus 
betrieb in Amerika und kommen zu dem Ergebnis, 
daß Amerika billiger baut. Neu für uns ſind die 
ſtatiſtiſchen und graphiſchen Zuſammenſtellungen 
der Leiſtungen jedes einzelnen Arbeiters. An der 
„Verſuchsſiedlung Dejjau—Törten“ werden dann 
alle begangenen Fehler kritiſch überprüft und Re⸗ 
gierungsbaumeiſter a. D. Kammler bringt die 
Baunterſuchung einer Siedlung in Hamburg mit 
zahlreichen und lehrreichen Abbildungen und gra- 
phiſchen Darſtellungen. Es ſchließen ſich an eine 
Ueberprüfung von Winterbauarbeiten, Bauunter⸗ 
ſuchungen an Wohnhausbauten durch die Firma 
Richter und Schädel, eine ſehr eingehende Ermitt— 
lung von Richtwerten für Regelleiſtungen im 
Wohnungsbau, Unterſuchung der Erfahrungen 
mit Poroſitbeton, eine Abhandlung über die wirt⸗ 
ſchaftliche Verwendung von Handwerkszeugen, 
Maſchinen und Geräten und der Fördermittel und 
zum Schluß ein Sachregiſter. 

Alle, die im baulichen Wirtſchaftsleben ſtehen, 
werden die Sachkenntnis, Liebe und den Fleiß be⸗ 
wundern, die dieſes inhaltreiche „Spitzenwerk“ zu— 
ſtande gebracht haben! Seine Anſchaffung und 
ſein Studium zu empfehlen, iſt uns eine ange- 
nehme Pflicht. Dr. M. 


Wie baut man billiger? Bauwirtſchaftliche Un⸗ 
terſuchungen des Deutſchen Handwerfsiniti- 
tutes an einer Kleinhaus⸗Siedlung in hollän⸗ 
diſcher Bauweiſe in Gronau i. W. Herausge⸗ 
geben von Dr. Ing. Edgar Hotz und Dipl.⸗ 
Ing. Schauer, Bauwelt⸗-Verlag, Berlin 
SW 68. 

Die 153 Seiten umfaſſende und mit zahlreichen 

Textbildern ausgeſtattete Schrift iſt mit Unter- 
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ſtützung der Reichsforſchungsgeſellſchaft für Wirt: 
ſchaftlichteit im Bau: und Wohnungsweſen her⸗ 
ausgegeben und bringt das Ergebnis von bau⸗ 
wirtſchaftlichen Unterſuchungen, die 1928-1929 
beim Neubau von 20 Kleinſiedlungshäuſern in 
Gronau i. Weſtf. angeſtellt ſind. Das Ziel der 
Unterſuchungen an den in holländiſcher Art aus⸗ 
geführten Bauarbeiten war: 


1. Unterfuhung der angewandten holländiſchen 
Bauweiſe. Die Sammlung und Auswertung von 
einwandfreiem Plan- und Zahlenmaterial, das die 
Beurteilung der Konſtruktion und beſonders der 
Wirtſchaftlichkeit der holländiſchen Bauweiſe im 
ganzen wie ihrer einzelnen Konſtruktionsteile er⸗ 
möglicht, ſowie die Feſtſtellung der durch fie be- 
dingten beſonderen betrieblichen und handwerk— 
lichen Vorgänge. 


2. Arbeitsunterſuchungen. Die Durchführung 
beſonderer Arbeitsunterſuchungen wie Arbeitsauf⸗ 
nahmen, Zeitaufnahmen, Verluſtquellenſtudien als 
Grundlage von Vorſchlägen für Betriebs- und 
Arbeitsverbeſſerungen in Baubetrieben. 


Das Siedlungsgelände liegt günſtig in nur zwei 
Kilometer Entfernung von Gronau. Die Straßen 
der im ganzen 200 Häuſer umfaſſenden Siedlung 
laufen von Norden nach Süden, jo daß gute Ber 
ſonnung geſichert iſt . Jedes Haus enthält zwei 
Zimmer und Küche im Erdgeſchoß und drei Dach— 
ſtuben. Die bebaute Fläche ſchwankt zwiſchen 
57,35 und 68,25 Quadratmeter. 


Die Balken ſind parallel zur Front auf die 
Brandgiebel gelegt, die Bankette beſtehen aus 
Schlackenbeton 1: 6, die Fundamente aus Kalk⸗ 
ſandſteinen. Die Außenmauern ſind 0,28 Meter 
ſtark mit Hohlſchicht, innen aus Schwemmſteinen 
und außen aus Klinkern errichtet. Die Zwiſchen⸗ 
wände beſtehen aus 9 Zentimeter ſtarken hoch— 
kantigen Schwemmſteinen. Das Dach iſt mit hol⸗ 
ländiſchen Hohlpfalzziegeln gedeckt. Zahlreiche 
gute Details der Fenſterkonſtruktionen zeugen von 
ſorgfältiger Durcharbeitung. Alle Türen und 
Fenſter liegen in hölzernen Zargen. Gas-, Waſ⸗ 
ſer⸗, Lichtleitung, Entwäſſerung, Kücheneinbauten, 
Spülſtein, Zaun uſw. ſind vorgeſehen. Das 
Mauerwerk wurde mit Holzleeren, nicht mit der 
Schnur errichtet. Miſchmaſchinen für Mörtel und 
Beton waren auf der Bauſtelle. Eine ſehr ſorg⸗ 
fältige Koſtenermittlung über Materialien und 
Löhne ergibt den nach unſeren Erfahrungen ziem⸗ 
lich hohen Einheitspreis von 21,60 bis 25,— RM 
je Quadratmeter. Die Geſamtbaukoſten liegen 
zwiſchen 5291 und 7399 RM. Die Jahresmiete 
beträgt 7,50 RM je Quadratmeter. In einer in⸗ 
haltreichen Tabelle ſind ſämtliche Arbeitszeiten er⸗ 
mittelt und zum Schluß folgen Vorſchläge für die 
wirtſchaftliche Geſtaltung der einzelnen Arbeits⸗ 
arten und Verluſtquellen-Studien. 
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Allen, die ſich für theoretiſche arbeitswirtſchaft⸗ 
liche Unterſuchungen intereſſieren, können wir das 
Werk empfehlen. Dem Siedlungsbau-Praktiker 
bringt es nicht viel neues. Dr. M. 


Die Siedlungsſtraße und ihre Befeſtigung. Von 
Schneider, Eduard, Baurat. Allgemeiner 
Induſtrieverlag G. m. b. H., Berlin SW 11. 
79 S. Preis 4,75 RM. 

Der Verfaſſer des Werkes „Moderner Straßen: 
bau“ gibt uns hier für den beſonderen Fall des 
Siedlungsſtraßenbaues ein kurz gefaßtes, ſehr in⸗ 
haltsreiches Büchlein mit vielen praktiſchen An⸗ 
gaben, das auf jeder Seite den erfahrenen Fach⸗ 
mann verrät. Der Geiſt, aus dem es geſchrieben 
iſt, zeigt die immer wiederkehrende Mahnung, daß 
Wohnlichkeit, Einfachheit und Wirtſchaftlichkeit 
die Grundlagen des Siedlungsweſens ſind. Nie⸗ 
mals ſolle man ſich an ein hergebrachtes Schema 
halten, ſondern unter verſtändiger, von genaue⸗ 
ſtem Fachwiſſen geleiteter Benutzung der örtlichen 
Gegebenheiten jeweils das Zweckmäßigſte und 
auf die Dauer Wohlfeilſte zu ſchaffen ſich be⸗ 
mühen. 

Nach kurzen Ausführungen über Wert und Be⸗ 
deutung des Siedlungsweſens für die ſeeliſche, 
körperliche und wirtſchaftliche Wiedergeſundung 
des Volkes wendet der Verfaſſer ſich dem eigent⸗ 
lichen Thema zu. Zunächſt wird Straßenführung 
und Grundſtückseinteilung, die Vorgartenfrage, 
die Profilgeſtaltung und die Entwäſſerung der 
Straßen beſprochen. Dann folgt eingehende Be- 
handlung der Straßenbefeſtigung, getrennt nach 
Hauptwegen, Nebenwegen, Grünanlagen uſw., 
nach Fußweg und Fahrweg und für den letzteren 
weiter getrennt nach vorläufiger und endgültiger 
Befeſtigung. Eine ſtattliche Anzahl von Mög: 
lichkeiten für die Straßenbefeſtigung wird unter 
Hinweis auf ihren Gebrauchswert und Bauvor⸗ 
gang, auf konſtruktive und wirtſchaftliche Belange 
durchgeſprochen, wobei auch die vielfach erforder- 
liche behelfsmäßige Befeſtigung von Straßen nicht 
vergeſſen wird. Ueberall finden wir im Text An⸗ 
gaben über Koſten und einſchlägiges Schrifttum 
und Hinweiſe auf die Rechtslage bezüglich der 
Koſtenverteilung zwiſchen Gemeinde und Gied- 
lungsgenoſſenſchaft, ſowie auf die das Wohler— 
gehen des Siedlers berührenden praktiſchen 
Fragen. 

Den Schluß der Arbeit bilden fünf ausführ⸗ 
liche Koſtenanſchläge für verſchiedene Straßen- 
anlagen und eine Tabelle mit Einheitspreiſen für 
die mannigfachen mit dem Straßenbau im Zu⸗ 
ſammenhang ſtehenden Lieferungen und Leiſtun⸗ 
gen. Dieſe Zahlenangaben über die Koſtenfrage 
ſind für den praktiſchen Koſtenvergleich verſchie⸗ 
dener Straßenbefeſtigungen ganz beſonders wert- 
voll und vervollſtändigen das Büchlein zu einem 
wertvollen Ratgeber in den Fragen des Sied⸗ 
lungsſtraßenbaues. Pr. 


Wirtſchaftliche Kaninchenzucht. Von Max Wiſcher, 
Verlag F. C. Mayer, München. Preis 4, 50. 


Wie alle Zweige der Pelztierzucht hat auch 
die Kaninchenzucht und -haltung in den Jahren 
nach dem Kriege in Deutſchland einen gewaltigen 
Aufſchwung genommen. Aber auch hier haben 
Geſchäftemacher die Konjunktur auszunutzen ver⸗ 
ſucht, ſehr zum Schaden des wirklichen Züchters. 
Immer neue Raſſen und Spielarten find entſtan⸗ 
den, ohne es jedoch ändern zu können, daß ein 
Kaninchenfell eben immer ein Kaninchenfell 
bleibt, und daß ſich auch bei der Kaninchenzucht 
kein Reichtum in kurzer Zeit, ſondern nur eine 
normale Rente des Anlagekapitals herauswirt⸗ 
ſchaften läßt. 

Eine der älteſten Raſſen und der wenigen, die 
in ihrer Zuchtrichtung konſtant geblieben iſt, iſt 
die des Angorakaninchens. Der Unterjchied 
gegenüber andern Raſſen beſteht darin, daß durch 
Kämmen oder Scheren der lebenden Tiere Wolle 


gewonnen wird, worin eine dauernde Einnahme⸗ 
quelle beſteht. Die Nachfrage nach Angorawolle 
iſt in ſtetem Steigen begriffen und die Mode be⸗ 
günſtigt Erzeugniſſe dieſer Art. Erfreulicherweiſe 
trifft man gerade auch auf kleineren Siedlerſtellen 
immer häufiger die blendend weißen Angora⸗ 
kaninchen in kleinerer oder größerer Zahl. 

So iſt es denn zu begrüßen, daß ein erfahrener 
Züchter, der langjährige Geſchäftsführer des 
Reichsbundes der deutſchen Kaninchenzüchter, Max 
Wiſcher, im Verlag von F. C. Mayer-Münden, 
ein Buch herausgegeben hat „Wirtſchaftliche An⸗ 
gorakaninchenzucht“. In erſchöpfender Weiſe wird 
hier von einem Fachmann alles Wiſſenswerte 
von der Aufzucht der Jungtiere bis zur Verarbei⸗ 
tung der Wolle und der Verwertung des Fleiſches 
der Kaninchen behandelt. Durch die vielen Ab— 
bildungen wird es auch dem Anfänger leicht ſein, 
ſich mit allen Fragen vertraut zu machen, aber 
auch erfahrenen Züchtern wird das Buch ein wert⸗ 
volles Nachſchlagewerk bleiben. Gr. 


Eingegangene Bücher 


Die polniſche Minderheit in Oberſchleſien. 
Herausgegeben von Regierungsaſſeſſor Dr. 
Otto Ewers. Verlag M. u. H. Marcus, 
Breslau. Preis RM 3.—. 

Das wartende Land. 

Herausgegeben von Paul Fechter. Deutſche 
Verlagsanſtalt, Berlin. Preis RM 7,50. 


Acker und Arbeit. 
Herausgegeben von H. Schlange-Schöningen. 
Verlag Gerhard Stalling, Oldenburg. 


Baunormenverzeichnis für 1933. 
27 Seiten. Beuth⸗Verlag, Berlin. 
RM 0,25. 


Preis 


Geſetze, Veroroͤnungen und Erlaſſe 


Wohnungsweſen 


Gemeinnützigkeitsverordnung. 
Zweite Verordnung zur Ausführung der 
Gemeinnützigkeitsverordnung. 


Vom 11. Februar 1933 (RG Bl. I S. 70) 


Auf Grund des § 30 der Gemeinnützigkeitsverord⸗ 
nung vom 1. Dezember 1930 (RGBl. I ©. 593) wird 
nach Zuſtimmung des Reichsrats verordnet: 

Die Verordnung zur Ausführung der Gemeinnützig⸗ 
feitsperordnung vom 20. März 1931 (RGBl. I S. 73) 
wird wie folgt geändert: 

1. Der Artikel 3 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 
„Zu den Angehörigen des Baugewerbes im Sinne 
der genannten Vorſchriften zählen ſowohl natürliche 
wie juriſtiſche Perſonen, die an einem Unternehmen 
des Baugewerbes weſentlich beteiligt find, und Per⸗ 
ſonen, die zu einem Organ oder zu den leitenden 

Angeſtellten eines Unternehmens des Baugewerbes 

gehören. Als weſentlich beteiligt an einem Unter⸗ 

nehmen des Baugewerbes gilt eine Perſon dann, 

wenn fie oder ihre Angehörigen im Sinne des 8 67 

Abſ. 1 Nr. 2, 3 der Reichsabgabenordnung vom 

22. Mai 1931 (RGBl. I S. 161) das Unternehmen 

ſeblſtändig betreiben oder unmittelbar oder durch 

Vermittlung eines Treuhänders oder einer Er⸗ 

werbsgeſellſchaft zuſammen an dem Unternehmen 

zu mehr als einem Viertel beteiligt ſind. Gemein⸗ 


nützige Wohnungsunternehmen zählen nicht zu den 
Angehörigen des Baugewerbes.“ 
Der Artikel 6 Abſ. 1 erhält folgenden Zuſatz: 

„d) durch die Bereitſtellung oder Vermittlung 
von Geldmitteln für gemeinnützige Wohnungsunter⸗ 
nehmen zur Vorbereitung und Durchführung der in 
den Artikeln 6 bis 8 bezeichneten Geſchäfte oder 
durch die bankmäßige oder treuhänderiſche Verwal⸗ 
tung von Vermögenswerten oder Spargeldern ge⸗ 
meinnütziger Wohnungsunternehmen den Kleinwoh⸗ 
nungsbau fördert. Hierbei iſt jedoch der Abſchluß 
von Kommiſſionsgeſchäften und von Effektentermin⸗ 
geſchäften (Börſengeſchäften) verboten.“ 

Der Artikel 8 Buchſtabe a erhält folgende Faſſung: 

„den Erwerb, die Belaſtung und Veräußerung 
von Grundſtücken und Erbbaurechten,“ 


. Hinter Artikel 8 wird eingefügt: 
„Artikel da. 


Wohnungsunternehmen in der Rechtsform einer 
Aktiengeſellſchaft oder einer Geſellſchaft mit be⸗ 
ſchränkter Haftung, an denen das Reich, ein Land, 
eine Gemeinde oder ein Gemeindeverband einzeln 
oder zuſammen mit mehr als der Hälfte des Grund 
oder Stammkapitals beteiligt find, können auch Ge⸗ 
ſchäfte betreiben, die zur Durchführung von Sied⸗ 
lungsverfahren im Sinne des Reichsſiedlungsgeſetzes 
vom 11. Auguſt 1919 in der Faſſung des Geſetzes 
vom 7. Juni 1923 (RGBl. S. 364) dienen, ſoweit 


1 


= 


8 


122 


—— . — ERBE EERGe7; 


nicht die oberſte Landesbehörde, in deren Bereich 
die Geſchäfte betrieben werden, etwas anderes be⸗ 


ſtimmt.“ 5 
„Artikel 8b. 


Bei Wohnungsunternehmen, die beim Inkraft⸗ 
treten der Gemeinnützigkeitsverordnung von den Be⸗ 
hörden als gemeinnützig behandelt worden ſind, 
kann die oberſte Landesbehörde mit Zuſtimmung der 
Reichsregierung auch andere als die in den Artikeln 
6 bis einſchließlich Sa bezeichneten Geſchäfte zulaſſen, 
wenn dadurch die nach der Gemeinnützigkeitsverord⸗ 
nung im übrigen gegebene Gemeinnützigkeit der 
Wohnungsunternehmen nicht beeinträchtigt wird. 


. Hinter Artikel 15 wird eingefügt: 
„Artikel 16. 

(1) Beſtimmungen des Geſellſchaftsvertrages oder 
der Satzung eines Wohnungsunternehmens, die 
einen Beſchluß der Geſellſchafter⸗, General⸗ oder 
Mitgliederverſammlung davon abhängig machen, 
daß bei der Beſchlußfaſſung mindeſtens eine be⸗ 
ſtimmte Zahl oder ein beſtimmter Teil der Geſell⸗ 
ſchafter, Genofjen, Vertreter oder Mitglieder ans 
weſend oder ein beſtimmter Mindeſtbetrag des Ka⸗ 
pitals des e vertreten iſt, finden keine 
Anwendung für die Beſchlußfaſſung über ſolche 
Satzungsänderungen, von denen die Anerkennungs⸗ 
behörde die Anerkennung der Gemeinnützigkeit ab⸗ 
hängig gemacht hat. Die Verfügung der Anerken⸗ 
nungsbehörde muß die geforderten Satzungsände⸗ 
rungen ihrem Wortlaut nach genau angeben und 
den Hinweis enthalten, daß der Anerkennung der 
Gemeinnützigkeit andere Hinderniſſe nicht mehr ent⸗ 
gegenſtehen. 

(2) Bleiben Beſtimmungen des Geſellſchaftsver⸗ 
trages oder der Satzung auf Grund dieſer Verord⸗ 
nung außer Anwendung, ſo iſt darauf bei der Ein⸗ 
berufung der Verſammlung hinzuweiſen.“ 


a 


Verlängerung der Gültigkeitsdauer der Anerken⸗ 
nung von Verbänden im Sinne des 8 14 der 
Gemeinnützigkeitsverordnung. 


Durch die Verordnung zur weiteren Ausführung 
der Gemeinnützigkeitsverordnung vom 8 
ROLL I, S. 463, waren eine Reihe von Verbänden 
als Reviſionsverbände im Sinne des § 14 der Ge⸗ 
meinnützigkeitsverordnung für die Zeit bis zum 
31. 3. 33 zugelaſſen worden. Dieſe Friſt iſt durch Ver⸗ 
ordnung des Reichsarbeitsminiſters vom 15. 2. 33 
RGBl. I S. 70 um zwei Jahre bis zum 31. 3. 35 ver⸗ 
längert worden. 


Verordnung des Reichspräſidenten über die Ueber⸗ 
nahme von Reichsbürgſchaften für Inſtandſetzungs⸗ 
und Umbauarbeiten und über die Inſtandſetzung 
von landwirtſchaftlichen Wirtſchaftsgebäuden. 
Vom 22. Februar 1933. 


Die Notverordnung des Reichspräſidenten vom 
14. Juni 1932, Vierter Teil, Kapitel III (RGBl. ] 
S. 273, 284) erhält folgende Faſſung: 


Inſtandſetzung von Wohngebäuden und Wirtſchafts⸗ 
gebäuden landwirtſchaftlicher Betriebe, Teilung von 
Wohnungen und Umbau ſonſtiger Räume zu Woh⸗ 
nungen. 

Um die Inſtandſetzung und Erhaltung des Wohn⸗ 
raums und der landwirtſchaftlichen Wirtſchaftsgebäude 
zu fördern, wird der Reichsarbeitsminiſter ermächtigt, 
im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter der Finan⸗ 
zen Bürgſchaften für Verpflichtungen aus Darlehen a 
übernehmen, die für Inſtandſetzungsarbeiten an Alt 
wohngebäuden und Wirtſchaftsgebäuden landwirt⸗ 


ſchaftlicher Betriebe, zur Teilung von Wohnungen und 
für den Umbau 0 Räume zu an auf⸗ 
genommen werden. ie Arbeiten müſſen bis zum 
1. Juli 1933 begonnen ſein. Der Höchſtbetrag für 
folge Bürgſchaften wird auf 100 Millionen RM feſt⸗ 
geſetzt. Die näheren Beſtimmungen erläßt der Reichs: 
arbeitsminiſter im Einvernehmen mit dem Reichs- 
miniſter der Finanzen. 
Artikel 2. 

Soweit auf Grund der bisherigen Faſſung der Ver⸗ 
ordnung des Reichspräſidenten über Maßnahmen zur 
Erhaltung der Arbeitsloſenhilfe und der Sozialver⸗ 
ſicherung ſowie zur Erleichterung der Wohlfahrtslaſten 
der Gemeinden vom 14. Juni 1932, Vierter Teil, 
Kap. 111 (RGBl. I S. 373, 284) noch Zinszuſchüſſe ges 
währt werden dürfen, bleibt die bisherige Beſtimmung 


in Kraft. 
Artikel 3. 

Die Verordnung des Reichspräſidenten zur Be⸗ 
lebung der Wirtſchaft vom 4. September 1932, Erſter 
Teil, Kap. IV (RGBl. I S. 425, 428) wird wie folgt 
geändert: 

Es werden 

a) in die Aeberſchrift nach dem Worte „Woh- 
nungen“, 
b) in Zeile 2 nach dem Worte „Wohngebäuden“ 


die Worte „und landwirtſchaftlichen Wirtſchaftsgebäu⸗ 
den“ eingefügt. 


Berlin, den 22. Februar 1933. RGBl. J 79. 


Inſtandſetzungs⸗ und Umbauarbeiten. 


Der Herr Reichsarbeitsminiſter hat eine Reihe von 
Zweifelsfragen bei der Anwendung der Beſtimmun⸗ 
gen über die Reichszuſchüſſe für Inſtandſetzungs⸗ und 
Umbauarbeiten entſchieden und allgemeine Aus⸗ 
legungsgrundſätze für die einheitliche Anwendung der 
Vorſchriften in der Verordnung vom 6. 2. 33 — IV 
801/33 W. O. — feſtgelegt (vergl. Reichsarbeitsblatt 
Nr. 5, I, S. 40). 


Vorſtädtiſche Kleinſiedlung 


Richtlinien für die vorſtädtiſche Kleinſiedlung und 
die Bereitſtellung von Kleingärten für 
Erwerbsloſe. 

Vom 20. Februar 1933 
(Auszug.) 
Der Herr Reichsarbeitsminiſter hat den Länder⸗ 
regierungen durch Erlaß vom 20. 2. IV Nr. 11-300/33 
KS. von der Verteilung der für die weitere Durchfüh⸗ 
rung der vorſtädtiſchen Kleinſiedlung bereitgeſtellten 
40 Millionen RM auf die Länder Kenntnis gegeben, 
und dieſen gleichzeitig die Richtlinien für Dielen Ab⸗ 
ſchnitt der vorſtädtiſchen Kleinſiedlung nebſt einer An⸗ 
lage zugehen laſſen. 
Die bisherigen Richtlinien ſind in einigen wichtigen 
Beſtimmungen geändert und ergänzt worden: 


I. Die Richtlinien. 

1. In der an die Stelle der bisherigen Vorſchrift 
der Richtlinien des zweiten Bauabſchnitts vom 1. 7. 
1932 — 1 A 2b — tretenden Vorſchrift iſt ausdrücklich 
hervorgehoben, daß als Siedler auch Kurzarbeiter in 
Frage kommen, welche Unterſtützung aus öffentlichen 
Mitteln nicht beziehen. Der Kreis der bevorzugt zu 
Berückſichtigenden iſt um Kriegsteilnehmer ſchlechthin 
erweitert worden. Beſonders gefördert werden ſollen 
Siedlungsvorhaben für Kurzarbeiter wirtſchaftlicher 
Betriebe, die entweder durch Ueberleitung Vollbeſchäf⸗ 
tigter auf Kurzarbeit, oder bei beſtehender Kurzarbeit 
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durch deren Beibehaltung für die Zeit des Darnieder⸗ 
liegens des Arbeitsmarkts ermöglichen, daß neue Ar⸗ 
beitskräfte in dem Unternehmen eingeſtellt werden 
können. 

2. In Abänderung und Ergänzung der bisherigen 
Vorſchriften I A 4 beſtimmen die neuen Richtlinien, 
daß die Beteiligung der Siedler an den Koſten der 
Stelle auch mit eigenem Gelde anzuſtreben iſt. Das 
Normaldarlehen wird auf 2250 RM herabgeſetzt, nur 
in Ausnahmefällen darf der bisherige Höchſtbetrag 
von 2500 RM je Stelle erreicht werden. Ein Zuſatz⸗ 
darlehn von 250 RM wird für einen weiteren Schlaf⸗ 
raum gewährt, der bei Familien mit 4 im Haushalt 
lebenden minderjährigen Kindern, und für bis zu 
2 weitere Schlafräume, die für Familien mit 5 und 
mehr minderjährigen Kindern ausgebaut werden. 

3. Als Träger des Verfahrens behält der Reichs⸗ 
arbeitsminiſter ſich vor, unmittelbar . 
Wohnungs- oder Siedlungsunternehmen zuzulaſſen. 
Er beabſichtigt jedoch, hiervon nur in Ausnahmefällen 
Gebrauch zu machen. 

4. Den als Träger auftretenden gemeinnützigen 
Wohnungs- oder Siedlungsunternehmen kann von der 
das Reichsdarlehn bewilligenden Stelle die Erhebung 
einer Verwaltungsgebühr vom Siedler bis zum Höchſt⸗ 
betrag von 4% des urſprünglichen Reichsdarlehns 
geſtattet werden. Die Verwaltungsgebühr iſt bei Be⸗ 
rechnung der Belaſtung des Siedlers anzurechnen. 

5. Hinſichtlich der Weitergabe der Reichsdarlehen an 
Einzelſiedler und Siedlergemeinſchaften (I B b 1 der 
Richtlinien für den zweiten Bauabſchnitt) wird be⸗ 
ſtimmt, daß die Weitergabe nur ſtatthaft iſt, wenn 

a) die Belaſtung aus dem Grunderwerb ſich in an⸗ 

gemeſſenen Grenzen hält (bisher „die Grund: 
ſtückskoſten ſich in angemeſſenen Grenzen hielten“). 


1. Zu A I 2. Den Anträgen find als Unterlagen 
neben den bisher unter a—c aufgeführten ferner bei— 
zufügen: 

d) ein Sachverſtändigengutachten über die Boden⸗ 
beſchaffenheit und die Angemeſſenheit des Grund- 
ſtückspreiſes, 8 8 

e) Angaben darüber, welche Maßnahmen der Trä⸗ 
ger zur wirtſchaftlichen Betreuung der Siedler 
beabſichtigt, 

) eine Liſte der Siedler mit Angaben über den 
Familienſtand. 

2. Zu 5: „Auszahlung der Darlehen“. 

Klargeſtellt wird, daß die Auszahlung des bewillig⸗ 
ten Darlehns erſt beginnen darf, nachdem die ding⸗ 
liche Sicherſtellung gemäß Weiſung der Deutſchen Bau⸗ 
und Bodenbank erfolgt iſt. Der Nachweis iſt durch 
beglaubigte Grundbuchabſchrift der Bank gegenüber 
zu führen. Bei Gruppenſiedlungen kann die Bank 
ausnahmsweiſe von der dinglichen Sicherſtellung bis 
zur Auszahlung der dritten (Schluß-⸗) Rate abſehen, 
falls dadurch das Reichsdarlehn nicht gefährdet wird, 
insbeſondere wenn andere gleichwertige Sicherheiten 
geſtellt werden. 

3. Zu II „Materielle Vorſchriften“ 1. Auswahl der 
Siedler, ; 5 3 

itellt der Erlaß feſt, daß die Reichsmittel auch für 
Vollbeſchäftigte Verwendung finden können, die gegen 


Perſön 


Landeshauptmann Horion f. 

Herr Landeshauptmann Horion, der lang⸗ 
jährige Aufſichtsratsvorſitzende der Rheiniſchen 
Wohnungsfürſorgegeſellſchaft iſt an den Folgen 
einer Grippe im Alter von 57 Jahren verſtorben. 


nen einer Siedlerſtelle zur Kurzarbeit über- 
gehen. 


II. Begleiterlaß des Reichsarbeitsminiſters. 


1. Mittel für Kleingärten werden von den 40 Mil⸗ 
lionen RM nicht beſonders abgezweigt. Es bleibt den 
Länderregierungen überlaſſen, ſoweit ein Bedarf an 
Kleingärten noch beſteht, einen geringen Teilbetrag 
von den ihnen zugeteilten Mitteln hierfür zu ver- 
wenden. 

2. Die Mittel für Kurzarbeiterſiedlungen ſind bei 
Ueberſendung der Geſamtvorſchläge der Länder an das 
Reichsarbeitsminiſterium beſonders hervorzuheben 
unter Angabe, welche Betriebe daran mitwirken und 
in welcher Weiſe. Der Reichsarbeitsminiſter behält 
ſich vor, in geeigneten Fällen ſolche Siedlungen im 
Einvernehmen mit der Landesregierung auch un⸗ 
mittelbar zu fördern, und hat zu dieſem Zweck einen 
e Betrag aus den Geſamtmitteln zurückbe⸗ 
halten. 

3. Wenn bisher die techniſchen Fragen bei der Er⸗ 
ſtellung der Kleinſiedlungen im Vordergrunde geſtan⸗ 
den haben, ſo verweiſt der Miniſter auf die Notwen⸗ 
digkeit, daß nunmehr alle Stellen mit beſonderem 
Nachdruck ſich um die wirtſchaftliche Seite der Sied⸗ 
lung bemühen, damit die Exiſtenz des Siedlers nach 
Möglichkeit geſichert und erleichtert wird. Allerdings 
ſoll die vorſtädtiſche Kleinſiedlung keine volle Exiſtenz 
ſchaffen, ſondern fordert ergänztes Einkommen aus an⸗ 
deren Erwerbsquellen oder zuſätzliche Bezüge. Die 
Ausſichten auf Erfolg der Siedlung dürften in den 
mittleren und kleineren Städten demnach beſonders 
günſtig liegen, die daher in geſteigertem Maße berück⸗ 
ſichtigt werden ſollen. Eine unbegründete Zerſplitte⸗ 
rung der Siedlungen iſt allerdings zu vermeiden. 

4. Hinſichtlich der Größe der Siedlungsgrundſtücke 
bleibt es bei den bisherigen Maßen von mindeſtens 
600, höchſtens 5000 qm. Der Erlaß weiſt aber darauf 
hin, daß die Mindeſtgröße nur bei ganz beſonders 
guten Bodenverhältniſſen als ausreichend bezeichnet 
werden kann; ſchon bei mittleren Bodenarten wird 
eine weſentlich größere Fläche, in der Regel nicht 
unter 1000 qm erforderlich ſein. 

5. Auf die Notwendigkeit der Betreuung und Bera⸗ 
tung der Siedler bei der Bewirtſchaftung ihrer Grund- 
ſtücke durch die Träger der Maßnahme wird nach⸗ 
drücklich hingewieſen. 

6. Die Förderung von Einzelſiedlern iſt beſonders 
erwünſcht. Wenn ſie bisher nur in geringem Um⸗ 
fange geſchehen iſt, und auch verwaltungsmäßige 
Schwierigkeiten für die Träger mit ſich bringt, ſo lie⸗ 
gen doch gerade bei Einzelſiedlern beſonders günſtige 
Vorausſetzungen für das weitere Vorwärtskommen 
vor. Der Miniſter bittet in vermehrtem Umfange 
auf die Anſetzung von Einzelſiedlern bedacht zu ſein. 


Arbeitsbeſchaffung 
Durchführung des freiwilligen Werkhalbjahres. 


Im Reichsarbeitsblatt Nr. 5 S. 36 f. iſt die Verord⸗ 
nung des Reichskommiſſars für den freiwilligen Ar⸗ 
beitsdienſt vom 2. 2. 33 über die Durchführung des 
freiwilligen Werkhalbjahres veröffentlicht. 


liches 


Der Entſchlafene hat ſich nicht nur um die Rhei⸗ 
niſche Wohnungsfürſorgegeſellſchaft, ſondern um 
die Wohnungsfürſorge als ſolche und um das 
Daſein und die Aufgaben der Wohnungsfürſorge⸗ 
geſellſchaften große Verdienſte erworben. 
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Nachrichten des Vau⸗ und Sieoͤlungsweſens 


Wohnungsweſen 
Delegiertentag des Zentralverbandes Deutſcher 
Haus⸗ und Grundbeſitzervereine. 


Der Zentralverband Deutſcher Haus⸗ und 
Grundbeſitzervereine hielt am Sonntag, dem 
12. Februar 1933, im Plenarſaal des Reichs⸗ 
wirtſchaftsrates ſeinen Delegiertentag ab, an dem 
als Vertreter der Reichsregierung Miniſterial⸗ 
direktor Dr. Weigert, Miniſterialrat Dr. 
Ebel vom Reichsarbeitsminiſterium, Miniſte⸗ 
rialrat Kaiſenberg vom Reichsminiſterium 
des Innern, Miniſterialrat Ronde vom Reichs⸗ 
wirtſchaftsminiſterium und andere zahlreiche Ver⸗ 
treter der preußiſchen Staatsbehörden und der 
größeren Wirtſchaftsverbände teilnahmen. Prä⸗ 
ſident Humar erſtattete das Referat, das ſich 
hauptſächlich mit der Verlängerung der Zwangs⸗ 
wirtſchaft auf dem Gebiete des Wohnungsweſens 
und mit der Verrentung der Hauszinsſteuer be⸗ 
faßte. 

Humar warnte davor, das Experiment der 
Vierten Notverordnung zu wiederholen; das 
Kündigungsrecht des Mieters habe ſich als be= 
ſonders verderblich erwieſen. Von den Maß⸗ 
nahmen der Notverordnung ſei nur die Miet⸗ 
ſenkung übriggeblieben, von der Zinsſenkung 
habe der Hausbeſitz nichts gehabt. Der heutige 
Zinſendienſt ſei allerdings unerträglich. Die 
Zinſen müßten geſenkt werden, aber 
auf organiſchem Wege. Eine Haupt⸗ 
aufgabe der Reichsregierung beſtehe 
darin, auf kürzeſtem Wege Ordnung 
zu ſchaffen und den Zinſendienſt her⸗ 
abzuſetzen. 

Gegen den Plan, die Hauszinsſteuer in eine 
Rentenlaſt umzuwandeln und die Konſolidierung 
der kommunalen Verſchuldung auf Koſten des 
Hausbeſitzes zu vollziehen, erhob Präſident Humar 
ſchärfſten Proteſt. Die Spitzenverbände der deut⸗ 
ſchen Wirtſchaft, der Deutſche Induſtrie- und Hans 
delstag, der Centralverband des Deutſchen Bank⸗ 
und Bankiergewerbes, der Reichsverband der 
Deutſchen Induſtrie, die Hauptgemeinſchaft des 
Deutſchen Einzelhandels, der Reichsverband des 
deutſchen Groß- und Ueberſeehandels und der 
Reichsverband der Privatverſicherung hätten be⸗ 
reits unter dem 1. Februar d. I. an die Reichs⸗ 
regierung eine Denkſchrift mit dem Erſuchen ge⸗ 
richtet, von der Weiterverfolgung des Verren⸗ 
tungsplanes abzuſehen, da alle Teile der Wirt⸗ 
ſchaft großen Schaden erleiden würden. 


Zu den Ausführungen nahmen der General⸗ 
ſekretär des Reichsverbandes des Deutſchen Hand⸗ 
werks Hermann und ein Vertreter des Hanſa⸗ 
bundes in zuſtimmendem Sinne Stellung. 
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Zum Schluß wurde folgende Entſchließung an⸗ 
genommen: 

Die am Sonntag, dem 12. Februar 1933, im Plenar⸗ 
ſaal des Reichswirtſchaftsrats in Berlin verſammel⸗ 
ten Delegierten des deutſchen Hausbeſitzes und der 
deutſchen Wirtſchaft unterbreiten der Reichsregierung 
i Entſchließung: 

ie Delegierten erwarten, daß die Reichsregierung 
entſchieden von allen marxiſtiſchen und ſtaatsſozialiſti⸗ 
ſchen Wirtſchaftsplänen abrückt und daß ihre künftige 
Geſetzgebung von den Grundſätzen der Privatwirtſchaft 
geleitet wird. 

Wir warnen die Reichsregierung nachdrücklich, durch 
die Fortſetzung einer überlebten und wirtſchaftsſchäd⸗ 
lichen Wohnungspolitik dazu beizutragen, unhaltbare 
Zustände im Vohtengewelen zu verewigen. 

ie unter ganz anderen Verhältniſſen in Ausſicht 
genommene Aenderung des Mietrechts iſt, nachdem ſich 
die durch die Lockerungsverordnungen eingeleitete 
Rückkehr zur freien Wirtſchaft überall bewährt hat, 
überflüſſig und für die Wohnwirtſchaft nur ſchädlich. 

Wir fordern daher mit allem Nachdruck, die Woh⸗ 
nungszwangsgeſetze zum 1. April 1933 aufzuheben und 
den Haus⸗ und Grundbeſitz, der als einzige Wirt⸗ 
ſchaftsgruppe noch unter dem Ausnahmerecht der 
Kriegswirtſchaft ſteht, von den Feſſeln dieſer durch 
die Verhältniſſe auf dem Wohnungsmarkt in keiner 
Weiſe mehr gerechtfertigten Geſetzgebung zu befreien. 

Die verſammelten Delegierten ſprechen ferner die 
beſtimmte Erwartung aus, daß die Reichsregierung 
der ſteuerlichen Ueberlaſtung des Haus⸗ und Grund⸗ 
beſitzes endlich durch radikalen Laſtenabbau, vor allem 
durch Beſeitigung der brutalen Hauszinsiteuer, ein 
Ende ſetzt und dadurch die Vorausſetzung für eine Ge⸗ 
ſundung der Wohnwirtſchaft ſchafft. 

Der kürzlich bekannt gewordene Plan, die Haus⸗ 
zinsſteuer im Intereſſe der kommunalen Umſchuldung 
durch Eintragung einer Ablöſungsſchuld in eine Real⸗ 
laſt umzuwandeln, hat in den Kreiſen der Wirtſchaft 
ungeheure Entrüſtung ausgelöſt. 

ir proteſtieren ſchärſſtens dagegen, daß der Haus⸗ 
und Grundbeſitz abermals zur Sanierung zerrütteter 
Gemeindefinanzen a wird und erwarten auf 
das beſtimmteſte, daß die Reichsregierung dem Am- 
ſchuldungsplan ihre Zuſtimmung verſagt. 

Die Verwirklichung des bekannt gewordenen Pro⸗ 
jekts müßte nicht nur den darniederliegenden Real: 
kredit völlig vernichten und auch das Vertrauen zur 
Geſetzgebung untergraben, 1 vor allem zum reſt⸗ 
loſen Zuſammenbruch des Hausbeſitzes führen. 


Vorſtädtiſche Kleinſiedlung 


Vorſtädtiſche Kleinſiedlung für Erwerbsloſe und 
Kurzarbeiter in Preußen. 

Seit Inangriffnahme der vorſtädtiſchen Klein⸗ 
ſiedlung auf Grund der dritten Notverordnung 
des Reichspräſidenten vom 6. Oktober 1931 find 
in Preußen mit Hilfe von Reichsmitteln insge⸗ 
ſamt rd. 8400 Siedlerſtellen fertiggeſtellt worden. 
Außerdem ſind noch rd. 5600 Stellen in der Baus 
ausführung begriffen (davon rd. 4200 ſchon roh⸗ 
baufertig). Die Vorarbeiten zur Errichtung von 
weiteren 2100 Siedlerſtellen ſind ſoweit vorge⸗ 
ſchritten, daß mit den Bauarbeiten begonnen wer⸗ 
den kann, ſobald es die Witterungsverhältniſſe 
geſtatten. 


Geldmarkt 
Jahresbericht der Preußiſchen Landespfandbrief⸗ 
anſtalt, Körperſchaft des öffentlichen Rechts zu 
Berlin für 1932. 

Zunächſt ein Rückblick auf die Entwicklung der 
Wohnungswirtſchaft im Berichtsjahre. 

Einer Wiederbelebung der Bautätigkeit ſtan⸗ 
den mangelnde Kapitalbeſchaffung und das Nach— 
laſſen der Nachfrage nach neuem Wohnraum, d. h. 
des ſubjektiven Wohnungsbedarfs, entgegen. Ver⸗ 
mehrt wurden die Schwierigkeiten durch die Ein⸗ 
ſchränkung der bisher für die Wohnungsbautätig⸗ 
keit verwendeten öffentlichen Mittel. In erſter 
Linie betrafen dieſe Schwierigkeiten die größeren 
Miethäuſer, während ein weſentlicher Teil des 
im Jahre noch feſtzuſtellenden Neuzugangs von rd. 
120 000 Wohnungen auf Klein- und Einfamilien- 
häuſer entfällt, zumal dieſem auch allein noch 
durch die Maßnahmen des Reiches auf dem Ge- 
biete der vorſtädtiſchen Kleinſiedlung und des 
Eigenheimbaues öffentliche Förderung zuteil 
wurde. In dem Ausbau der vorſtädtiſchen Klein- 
ſiedlung zu einer ausgeſprochenen Nebenberufs⸗ 
ſiedlung mit ländlichem Charakter erblickt der Be⸗ 
richt eine weſentliche Aufgabe zukünftiger Woh⸗ 
nungspolitik. 5 

Im Augenblick ſteht aber demgegenüber vom 
Standpunkte der Beleihungsinſtitute aus die 
Feſtigung des vorhandenen Wohnungsbeſtandes 
und die Wiederherſtellung ſeiner Rentabilität im 
Vordergrunde. Der Bericht lehnt nachdrücklich 
den Gedanken ab, zur Wiederherſtellung der Ren⸗ 
tabilität eine erneute generelle Zinsſenkung ein⸗ 
treten zu laſſen oder den beſtehenden Voll⸗ 
ſtreckungsſchutz zu erweitern. Er hält demgegen⸗ 
über Hilfsmaßnahmen anderer Art für erforder⸗ 
lich, die die Ausſetzung von Verzinſung und Til⸗ 
gung der öffentlichen Mittel, Maßnahmen auf 
ſteuerlichem Gebiete, insbeſondere den Fortfall 
der Gemeindezuſchläge zur Grundvermögensſteuer, 
daneben auch ein Entgegenkommen bei der Feſt⸗ 
ſetzung und Einziehung der kommunalen Gebüh⸗ 
ren und Beiträge. 

Der Kapitalmarkt ſtand während des ganzen 
Berichtsjahres im Zeichen der Unruhe. Bis zum 
25. Februar blieben die Börſen vollſtändig, bis 
zum 12. April beſchränkt geſchloſſen. Auch danach 
aber erlitten die Kurſe der feſtverzinslichen Wert⸗ 
papiere außerordentlich hohe Schwankungen, die 
bei Pfandbriefen 20% und mehr, bei Kommunal- 
obligationen und öffentlichen Anleihen noch 
höhere Werte erreichten. Die Tiefſtkurſe für 
Pfandbriefe des 6%igen Typs lagen zwiſchen 60 
und 65, für Kommunalobligationen ſogar unter 
50%. Erſt gegen Ende des Jahres machte ſich eine 
Rückkehr des Vertrauens bemerkbar, ſodaß auch 
der Kursſtand am Rentenmarkt bis zum Jahres— 
ſchluß eine anſehnliche Wiedererhöhung erfuhr. 
Unter dieſen Umſtänden war der Einfluß der 


Realkreditinſtitute auf die Kursgeſtaltung natur⸗ 
gemäß nur begrenzt. Rückflüſſe an feſt verzins⸗ 
lichen Wertpapieren führten zu einer Umlaufs⸗ 
verminderung ſämtlicher Pfandbriefinſtitute im 
Neugeſchäft um mehr als 300 Millionen gegen⸗ 
über einer Steigerung des Umlaufs von 500 Mil- 
lionen im Vorjahr. Ebenſo wie die anderen 
Pfandbriefinſtitute konnte die Anſtalt neue Dar- 
lehen im Berichtsjahre nicht gewähren, zumal 
auch das hohe Diſagio infolge des niedrigen Kurs⸗ 
ſtandes der Pfandbriefe die Beleihungstätigkeit 
unmöglich machte. 

Die Möglichkeit zu einer Wiedergeſundung des 
Kapitalmarktes erblickt die Anſtalt in einer ziel⸗ 
bewußten Abkehr von allen Zwangsmaßnahmen, 
welche allein die Vorausſetzungen zu einer Be⸗ 
lebung der wirtſchaftlichen Betätigung ſchaffen 
kann, nämlich organiſche Senkung des Zinsſatzes 
und Beſchaffung neuen Anlagekapitals. Zurück⸗ 
haltung der Inſtitute bei der Neubegebung von 
Emiſſionen iſt unerläßlich. 

Eine Folge der Lage des Neuhausbeſitzes war 
es, daß trotz Entgegenkommen gegenüber Stun⸗ 
dungsgeſuchen und trotz der damit verbundenen 
Erhöhung der Zinsrückſtände eine Anzahl der 
Pfandgrundſtücke der Anſtalt zur Zwangsverſtei⸗ 
gerung gebracht werden mußte. Von zwei Aus⸗ 
nahmefällen abgeſehen, iſt aber die Anſtalt von 
nachſtelligen Gläubigern oder anderen Intereſſen— 
ten ausgeboten worden. Eine noch ſtärkere Er- 
höhung der Zinsrückſtände trat bei den Kommu—⸗ 
nalobligationen ein. Die Wiederherſtellung der 
Zahlungsfähigkeit der Gemeinden und Gemeinde- 
verbände iſt für eine ordnungsmäßige Wirtſchafts⸗ 
führung von entſcheidender Bedeutung. 

Die Anſtalt verfügte am 31. 12. 1932 über ein 
unverändertes Grundkapital von 30 879 000 RM. 
Der Hypothekenbeſtand iſt von 22 714 Beleihungen 
mit 290 852 671 RM auf 22647 Darlehen mit 
287 638 172 RM geſunken. Unter Berückſichtigung 
der anteiligen Tilgungsbeträge beläuft ſich der 
Deckungsbeſtand an Hypotheken am Bilanzſtich⸗ 
tage auf 276996594 RM. Insgeſamt hat die 
Anſtalt 74 404 Wohnungen beliehen, unter denen 
die Zwei⸗ und Dreizimmerwohnungen mit Küche 
mit 32 673 bzw. 23 414 im Vordergrunde ſtehen. 
Der Reſt verteilt ſich ziemlich gleichmäßig auf 
Einzimmerwohnungen mit Küche und auf größere 
Wohnungen mit vier und mehr Zimmern. Die 
durchſchnittliche Höhe einer Beleihung beträgt 
12701 RM, auf die einzelne Wohnung entfallen 
durchſchnittlich 3866 RM. 

Im Kommunaldarlehnsgeſchäft hat ſich der Be— 
ſtand von 379 Kommunaldarlehen mit nom. 
89 155 230 RM auf 374 Darlehen mit nom. 
88 553 330 RM verringert. Unter Berückſichti⸗ 
gung der Tilgungen ergibt ſich ein Deckungsbe⸗ 
ſtand der Kommunalobligationen von 86 445 928 
Reichsmark. 

Der Umlauf an Pfandbriefen und Kommunal⸗ 
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he 


obligationen ſank von 360 208 541 auf 353 086 925 
Reichsmark. 4 

In der Bilanz erſcheinen (Zahlen des Vorjahres 
in Klammern) neben den ſchon vorſtehend erwähn⸗ 
ten Poſten Kaſſenbeſtand und Bankguthaben mit 
16 768 327 RM (16 789 671 RM), Forderungen 
aus Lombardgeſchäften, Zwiſchenkrediten und ſon⸗ 
ſtige Forderungen mit 9 695 283 RM (7207 939 
RM), eigene Wertpapiere mit 7 172 963 RM 
(6 243 446 RM), verzinsliche Schatzanweiſungen 
unverändert mit 1762400 RM und ſonſtige 
Wertpapiere mit 1900 062 RM (3 918 810 RM), 
Beteiligungen werden mit 345 002 RM (280 000 
RM) ausgewieſen. Fällige Zinsforderungen auf 
Hypotheken betragen 2651388 RM (3 436 045 
RM), auf Kommunaldarlehen 732 826 RM 
(346 874 RM). Das Bankgebäude ſteht nach Ab⸗ 
ſchreibung von 50 000 RM noch mit 1250 000 RM 
zu Buche, die neu hinzugekommenen ſonſtigen 
Grundſtücke ſind bis auf 1 RM abgeſchrieben. 

Auf der Aktivſeite der Bilanz iſt der allgemeine 
Reſervefonds von 3 300 000 RM auf 4300 000 
RM, der Penſionsreſervefonds von 450 000 RM 
auf 500 000 RM angewachſen. Rückſtellungen er: 
ſcheinen mit 2 462 023 RM (217 137 RM), ſtaat⸗ 
liche Fonds und Kredite werden mit 3795 585 
RM (2 580 831 RM), einzulöſende Zinsſcheine 
mit 8 168 299 RM (10 720 909 RM), ſonſtige Kre⸗ 
ditoren mit 1560 518 RM (2 787 540 RM) aus⸗ 
gewieſen. 

Die Gewinn- und Verluſtrechnung weiſt im 
Haben neben einem Gewinnvortrag von 319 485 
RM (96 057 RM) Hypothekendarlehen-Zinſen im 
Betrage von 18 495597 RM (22 800 586 RM), 
Zinſen von Kommunaldarlehen im Betrage von 
5 659 734 RM (5 220 420 RM), ſonſtige Zinſen 
mit 1329554 RM (1 605 461 RM), ſowie Erträge 
aus Beteiligungen und ſolche mit 1030 684 RM 
aus. Auf der Paſſivſeite haben Gehälter und 
Löhne 1233 751 RM (1219 631 RM), und die in 
der Bilanz des Vorjahres zuſammengezogenen 
ſozialen Abgaben und ſonſtigen Aufwendungen 
44 955 RM bzw. 281 312 RM (351572 RM) er⸗ 
fordert. Für Abſchreibungen werden 367 783 RM 
(256 515 RM) verwendet. Zinſen auf Pfandbriefe 
und Kommunalobligationen haben 20 992 427 RM 
(24 920 996 RM), und Beſitzſteuer 408 547 RM 
(389 846 RM) erfordert. Der Reingewinn beläuft 
ſich einſchließlich des Vortrags aus 1931 auf 
2 606 279 RM (2 583 964 RM), aus dem 1000 000 
RM dem allgemeinen Reſervefonds und nach Ver⸗ 
teilung einer 4prozentigen Dividende im Betrage 
von 1235160 RM 50000 RM dem Penſions⸗ 
reſervefonds zugeführt werden, während der Reſt 
von 321 119 RM auf neue Rechnung vorgetragen 
wird. 


Entſcheidungen über Bauſparkaſſen. 


Senatsſitzung des Reichsauſſichtsamts für Pri⸗ 
vatverſicherung am 14. Februar 1933: 


1. Zentral⸗Bauſparkaſſe A.⸗G. in Berlin: Zah⸗ 
lungsverbot wird bis 31. März 1933 verlän⸗ 
gert. 

2. Reichsheim Bauſparkaſſe A.⸗G. in Berlin: Die 
beſtehenden Bauſparverträge werden verein⸗ 
facht abgewickelt. Die Liquidation wird einem 
vom Reichsaufſichtsamt zu beſtellenden Liqui⸗ 
dator übertragen. 

3. Weſtdeutſche Bau⸗Sparbank, eingetragene Ge⸗ 
noſſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht in 
Gladbach⸗Rheydt: 

4. „Baudag“ AG. für Baudarlehen und Hypo⸗ 
thekenablöſung in Aachen: 

5. Bauſparkaſſe Rhenania A.⸗G. in Köln: 

6. Heimſtätten⸗Bauſparkaſſe, Geſellſchaft mit be⸗ 
ſchränkter Haftung in Heidelberg: 

Dieſen Bauſparkaſſen wird der Geſchäfts⸗ 
betrieb unterſagt. Die beſtehenden Bauſpar⸗ 
verträge werden vereinfacht abgewickelt. 

Bei der Heimſtätten-Bauſparkaſſe wurde außer⸗ 

dem ein Zahlungsverbot mit ſofortiger Wirkung 
bis zum 14. Mai 1933 erlaſſen. 


Senatsſitzung vom 22. bis 24. Februar 1933: 
Folgenden Bauſparkaſſen wurde die Erlaubnis 
zum Geſchäftsbetrieb erteilt: 

1. Bauſparkaſſe Solid A.⸗G. in Bonn. 

2. Bauſparkaſſe „Brücke zum Wohlſtand“ e Gmbh. 
in Hamburg. 

3. Gemeinnützige Spargenoſſenſchaft Singen am 
Hohentwiel — Sparſi — eGmbH. in Singen 


a. H. 
4. „Deutſcher Rhein“ Bauſparkaſſen⸗A.⸗G. in 
Köln. 

Der Heimſtatt G. m. b. H. in Berlin iſt die Ge⸗ 
währung von nachſtelligen Hypotheken unter be⸗ 
ſtimmten Vorausſetzungen erlaubt worden. 

Die unter 2. und 3. genannten Bauſparkaſſen 
ſind unter Bedingungen zugelaſſen; dieſe Ent⸗ 
ſcheidungen ſind noch nicht rechtskräftig. 


Bauſparen in Zahlen. 

In Deutſchland gab es bis Ende 1931 etwa 450 
private Bauſparkaſſen, von denen heute noch 174 
tätig ſind, dazu 18 öffentliche Bauſparkaſſen. Die 
Zuteilungsſumme dieſer 192 Kaſſen hat 510 Mill. 
RM erreicht. Der Bauſparbeſtand beträgt 380 000, 
davon entfallen auf die Bauſparkaſſe der Ge- 
meinſchaft der Freunde 57 000, während deren Zu⸗ 
teilungsſumme 201,2 Mill. RM. beträgt. Die 
nächſten 10 größeren privaten Bauſparkaſſen haben 
147 000 Bauſparer und eine Zuteilungsſumme von 
183,5 Mill. RM. Amerika verzeichnet dagegen 
12 000 Bauſparkaſſen mit 12 Mill. Mitgliedern 
und 8 Millionen bisher finanzierten Eigenheimen. 
In England gibt es 1000 Bauſparkaſſen mit 2,6 
Millionen Mitgliedern und 2% Millionen finan⸗ 
zierten Eigenheimen, während in Deutſchland bis⸗ 
her 30 000 Eigenheime durch Bauſparkaſſen finan⸗ 
ziert ſind. 
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Sparfajjeneinlagen im Dezember u. Januar 1932. 

Die Entwicklung der Spareinlagen bei den deut⸗ 
ſchen Sparkaſſen war auch im Dezember 1932 ver⸗ 
hältnismäßig günſtig. Zwar waren — im Gegen⸗ 
ſatz zu den beiden Vormonaten — die Auszahlun⸗ 
gen wieder größer als die Einzahlungen. Die ge⸗ 
ringe Höhe von 23,4 Millionen RM, die der Aus⸗ 
zahlungsüberſchuß aufweiſt, läßt den Schluß zu, 
daß die Beſſerung der Einlagenbewegung im 
Sparverkehr anhält. 

Im Monat Januar hat ſich die günſtige Ent⸗ 
wicklung fortgeſetzt. In allen preußiſchen Regie⸗ 
rungsbezirken und Provinzen konnte zum erſten⸗ 
mal ein Einzahlungsüberſchuß feſtgeſtellt werden. 

Herabſetzung der Zinſen bei der RN. 

Das Direktorium der Reichsverſiche⸗ 
rungsanſtalt für Angeſtellte hat auf Grund 
einer Eingabe des Hauptverbandes beſchloſſen, den 
Zinsſatz für die an gemeinnützige Wohnungs⸗ 
unternehmen bewilligten Baudarlehen allgemein 
für die Zeit vom 1. Oktober 1932 bis zum 30. Juni 
1933 von 6% auf 5% herabzuſetzen. 


Ausſtellungen und Tagungen 
Eine Sonderausſtellung Siedlungsweſen 
iſt im Rahmen der „erſten allgemeinen Reform⸗ 
Ausſtellung — Lebenserneuerungsſchau“ vorge⸗ 
ſehen, die vom 15. bis 23. April 1933 zu Berlin 
in den Geſamträumen des Zoologiſchen Gartens 
ſtattfinden wird. Zum Auf- und Ausbau der 
Sondergruppe Siedlungsweſen iſt, wie es in dem 
Proſpekt heißt, ein Arbeitsausſchuß beſtellt wor⸗ 
den, der ſich aus den Herren Dr. de Laporte 
(Arbeitsgemeinſchaft für neuzeitliche Siedlung), 
Dr. Hofrichter (Brandenburgiſche Heimſtätte) 
und Reg.⸗Baumeiſter a. D. Vollrath zuſam⸗ 
menſetzt. Die Sonderſchau ſoll in der Unterab— 
teilung e den finanziellen und organiſatoriſchen 
Aufbau der Siedlung (Heimſtätten- und Sied⸗ 
lungsgeſellſchaften, Bauſparkaſſen, Woh⸗ 
nungsfürſorge-Geſellſchaften uſw.) zeigen. 
Tagung „Wärme als Werkzeug“ auf der Leipziger 
Techniſchen und Baumeſſe. 

Im Rahmen der Leipziger Frühjahrsmeſſe wird 
eine Tagung „Wärme als Werkzeug“ veranſtaltet. 
Proſpekte ſind von der Meſſeleitung zu erhalten. 


Wirtſchaftszahlen 

Der deutſche Außenhandel im Januar 1933. 

Im Januar 1933 beträgt die Einfuhr 368 Mil⸗ 
lionen RM. Von dem Geſamtrückgang gegenüber 
Dezember um 55 Mill. RM entfallen 26 Millio⸗ 
nen RM auf die Lebensmitteleinfuhr, 18 Mil⸗ 
lionen RM auf die Rohſtoffeinfuhr und 10 Millio⸗ 
nen RM auf die Fertigwareneinfuhr. Der Durch⸗ 
ſchnittswert für die Geſamteinfuhr hat ſich um 
annähernd 3 v. H. geſenkt, ſodaß der MWertab- 
nahme der Einfuhr um 13 v. H. eine mengen⸗ 
mäßige Abnahme um 10 v. H. entſpricht. 


Die Ausfuhr beträgt im Januar 391 Millionen 
RM und hat danach gegenüber Dezember eine 
Abnahme um 100 Millionen RM erfahren, an der 
die Fertigwarenausfuhr mit 88 Millionen RM, 
die Ausfuhr von Rohſtoffen und halbfertigen 
Waren mit 10 Millionen RM beteiligt iſt. Wert⸗ 
und Volumenrückgang der Geſamtausfuhr machen 
übereinſtimmend 20 v. H. aus. 


Kurs der Auslandsanleihen. 

Eine Anterſuchung des Inſtituts für Konjunk⸗ 
turforſchung ſtellt feſt, daß die in New Pork 
notierten deutſchen Auslandsan⸗ 
leihen am 12. Januar 1933 durchſchnittlich mit 
66% notiert wurden gegen 22% auf ihren tief⸗ 
ſten Stand Anfang Juni 1932. Die Rendite iſt in 
derſelben Zeit von etwa 307 p. a. auf 10% zu⸗ 
rückgegangen, die Rendite von 60 repräſentativen 
amerikaniſchen Bonds von rd. 7 auf 5,6%. 


Arbeitsloſigkeit. 

Nach dem Bericht der Reichsanſtalt für Arbeits⸗ 
vermittlung und Arbeitsloſenverſicherung für die 
Zeit vom 1. bis 15. Februar waren am 15. Fe⸗ 
bruar bei den Arbeitsämtern rund 33 000 Arbeits⸗ 
loſe mehr gemeldet als Ende Januar. Die Reichs⸗ 
zahl der Arbeitsloſen an dieſem Stichtage bleibt 
mithin mit rund 6 047 000 um rund 80 000 hinter 
der entſprechenden Zahl des Vorjahres zurück. 

Ende Februar betrug die Arbeitsloſenzahl rund 
6 002 000 und war damit um 45 000 niedriger als 
Mitte Februar. 

Das Notwerk der deutſchen Jugend 
erfaßt raſch ſteigende Zahlen von Jugendlichen; 
ſchätzungsweiſe dürfte zurzeit die Zahl von 200 000 
überſchritten ſein. Die Beſchäftigungs möglichkeiten 
in der wertſchaffenden Arbeitsloſenfürſorge wur⸗ 
den durch die Jahreszeit ſtark eingeſchränkt, ſodaß 
Ende Januar nur noch etwa 22 000 Notſtands⸗ 
arbeiter gezählt werden konnten. 


Arbeitsloſigkeit im Baugewerbe. 


Wie die Monatsſchrift des Zentralver⸗ 
bandeschriſtlicher Bauarbeiter zeigt, 
waren Ende Januar 91,26% der Mitglieder des 
Verbandes arbeitslos gegen 39,66% per Ende 
Dezember. Dieſe Ziffern gelten für das ganze 
Reich. Den niedrigſten Stand (Ende Januar) 
weiſt Schleſien mit 85,12%, den höchſten Stand 
Pommern mit 100% auf. 


Lebenshaltungskoſten und Großhandelspreiſe. 

Die Reichsindexziffer für die Lebenshaltungs⸗ 
koſten iſt im Durchſchnitt des Monats Februar 1933 
um 0,4% auf 116,9 (gegenüber 117,4 im Vor⸗ 
monat) zurückgegangen. Die Geſamtindexziffer 
der Großhandelspreiſe hat Anfang Februar ihre 
Abwärtsbewegung fortgeſetzt. Sie betrug am 
8. Februar 90,5, während ſie Mitte des Monats 
auf 91,2 angeſtiegen iſt. 
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